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GESETZ- ARTIKEL XXXVII. VOM JAHRE 1875. 

DAS HANDELSGESETZ. 

(Das Gesetz wurde am 16. Mai 1875 sanctionirt, am 18. Mai 
1875 im Abgeordnetenhause, am 19. Mai 1875 im Magnaten- 
hause kundgemacht und ist in Folge der auf Grund des §. 566 
des Gesetzes erlassenen Verordnung des Ministers für Acker- 
bau, Gewerbe u. Handel, ZI. 26,922 v. J. 1875 am 1. Januar 

1876 ins Leben getreten.) 



ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN. 

§. 1. In Handelssachen kommen, insoweit dieses 
Gesetz über dieselben keine Bestimmungen 
enthält, die Handelsgebräuche, und in Erman- 
gelung solcher das allgemeine bürgerliche Recht 
in Anwendung. 

Über Handelsgebräuche stellen die Handelskammern Zeug- 
nisse aus. (GA. VI. v. J. 1868). 

§. 2. Wo dieses Gesetz der Gerichtshöfe 
erwähnt, sind darunter die in Handelssachen com- 
petenten Gerichte zu verstehen. 

Die Competenz und das Verfahren in Handelssachen re- 
geln die Verordnung des Justizministers, ZI. 3269 v. J. 1881 
u. GA. XVIII. v. J. 1893, über das summarische Verfahren. 

Dr. T. Low: Das Handelsgesetz. 1 



ERSTER THEIL. 

* 

Ton den Kauflenten and Handelsgesellschaften. 

ERSTER TITEL. 
Von den Kaufleuten im Allgemeinen. 

§. 3. Als Kaufmann im Sinne dieses Gesetzes ist 
anzusehen, wer im eigenen Namen gewerbemässig 
Handelsgeschäfte betreibt. 

Die Begriffsbestimmung der Handelsgeschäfte folgt in 
den §§. 258 u. 259. Die Kaufmannseigenschaft ist von der 
Eintragung in das Handelsregister unabhängig, die Eintra- 
gung giebt aber einzelne Rechte, welche den nicht ein- 
getragenen Kaufleuten nicht zustehen. (§. 16) Die Praxis 
bestimmt auch, dass die gesetzlichen Regeln des Handels- 
concurses nur auf eingetragene Kaufleute angewendet 
werden. 

§. 4. Die in Betreff der Kaufleute gegebenen 
Bestimmungen gelten in gleicher Weise in Betreff 
der Handelsgesellschaften (§. 61). 

In Betreff des Staates, wenn derselbe Handels- 
geschäfte betreibt, finden die erwähnten Bestim- 
mungen insoferne Anwendung, als die bestehen- 
den Gesetze und gesetzlichen Verordnungen nicht 
anders verfügen. 

In welcher Weise die auf die Handelsfirmen, 
die Handelsbücher und die Procuristen bezüg- 
lichen Titel (3, 4 und 5) auf die Handelsunter- 
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nehmungen des Staates Anwendung finden sollen, 
wird in einer besonderen Verordnung festgesetzt 
werden. 

Die Anwendung des 3., 4. und 5. Titels auf die Handels- 
unternehmungen des Staates ist in der Verordnung des Mini- 
sters für Ackerbau, Gewerbe u. Handel, u. des Ministers für 
Justiz v. 1. Dez. 1875, ZI. 26,922, geregelt. 

§. 5. Die Bestimmungen dieses Gesetzes über 
die Handelsfirmen, die Handelsbücher und die 
Procura finden auf Höker und Hausirer über- 
haupt keine Anwendung; auf Trödler, Wirthe, 
gewöhnliche Fuhrleute, Schiffer und andere Ge- 
werbsleute aber nur insoferne, als deren Gewerbe 
über den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht. 

Vereinigungen der Höker und Hausirer gelten 
überhaupt nicht als Handelsgesellschaften, die 
zum Betriebe der obenerwähnten übrigen Ge- 
werbe entstandenen Vereinigungen nur dann, 
wenn deren Betrieb über den Umfang des Klein- 
gewerbes hinausgeht. " 

Im Übrigen unterliegen derartige Personen, wenn sie nach 
§. 3 Kaufleute sind, den Bestimmungen dieses Gesetzes. 
(Vergl. C. 763/92.) Der Hausir-Handel wird durch Patent vom 
4. September 1852 geregelt. 

§. 6. Durch wen und unter welchen Beding- 
nissen der Handel als Gewerbebefugniss betrie- 
ben werden kann, wird durch das Gewerbegesetz 
(G.-A. VIII. v. J. 1872) und die diesbezüglich 
bestehenden besonderen Gesetze und Verordnun- 
gen bestimmt. 

An Stelle des GA. VIII. v. J. 1872, ist der GA. XVII. v. J. 
1884 getreten. 



ZWEITER TITEL. 
Von den Handelsregistern. 

i 

§. 7. Für die in diesem Gesetze angeordneten 
Eintragungen ist bei den Gerichtshöfen ein Han- 
delsregister zu führen. 

Diese Register sind öffentlich und ist die Ein- 
sicht in dieselben Jedermann gestattet. Von den 
Eintragungen und deren Beilagen kann Abschrift 
genommen werden, und sind dieselben in beglau- 
bigter Abschrift Jedermann auszufolgen. 

Rücksichtlich der Form und Führung der 
Handelsregister wird mit besonderer Verordnung 
verfügt werden. 

Form und Führung der Handelsregister wurde durch die 
gemeinsame Verordnung des Ministers für Ackerbau, Ge- 
werbe u. Handel und des Ministers für Justiz v. 1. Dezem- 
ber 1875, ZI. 26,922, geregelt, welche durch Verordnungen 
des Minister für Justiz v. 22. Dez. 1875, ZI. 37,836, v. 6. 
Oktober 1878, ZI. 27,122, v. 16. März 1883, ZI. 6156, v. 31. 
Mai 1883, ZI. 21,272, v. 27. Februar 1884, ZI. 1022, v. 
27. Dezember 1886, ZI. 44,227, v. tf.« Januar 1888, ZI. 
41,054/87, v. 26. Januar 1890, ZI. 4022 und durch Verord- 
nungen des Ministers für Ackerbau, Gewerbe u. Handel v. 
31. Mai 1883, ZI. 6156, u. v. 9. April 1885, ZI. 11447 ergänzt 
wurde. 

§. 8. Die Eintragungen in das Handelsregister 
sind, insofern nicht dieses Gesetz für einzelne 
Fälle anders verfügt, nach ihrem ganzen Inhalte 
in dem zu diesem Zwecke vom Ministerium für 
Ackerbau, Gewerbe und Handel herauszugeben- 
den »Zentral-Anzeiger,« die in Croatien und Slavo- 
nien erfolgenden Eintragungen aber im dortigen 
Amtsblatte ohne Verzug bekannt zu machen. 
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Ueberdies kann die Kundmachung in anderen 
durch die Betreffenden bezeichneten Blättern, 
auf Verlangen und Kosten derselben, durch das 
Gericht verfügt werden. 

§. 9. Dritten Personen gegenüber haben die Ein- 
tragungen in die Handelsregister vom Tage der im 
»Central-Anzeiger,« für Croatien und Slavonien 
dagegen der im Amtsblatte erschienenen Kund- 
machung Wirksamkeit. 

Mit der Nichtkeiuitniss der geschehenen Kund- 
machung kann sich Niemand entschuldigen. 

DRITTER TITEL. 

Von den Handelsfirmen. 

§. 10. Die Firma ist derjenige Namen, unter wel- 
chem der Kaufmann sein Handelsgeschäft betreibt 
und dessen er sich bei der Unterschrift bedient. 

§.11. Kaufleute, welche ihr Geschäft ohne Ge- 
sellschafter betreiben, sind verpflichtet, ihren bür- 
gerlichen Namen, und zwar wenigstens ihren 
Familiennamen als Firma zu führen. 

Sie dürfen der Firma keinen Zusatz beifügen, 
welcher ein Gesellschaftsverhältniss andeutet 
Dagegen steht es ihnen frei andere Zusätze zu 
benützen, welche zur näheren Bezeichnung der 
Person oder des Geschäftes dienen. 

Der Vornamen kann in einer beliebigen Abkürzung ge- 
braucht werden, doch darf auch nur der wirkliche Vornamen 
des Kaufmannes benützt werden. (BT. 874/83.) 

Im Falle die Firma in mehreren Sprachen gezeichnet 



wird muss der Vornamen in allen in gleicher Weise benützt 
werden. (BT. 4931/83.) 

Der Zusatz kann dem Namen vorausgestellt werden. (BT. 
2555/78.) Die Zusätze dürfen den thatsächlichen Verhältnis- 
sen nicht widersprechen. (BT. 4305/92., 189/84., 1017/84. 
C. 615/94., 875/85.) 

Über den Gebrauch des ungarischen Landeswappens ent- 
scheidet GA. XVIII. v. J. 1883. 

Vergl. auch §. 58 des GA. XVII. v. J. 1834. 

§. 12. Wer ein bestehendes Handelsgeschäft 
durch Vertrag oder im Erbwege erwirbt, kann 
dasselbe mit Erlaubniss des gewesenen Geschäfts- 
inhabers oder dessen Rechtsnachfolgers, unter der 
bisherigen Firma, mit oder ohne einem das Nach- 
folgeverhältniss andeutenden Zusatz fortführen. 

§. 13. Die Firma einer offenen Handelsgesell- 
schaft muss, wenn in dieselbe nicht die Namen 
sämmtlicher Gesellschafter aufgenommen sind, 
den Namen mindestens eines der Gesellschafter 
mit einem das Vorhandensein einer Gesellschaft 
andeutenden Zusätze enthalten. 

Die Firma einer Commanditgesellschaft muss 
den Namen mindestens eines der persönlich haf- 
tenden Gesellschafter mit einem das Vorhanden- 
sein einer Gesellschaft andeutenden Zusätze ent- 
halten. 

Die Namen anderer Personen, als der persön- 
lich haftenden Gesellschafter, dürfen in die Firma 
einer neuen Gesellschaft nicht aufgenommen wer- 
den; auch darf sich keine offene Handels- oder 
Commanditgesellschaft als Actiengesellschaft oder 
Genossenschaft bezeichnen. 






Diese Bestimmungen beziehen sich auch nur auf neu er- 
richtete Geschäfte und haben im Falle des §.12 keine Gel- 
tung. Auch der Namen eines Commanditisten darf in der 
Firma nicht enthalten sein. S. §. 142. 

/ §. 14. Actiengesellschaften und Genossen- 
j Schäften sind in ihrer Firma ausdrücklich als. 
\ solche zu bezeichnen. 

§. 15. Wenn in ein bestehendes Handelsgeschäft 
Jemand als Gesellschafter eintritt, oder wenn ein 
Gesellschafter zu einer Handelsgesellschaft neu 
hinzutritt, oder aus einer solchen austritt, so 
kann, ungeachtet dieser Veränderung, die ur- 
sprüngliche Firma fortgeführt werden. 

Jedoch ist beim Austreten eines Gesellschaf- 
ters dessen Namen in der Firma enthalten war, 
dessen Einwilligung in die Fortführung der bis- 
herigen Firma erforderlich. 

Dasselbe gilt für den Fall, wenn die Gesell- 
schaft blos aus zwei Personen bestand, und deren 
eine austritt. 

Wenn Jemand einer Einzelfirma als Gesellschafter bei- 
tritt, entsteht eine offene Handelsgesellschaft, doch kann 
mit Einwilligung der Gesellschafter die bisherige Firma wei 
ter geführt werden. (BT. 668/76.) 

§. 16. Jeder Kaufmann, der nicht der im §. 5 
berührten Ausnahme unterliegt, ist bei sonstiger 
im §. 21 festgestellter Geldstrafe verpflichtet, 
gleichzeitig mit der Eröffnung seines Geschäfts- 
betriebes seine Firma bei dem Gerichtshofe, in 
dessen Sprengel sich seine Handelsniederlassung 
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befindet, protocollieren zu lassen; zugleich hat 
er dieselbe daselbst persönlich zu zeichnen, oder 
die Zeichnung derselben in beglaubigter Form 
einzureichen. 

Bevor diese Protocollirung geschehen, kann 
der Kaufmann jener Rechte, welche hinsichtlich 
der Kaufleute in diesem Gesetze festgestellt sind, 
nicht theilhaftig werden, ist jedoch bezüglich der 
übernommenen Verpflichtungen gegenüber dritter 
Personen im Sinne dieses Gesetzes verant- 
wortlich. 

Auch die Handelsgesellschaften sind zur Eintragung der 
Firma in das Handelsregister verpflichtet. (§§. 65, 126, 158, 
226.) Die Firma einer Zweigniederlassung muss bei dem 
-nach Bestimmung dieses §. zuständigen Gerichtshofe 
protocollirt werden. (§. 18.) Auch der nicht protocollirte 
Kaufmann muss Handelsbücher führen und kann im Falle 
eines Concurses auch strafrechtlich zur Verantwortung ge- 
zogen werden. (C. 9902/83.) 

§ M 17. Jede neue Firma muss sich von allen an 
«demselben Orte oder in derselben Gemeinde 
bereits bestehenden und in das Handelsregister 
eingetragenen Firmen deutlich unterscheiden. 

Wer mit einem in das Handelsregister bereits 
eingetragenen Kaufmanne gleichen Namen hat, 
muss denselben als Firma in solcher Weise 
gebrauchen, dass dieselbe von der bereits ein- 
getragenen Firma deutlich zu unterscheiden sei. 

Doch darf diese Firma nicht dem Grundsatze der Wahr- 
heit der Firma widersprechen. Die neue Firma muss sich 
von den bereits bestehenden und eingetragenen Firmen nur 
insoweit unterscheiden, dass eine Unterscheidung überhaupt 
möglich sei. Eine bestehende aber nicht protocollirte Firma 
kommt nicht in Betracht. 



§. 18. Wenn an einem anderen Orte, oder in 
einer anderen Gemeinde eine Zweigniederlassung 
errichtet wird, muss die Firma in Bezug auf die 
Zweigniederlassung bei dem für diese zuständigen 
Gerichtshofe protocollirt werden. 

Diese Eintragung kann aber nicht statt- 
finden, bevor nachgewiesen wird, dass die Ein- 
tragung der Firma bei dem in Betreff der Haupt- 
niederlassung zuständigen Gerichtshofe gesche- 
hen ist. 

Besteht an dem Orte oder in der Gemeinde, wo 
die Zweigniederlassung errichtet wird, bereits 
eine in das Handelsregister eingetragene gleiche 
Firma, so muss der neu einzutragenden Firma ein 
Zusatz beigefügt werden, durch welchen sie sich 
von jener bereits eingetragenen Firma deutlich 
unterscheidet. 

§. 19. Wenn die Firma geändert wird oder 
erlischt, oder wenn die Inhaber der Firma sich 
ändern, so ist dies behufs Eintragung in das Han- 
delsregister und Bekanntmachung anzumelden. 

Wird die Aenderung oder das Erlöschen der 
Firma nicht in das Handelsregister eingetragen 
und öffentlich bekannt gemacht, so kann Der- 
jenige, bei welchem die bezeichneten Thatsachen 
eingetreten sind, dieselben einem Dritten nur inso- 
fern entgegensetzen, als er beweist, dass sie dem 
Letzteren bekannt waren. 

§. 20. Wenn bei Uebertragung eines Handels- 
geschäftes der Erwerber die früheren Verbindlich- 
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keiten der Firma übernimmt, so steht den Gläu- 
bigern bezüglich dieser Verbindlichkeiten sowohl 
gegen den Uebergeber, als auch gegen den Ueber- 
nehmer das Klagrecht zu. 

§. 21. Wer die Vorschriften dieses Gesetzes hin- 
sichtlich der Firma-Protocollirung ausser Acht 
lässt, ist hiezu von dem zuständigen Gerichts- 
hofe mit einer Geldstrafe bis zur Höhe von 
500 Gulden von Amts wegen zu verhalten. 

Bei Verhängung der Ordnungstrafe ist dem 
Betheiligten behufs Durchführung der Eintragung 
gleichzeitig eine 14-tägige Frist zu gewähren, 
nach deren fruchtlosem Verstreichen der Betrag 
der Geldstrafe im Executionswege eiftzuheben 
ist. Die bemessene, jedoch uneinbringliche Geld- 
strafe kann in Haft nicht umgewandelt werden. 

In gleiqher Weise ist — unbeschadet der Be- 
stimmungen des §. 24 — gegen Diejenigen einzu- 
schreiten, welche sich einer Firma unbefugter 
Weise bedienen. 

Die Bestimmungen dieses §. beziehen sich nicht nur auf 
die Protocollirung einer neuen Firma, sondern sind auch 
im Falle einer Aenderung oder des Erlöschens der Firma 
anzuwenden (C. 5459/83). 

Vergl. die Verordnung des Ministers für Ackerbau, 
Gewerbe u. Handel v. 9. April 1885, ZI. 11,447. 

§. 22. Die Gerichte im Allgemeinen, insbeson- 
dere aber die Verlassenschafts- und Concurs-Ge- 
richte, sowie die Handels- und Gewerbekammern 
und die Gewerbebehörden sind verpflichtet, in- 
sofern dieselben innerhalb ihres Wirkungskreises 
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von der Verabsäumung der Eintragungspflicht 
oder von dem unrechtmässigen Gebrauche einer 
Firma amtlich Kenntniss erhalten, hievon dem 
zuständigen Gerichtshofe unverweilt die Anzeige 
zu erstatten. 

Vergl. die Verordnung des Ministers * für Handel v. 26. 
Januar 1890; ZI. 2631. 

§. 23. Wenn gegen einen Kaufmann gegen eine 
Handelsgesellschaft oder deren persönlich haften- 
den oder stillen Gesellschafter der Concurs eröff- 
net wird, so ist dieser Umstand durch das Gericht 
in dem Handelsregister ohne besondere Kund- 
machung unverzüglich ersichtlich zu machen. 

Insoferne das Handelsregister, in welchem die 
erwähnte Anmerkung zu geschehen hätte, nicht 
durch das Concurs-Gericht geführt wird, hat die 
letztere über die Concurs-Eröffnung jenen Ge- 
richtshof zu verständigen, welchem die Führung 
des Handelsregisters zuteht. 

§. 24. Wer durch den unbefugten Gebrauch 
einer Firma in seinen Rechten verletzt wird, 
kann verlangen, dass der Unberechtigte mit Ver- 
hängung der im §. 21 erwähnten Geldstrafe auf 
Unterlassung der weiteren Führung der Firma und 
auf Schadenersatz belangt werde. 

Ueber das Vorhandensein und die Höhe des 
Schadens entscheidet der Gerichtshof auf Grund 
der obwaltenden Umstände, nöthigen Falls mit 
Beiziehung von Sachverständigen, nach seinem 
freien Ermessen. 
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Das Gericht kann gleichzeitig über Einschreiten 
des Beschädigten die Veröffentlichung des Er- 
kenntnisses auf Kosten des Verurtheilten an- 
ordnen. 

Für diese Klage ist jener Gerichtshof zuständig, bei wel- 
chem die Eintragung der Firma nach §. 16 zu erfolgen hat. 
(Verordnung des Ministers f. Justiz v. J. 1881, ZI. 3269, 
,§. 6, N. 2 u. §. 8.) Es kann auch auf Unterlassung der wei- 
teren Führung der Firma geklagt werden, ohne Schaden- 
ersatz zu verlangen (BT. 2971/77.) Ueber Firmenschutz Oes- 
terreich gegenüber s. Art. XVII. des GA. XX. v. J. 1878 
J>ez. §. 1 Ides GA. XXX. v. J. 1899; dem Deutschen Reiche 
gegenüber GA. IV. v. J. 1892; Serbien gegenüber GA. XX. 
v. J. 1893 u. Japan gegenüber GA. XXXIII. v. J. 1898. 

VIERTER TITEL. 

Von den Handelsbüchern. 

§. 25. Jeder Kaufmann ist verpflichtet gebun- 
dene und mit einem Faden durchzogene Bücher, 
deren Blätter -mit fortlaufenden Zahlen versehen 
sind, zu führen, aus denen seine Geschäfte und 
die Lage seines Vermögens vollständig zu ersehen 
sind ; doch steht es ihm hiebei frei, sich jedweder 
üblichen Buchungsart und jedweder lebenden 
Sprache zu bedienen. 

Bei den Aufzeichnungen dürfen an Stellen, 
welche der Regel nach zu beschreiben sind, keine 
leeren Zwischenräume gelassen werden. Der 
ursprüngliche Inhalt einer Eintragung darf nicht 
durch Durchstreichen oder auf andere Weise un- 
leserlich gemacht, es darf Nichts radirt, noch dür- 
fen solche Veränderungen vorgenommen werden, 
bei deren Beschaffenheit es ungewiss ist, ob sie 
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bei der ursprünglichen Eintragung oder erst spä- 
ter gemacht worden sind. 

Die strafrechtliche» Folgen der Unterlassung der Führung 
von Handelsbüchern sind im StGB. §§. 414 u. 416 gere- 
gelt. Der Kaufmann kann durch Verhängung der Geldstrafe 
nicht zur Führung von Handelsbüchern gezwungen werden 
(BT. 3191/83) eine Ausnahme bildet die Actiengesellschaft 
(§. 198). Die mit einem Faden nicht durchzogenen Bücher 
haben keine Beweiskraft. ^C. 1255/88). 

Vergl. §§. 15, 51, 57 des GA. XVII. v. J. 1884. 

§. 26. Jeder Kaufmann hat bei Beginn seines 
Geschäftsbetriebes ein Inventar aufzunehmen, 
in demselben sein unbewegliches Vermögen, seine 
Forderungen und Schulden, den Betrag seines 
Baargeldes und seine sonstigen Güter genau zu 
verzeichnen und den Werth der einzelnen Ver- 
mögensstücke anzugeben, zugleich hat er einen 
das Verhältniss des Vermögens und der Schulden 
darstellenden Abschluss zu machen. Er hat her- 
nach in jedem Jahre ein solches Inventar und eine 
solche Bilanz anzufertigen. 

Hat der Kaufmann ein Waarenlager, dessen 
Inventirung nach der Beschaffenheit des Geschäf- 
tes nicht in jedem Jahre geschehen kann, so 
genügt es, wenn das Inventar des Waarenlagers 
alle zwei Jahre aufgenommen wird. 

§. 27. Das Inventar und die Bilanz sind von 
dem Kaufmanne zu unterzeichnen. Bei offenen 
Handelsgesellschaften und Commanditgesellschaf- 
ten sind die erwähnten Urkunden von sämmt- 
lichen persönlich haftenden Gesellschaftern zu 
unterzeichnen. 
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Der Kaufmann kann das Inventar und die 
Bilanz in ein dazu bestimmtes Buch eintragen 
oder jedes Mal besonders zusammenstellen. In 
letzterem Falle sind diese Urkunden in chrono- 
logischer Reihenfolge geordnet aufzubewahren. 

§. 28. Bei der Aufnahme des Inventars und der 
Bilanz sind sämmtliche Vermögensstücke und 
Forderungen nach dem Werthe anzusetzen, wel- 
cher ihnen zur Zeit der Aufnahme beizulegen ist. 

Zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem 
wahrscheinlichen Werthe anzusetzen, uneinbring- 
liche Forderungen aber abzuschreiben. 

§. 29. Jeder Kaufmann ist verpflichtet, die 
empfangenen Handelsbriefe aufzubewahren und 
eine Abschrift — Copie oder Abdruck — der ab- 
gesandten Handelsbriefe nach der Zeitfolge in 
ein Copirbuch eingetragen zurückzubehalten. 

§. 30. Die Kaufleute sind verpflichtet, ihre 
Handelsbücher durch wenigstens zehn Jahre, vom 
Tage der in dieselben geschehenen letzten Eiü- 
tr^gung gerechnet, aufzubewahren. 

Dasselbe gilt auch in Ansehung der Handels- 
briefe, Inventare und Bilanzen. 

§. 31. Ordnungsmässig geführte Handelsbücher 
protocollirter Kaufleute liefern bei Streitigkeiten 
über Handelssachen in der Regel einen unvoll- 
ständigen Beweis, welcher durch den Eid oder 
durch andere Beweismittel ergänzt werden kann. 
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Diese Beweiskraft kommt den Büchern gegen- 
über von Kaufleuten auf die Dauer von zehn 
Jahren, gegenüber von Nichtkaufleuten aber auf 
die Dauer von zwei Jahren, vom Tage der Ein- 
tragung der streitigen Post, zu. 

Jedoch hat das Gericht nach seinem durch die 
Erwägung aller Umstände geleiteten Ermessen zu 
entscheiden, ob dem Inhalte der Bücher ein grös- 
seres oder geringeres Mass der Beweiskraft beizu- 
legen, ob in dem Falle, wo die Handelsbücher 
der streitenden Theile nicht übereinstimmen, von 
diesem Beweismittel ganz abzusehen, oder ob den 
Büchern des einen Theiles eine überwiegende 
Glaubwürdigkeit beizumessen sei. 

Vergl. §§. 75, 80 u. 215 des GA. XVIII. v. J. 1893. 

§. 32. Handelsbücher, in welchen sich Unregel- 
mässigkeiten zeigen, können als Beweismittel nur 
in so weit berücksichtigt werden, als dieselben 
ungeachtet dieser Unregelmässigkeiten, nach der 
Lage der Sache dennoch glaubwürdig erscheinen. 

§. 33. Die Beweiskraft der Handelsbücher wird 
dadurch nicht berührt, dass diese durch Hand- 
lungsgehilfen geführt werden. 

§. 34. Das Gericht kann im Laufe des Rechts- 
streites auf Antrag einer Partei die Vorlegung der 
Handelsbücher der Gegenpartei verordnen. Wird 
die Vorlegung versäumt, so ist der behauptete In- 
halt der Bücher gegenüber der versäumenden 
Partei für erwiesen anzusehen. 
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Behauptet der Kläger im Processe nicht, dass die Bü- 
cher einen gewissen von ihm bezeichneten Inhalt haben, 
so kann deren Vorlegung nicht verordnet werden. (C. 
993/95.) 

§. 35. Der volle Inhalt der Bücher kann nur vom 
Gericht oder von den gerichtlichen Experten und 
nur insofern untersucht werden, als die ordnungs- 
mäösige Führung der Bücher in Frage steht. 

Der Gegenpartei steht blos die Einsichtnahme 
jener Eintragungen zu, welche sich auf die strei- 
tigen Posten beziehen. 

§. 36. Die Mittheilung der Handelsbücher zur 
vollständigen Kenntnissnahme von ihrem ganzen 
Inhalte kann in Erbschafts- oder Gütergemein- 
schafts-Angelegenheiten, sowie in Gesellschafts- 
theilungssachen und im Concurse gerichtlich ver- 
ordnet werden. 

FÜNFTER TITEL. 

Von den Procuristen und Handels- 
bevollmächtigten. 

§. 37. Wer von dem Eigenthümer eines Handels- 
geschäftes (Principal) eine ausdrücklich als 
Procura bezeichnete Vollmacht erhielt, oder aus- 
drücklich als Procurist bezeichnet oder ermächtigt 
wird: per procura die Firma des Principals zu 
zeichnen, ist Procurist. 

Die Procura kann mehreren Personen Jedem 
einzeln oder gemeinschaftlich ertheilt werden. 
Im letzteren Falle tritt Collectiv-Procura ein. 
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Auch offene Handelsgesellschaften, Commanditgesellschaf- 
ten, Actiengesellschaften u. Genossenschaften können Pro- 
curisten bestellen. 

Auch eine Frau kann Procurist werden (C. 996/93). 

§. 38. Die Procura ermächtigt zu allen Arten 
gerichtlichen und aussergerichtlichen Geschäften 
und Rechtshandlungen, welche der Betrieb eines 
Handelsgewerbes mit sich bringt ; sie ersetzt jede 
nach dem bürgerlichen Rechte erforderliche 
specielle Vollmacht und berechtigt zur Anstellung 
und Entlassung von Handelsgehülfen und Bevoll- 
mächtigten. 

Zur Veräusserung und Belastung von Immo- 
bilien ist der Procurist nur dann ermächtigt, wenn 
ihm hiezu eine specielle Vollmacht ertheilt wird. 

Der Procurist ist nicht ermächtigt zum Verkauf des gan- 
zen Handelsgeschäftes (C. 306/90), zur unentgeltlichen 
Schuldübernahme (1378/94), zur Löschung der Firma aus 
dem Handelsregister (BT. 2264/79), da dies nicht zum Betrieb 
eines Handelsgewerbes gehört. Die Klage gegen den Principal 
kann dem Procuristen zugestellt werden. (C. 996/93, 773/94.) 

§. 39. Eine Beschränkung des Umfanges der 
Procura hat dritten Personen gegenüber keine 
rechtliche Wirkung. 

§. 40. Der Procurist hat in der Weise zu zeich- 
nen, dass er der Firma seinen Namen und einen 
die Procura andeutenden Zusatz beifügt. 

Bei einer Collectiv-Procura hat jeder Procurist 
der mit diesem Zusätze versehenen Firmazeich- 
nung seinen Namen beizufügen. 

Dr. T. Low: Das Handelsgesetz. 2 
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Die Rechtsbeständigkeit der Zeichnung hängt von der 
Beobachtung dieser Form-Vorschrift nicht ab. (C. 425/90, 
408/99.) 



§. 41. Die Ertheilung der Procura ist vom 
Principal persönlich öder in beglaubigter Form bei 
dem zuständigen Gerichtshofe zur Eintragung 
in das Handels-Register anzumelden. Gleich- 
zeitig hat der Procurist seine Firmazeichnung da 
selbst persönlich abzugeben, oder die Zeichnung 
in beglaubigter Form einzureichen. 

Die Betheiligten sind zur Befolgung dieser Vor- 
schriften von Amtswegen durch Verhängung 
der im §. 21 bestimmten Geldstrafen anzuhalten. 

Die Procura ist jedoch von der Eintragung in das Handels- 
register unabhängig. (C. 1007/87) 

§. 42. Das Erlöschen der Procura ist vom Prin- 
cipal zur Eintragung in das Handelsregister anzu- 
melden. 

Wenn das Erlöschen der Procura nicht in das 
Handelsregister eingetragen und öffentlich be- 
kannt gemacht ist, so kann der Principal dasselbe 
einem Dritten nur dann entgegensetzen, wenn er 
beweist, dass es dem Letzteren beim Abschlüsse 
des Geschäftes bekannt war. 

.Das Erlöschen der Procura kann auch vom Procuristen 
angemeldet werden. (BT. 6464/91.) 

§. 43. Der Rechtskreis des Handelsbevollmäch- 
tigten, der von dem Principal ohne Ertheilung 
der Procura, sei es zum Betriebe seines ganzen 
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Handelsgewerbes oder zu einer bestimmten Art 
von Geschäften, oder zu einzelnen Geschäften in 
seiner Handelsniederlassung bestellt wird, er- 
streckt sich auf alle Geschäfte, welche der Be- 
trieb eines derartigen Handelsgewerbes gewöhn- 
lich mit sich bringt und auf alle Rechtshand- 
lungen, welche derlei Geschäfte erfordern. 

Jedoch ist der Handlungsbevollmächtigte zum 
Eingehen von Wechselverbindlichkeiten, zur Auf- 
nahme von Darlehen und zur Processführung nur 
dann berechtigt, wenn ihm eine solche Befugniss 
besonders ertheilt ist. Im Uebrigen bedarf er zu 
den Geschäften, auf welche sein Wirkungskreis er- 
streckt wurde, keiner besonderen Bevollmäch- 
tigung. 

Der Handlungsbevollmächtigte kann einen Kreditkauf ab- 
schliessen (C. 68/85, 835/87, 376/89, 1010/30, 1340/90). Waa 
ren bestellen (C. 1840/94, 788/94), Geldforderungen beheben 
(C. 1099/88), Waaren übernehmen (1236/88), einen Preis- 
nachlass gewähren (C. 1254/94); doch ist er nicht berech- 
tigt einen Kreditverkauf abzuschliessen (C. 205/91), zur Ueber- 
nahme einer Bürgschaft (C. 500/82, 986/82), zum Abschluss 
von Vergleichen (C. 214/90). 

Der Rechtskreis der Handelsbevollmächtigten kann vom 
Principal beschränkt werden, diese Beschränkung steht 
Dritten nur entgegen, wenn dieselben sie gekannt haben od. 
hätten kennen müssen. (C. 835/87, 1206/89, 1840/94, 
251/96, 402/97.) Es ist Sache des Vollmachtgebers die Be- 
schränkungen bekannt zu machen. Uebertretungen der Voll- 
macht sind im Zweifel vom Principal zu vertreten. (C. 
229/93.) 

Vergl. §. 7 des GA. XVIII. v. J. 1893. 

§. 44. Der Handlungsbevollmächtigte hat sich 
bei der Zeichnung jedes eine Procura anzeigenden 

2* 
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Zusatzes zu enthalten, er hat jedoch mit einem 
das Vollmachtsverhältniss ausdrückenden Zu- 
sätze zu zeichnen. 

§. 45. Die Bestimmungen der beiden vor- 
hergehenden §§ finden auch Anwendung auf 
Handlungsbevollmächtigte, welche ihr Principal 
als Handlungs-Reisende zu Geschäften an aus- 
wärtigen Orten verwändet. Dieselben gelten ins- 
besondere für ermächtigt, einerseits den Kauf- 
preis aus den, von ihnen abgeschlossenen Ver- 
käufen einzuziehen oder dafür Zahlungsfristen zu 
bewilligen, anderseits die ausstehenden Forde- 
rungen ihres Principals zu realisiren. 

Derlei Handlungs-Reisende sind nicht nur zur Uebernahme 
von Anträgen, sondern zum Abschluss von Rechtsgeschäften 
ermächtigt (C. 579/85, 205/91), sie können den Kaufpreis 
und auch die sonstigen Bedingungen des Rechts-Geschäftes 
bestimmen (C. 565/89, 1068/89, 222/97), ihr Wirkungs- 
kreis erstreckt sich auf alle Geschäfte, welche der Betrieb 
eines derartigen Handelsgewerbes gewöhnlich mit sich bringt. 
(C. 205/91.) 

Vergl. GA. XXV. v. J. 1900. 

§. 46. Ein Handlungsgehilfe ist nicht ermäch- 
tigt, Rechtsgeschäfte im Namen und für Rech- 
nung des Principals vorzunehmen. 

§. 47. Wer in einem Laden oder in einem 
offenen Magazine oder Waarenlager angestellt ist, 
gilt für ermächtigt, daselbst Verkäufe und 
Empfanghahmen, sowie Zahlungsannahmen vor- 
zunehmen, welche in einem derartigen Laden, 
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Magazine oder Waarenlager gewöhnlich . ge- 
schehen. 

§. 48. Wer die Waare gegen eine quittirte Rech- 
nung dem Käufer überbringt, gilt für ermächtigt, 
die Zahlung zu empfangen. * 

§. 49. Durch die Rechtsgeschäfte, welche ein 
Procurist oder ein Handlungsbevollmächtigter 
gemäss der Procura oder der Vollmacht im Namen 
des Principals schliesst, wird Dritten gegenüber 
der Principal berechtigt und verpflichtet. 
■ Es ist gleichgültig, ob das Geschäft ausdrücklich 
im Namen des Principals geschlossen wurde 
oder ob die Umstände ergeben, dass es nach dem 
Willen der Contrahenten für den Principal ge- 
schlossen werden sollte. 

Zwischen den Procuristen oder Bevollmäch- 
tigten und' dritten Personen erzeugt das Geschäft 
weder Rechte, noch Verbindlichkeiten. 

§. 50. Der Procurist oder der Handlungsbevoll- 
mächtigte kann ohne Einwilligung des Principals 
seine Procura oder Handlungsvollmacht auf einen 
Anderen nicht übertragen. 

§. 51. Die Procura und die Handlungsvollmacht 
sind zu jeder Zeit widerruflich, unbeschadet der 
Rechte aus dem bestehenden Dienstverhältnisse. 

Der Tod des Principals hat das Erlöschen der 
Procura nicht zur Folge. Die Handlungsvollmacht 
erlischt mit dem Tode des Principals nur dann, 
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wenn dieselbe ausdrücklich blos auf Lebenszeit 
des Letzteren ertheilt wurde. 

Die Procura u. die Handlungsvollmacht erlöschen wenn 
der Vollmachtgeber oder der Bevollmächtigte in Concurs 
gerathen. (C. 1260/91.) Der Widerruf der Handlungsvollmacht 
ist Dritten gegenüber nur gültig, wenn er erkennbar erfolgte. 
(C. 1099/88, 1454/89, 1199/91.) 

§. 52. Wer ein Handelsgeschäft als Procurist 
oder als Handlungsbevollmächtigter schliesst, 
ohne Procura oder Handlungsvollmacht erhalten 
zu haben, ingleichen ein Handlungsbevollmäch- 
tigter, welcher bei Abschluss eines Geschäftes 
seeine Vollmacht überschreitet, haftet dem Dritten 
persönlich nach Handelsrecht ; der Dritte kann 
nach seiner Wahl ihn auf Schadenersatz oder 
Erfüllung belangen. 

Diese Haftungspflicht tritt jedoch nicht ein, 
wenn der Dritte, ungeachtet er den Mangel der 
Procura oder der Vollmacht oder die Ueber- 
schreitung der letzteren kannte, sich mit ihm ein- 
gelassen hat. 

§. 53. Ein Procurist oder ein zum Betriebe eines 
ganzen Handelsgewerbes bestellter Handlungs- 
bevollmächtigter darf ohne Einwilligung des Prin- 
cipals weder für eigene Rechnung, noch für Rech- 
nung eines Dritten Handelsgeschäfte machen. 

Eine Einwilligung des Principals ist schon dann 
anzunehmen, wenn ihm bei Ertheilung der Pro- 
cura oder der Vollmacht bekannt war, dass der 
Procurist oder Handlungsbevollmächtigte für 
eigene Rechnung oder für Rechnung eines Dritten 
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Handelsgeschäfte betreibt, und er die Aufgebung 
dieses Betriebes nicht bedungen hat. 

Uebertritt der Procurist oder Handelsbevoll- 
mächtigte diese Vorschrift, so ist er dem Principal 
für den verursachten Schaden ersatzpflichtig; 
auch hat der Principal das Recht,* die für Rech- 
nung des Procuristen oder Handelsbevollmäch- 
tigten gemachten Geschäfte als für seine Rech- 
nung geschlossen anzusehen. 

Die obigen Bestimmungen finden auch auf die 
Handlungsgehülfen Anwendung. 

Das Concurrenz verbot kann vertragsmässig erweitert 
werden, ist aber in diesem Falle nur insoweit wirksam als 
es nach Zeit, Ort und Gegenstand den Anforderungen 
der Verkehrsfreiheit entspricht (C. 279/89, 1430/92, 
7797/94). 

Vergl. §. 6, N. 8 der Verordnung des Ministers für Justiz 
v. 1 November 1881, ZI. 3269 u. §. 7 des GA. XVIII. v. 
J. 1893. 

§. 54. Das dem Principal zustehende Recht, das 
nach dem vorgehenden § gemachte Geschäft 
als für seine Rechnung geschlossen betrach- 
ten zu können, sowie sein Recht Ersatz des Scha- 
dens zu fordern, erlischt nach Ablauf von drei 
Monaten von dem Zeitpunkte an gerechnet, in 
welchem der Principal von dem Abschlüsse 
des Geschäftes Kenntniss erhalten hat. 

SECHSTER TITEL. 
Von den Handlungsgehülfen. 

Die Bestimmungen dieses Titels sind durch den GA. XVII. 
y. J. 1884 theils ausser Kraft gesetzt, theils ergänzt, die 
entsprechenden Paragraphen des Gewerbe-Gesetzes sind 
hier mitgetheilt. 



24 



§. 55. Die Dienstverhältnisse und die Ansprüche 
der Handlungsgehülfen (Handlungslehrlinge), auf 
Gehalt und Unterhalt, werden durch freie Ueber- 
einkunft bestimmt. In Ermangelung einer Ueber- 
einkunft sind mit den in diesem Gesetze normirten 
Abweichungen, die Bestimmungen des dritten, 
fünften und sechsten Kapitels des Gewerbege- 
setzes (Ges.-Art. VIII. v. J. 1872) massgebend. 

Eine dem Vertrag nicht entsprechende Arbeit kann von 
dem Handlungsgehülfen auch dann nicht gefordert werden, 
wenn sie zum Betriebe der Handlung gehört (C. 4708/93). 

§§. 88—91, 96 u. 98 des GA. XVII. v. J. 1884. 

§. 88. Das Verhältniss zwischen dem Gewerbetreibenden 
und seinem Gehülfen ist Gegenstand freier Vereinbarung. 

Der Vertrag hat, inwiefern die Parteien nicht anders über- 
eingekommen sind, nur nach Ablauf einer einwöchentlichen 
Probezeit bindende Kraft. 

§. 89. Der Gewerbetreibende kann von seinem Gehülfen, 
wenn sie anders nicht übereingekommen sind, nur die zu 
seinem Gewerbebetriebe gehörende Arbeit und auch letztere 
nur in dem Masse fordern, welches der Kraft und der 
körperlichen Constitution des Gehülfen entspricht. 

Der Gewerbetreibende ist verpflichtet, dem Gehülfen Zeit 
zu gönnen, dass er an Feiertagen seiner Religion dem Gottes- 
dienste anwohnen könne. 

§. 90. Der Gewerbetreibende kann einen solchen Gehülfen 
nicht aufnehmen, welcher das gesetzliche Erlöschen defc 
mit dem früheren Arbeitsgeber geschlossenen Vertrages, 
sowie den Umstand, dass sein Arbeitsvertrag im Sinne des 
gegenwärtigen Gesetzes durch Kündigung aufhört (§. 108), 
nicht nachweisen kann. 

Der Gewerbetreibende, welcher einen Gehülfen ohne einen 
solchen Nachweis verwendet, ist mit dem Gehülfen für den 
durch die Entfernung des Gehülfen dem betreffenden Ge- 
werbetreibenden erwachsenen Schaden solidarisch verant* 
wortlich. 

§. 91. Jeder Gehülfe kann bei Erfüllung seiner vertrags- 
mässigen Verpflichtung sich frei Arbeit suchen; er kann 
nach Belieben den Platz wechseln und wählen, und zwar 
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sowohl bei Gewerbetreibenden, als auch in Fabriken oder 
bei sonstigen Unternehmern. 

§. 96. Wenn ein zeitweilig beurlaubter Soldat, Marinesoldat 
oder Honved als Gehülfe einsteht, und derselbe von der Mili- 
tärbehörde einberufen wird, erlischt die Gültigkeit des Arbeits- 
vertrages ohne Anspruch auf Entschädigung. 

Dies gilt auch für Diejenigen, welche bei Gelegenheit 
der Rekrutirung eingereiht wurden, und zum Antritt ihrer 
Militärdienstpflicht einberufen werden. 

Wenn hingegen der Reservist oder Honved zu den gesetz- 
lichen Jahresübungen einberufen wird, erlöscht der Arbeits- 
vertrag zwar nicht, doch gebührt dem Gehülfen für die Dauer 
der Uebungen kein Arbeitslohn. 

§.98. Der Gewerbetreibende, welcher seine Gehülfen auch 
mit Wohnung vesieht, hat hiezu gesunde und bewohnbare 
Räumlichkeiten zu bestimmen. 

Die vom Gehülfen wegen ungesunder Wohnung erhobe- 
nen Klagen sind von Seite der Gewerbsbehörde immer an 
Ort und Stelle mit Zuziehung des behördlichen Arztes zu 
untersuchen und sofort zu beheben. 

§. 56. Ein Handlungs gehülfe, welcher durch un- 
verschuldetes Unglück an der Leistung seines 
Dienstes zeitweise verhindert wird, geht seiner 
Ansprüche auf Gehalt und Unterhalt nicht ver- 
lustig. Jedoch hat er auf diese Vergünstigung nur 
für die Dauer von sechs Wochen Anspruch. 

§. 57. Das Dienstverhältniss zwischen dem 
Principale und dem Handlungsgehülfen kann, 
insoferne eine längere oder kürzere Dauer nicht 
contractlich bedungen wurde, von jedem Theile 
nach vorhergegangener sechswöchentlicher Kün- 
digung aufgehoben werden. 

Bei Handlungsgehülfen, welche mit wichtigeren 
Agenden betraut sind, besonders bei Buchhaltern 
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und Cassieren ist die gegenseitige Kündigungsfrist 
eine dreimonatliche. 

Die Bestimmungen dieses § kommen auch im 
Falle eines gegen den Prinzipal eröffneten Con- 
curses in Anwendung. 

§§. 92, 93 u. 97 des GA. XVII. v. J. 1884. 

§. 92. Das Verhältniss zwischen dem Arbeitsgeber und dem 
Gehülfen kann, wenn keine andere Uebereinkunft getrof- 
fen worden ist, oder wenn in Fabriken die Arbeitsordnung 
(§. 113) anders nicht verfügt, mittelst 15-tägiger Kündi- 
gung gelöst werden. 

In Bezug auf Handlungsgehülfen ist die Kündigungsfrist 
in Ermangelung einer contraclichen Vereinbarung sechs 
Wochen. 

Bezüglich der mit wichtigeren Agenden betrauten Gewerbs- 
oder Handelsgehülfen, namentlich der bei grossen Unterneh- 
mungen oder Fabriken oder Handelsgeschäften als Buch- 
halter, Cassiere, Geschäftsführer, Reisende, Magazinäre etc. 
verwendeten Gehülfen ist die Kündigung drei Monate. 

§. 93. Selbst bei rechtzeitig erfolgter Kündigung kann ein 
Gehülfe, welcher nach Stücken bezahlt wird, nicht eher 
austreten, bis er die übernommene Arbeit dem Vertrage 
entsprechend beendigt hat; desgleichen auch ein solchher 
Gehülfe, welcher den auf seinen Arbeitslohn erhaltenen 
Vorschuss nicht abgearbeitet oder zurückerstattet hat. 

§. 97. Der Gewerbetreibende, welcher seinen Gehülfen 
ohne gesetzlichen Grund vor Ablauf der Kündigungsfrist 
entlässt, ist verpflichtet demselben vor seinen Austritte 
den Lohn oder die sonstigen Gebühren, auf welchen oder 
welche er während der Kündigungsfrist Anspruch hatte, 
in einfachem Betrage, und wenn der Gehülfe ausser seinem 
Lohne noch Verpflegung hatte, in doppeltem Betrage zu 
bezahlen. 

§. 58. Der Handlungsgehilfe kann den Dienst 
ohne vorhergegangene Kündigung verlassen : 

1. wenn der Principal seinen vertragsmässigen 
Verpflichtungen nicht nachkommt; 
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2. wenn der Principal, dessen Substitut oder 
dessen Familienmitglieder sich thätlicher Miss- 
handlungen oder schwerer Ehrenverletzungen ge- 
gen den Handlungsgehülfen schuldig machen; 

3. wenn durch Fortsetzung des Dienstverhält- 
nisses die Gesundheit oder das Leben des Hand- 
lungsgehülfen wegen solcher Umstände gefähr- 
det erscheint, welche bei Abschluss des Vertrages 
nicht offenbar waren. 

In diesen Fällen gelten die Ansprüche des Hand- 
lungsgehülfen auf Gehalt und Unterhalt für die 
ganze Dauer der Kündigungsfrist. 

§. 94 des GA. XVII. v. J. 1884: 

§. 94. Der Gehülfe kann ohne Kündigung sofort entlassen 
werden : 

a) wenn er ein Verbrechen aus Gewinnsucht begeht ; 

b) wenn er gegenüber dem Gewerbetreibenden, seinem 
Stellvertreter oder einem Mitgliede seiner Familie sich Thät- 
lichkeiten oder schwere Ehrenbeleidigung zu Schulden kom- 
men lässt, die Erfüllung seiner Verpflichtungen hartnäckig 
verweigert, oder wenn er gegen den Willen des Gewerbetrei- 
benden während eines ganzen Arbeitstages ungerechtfertigt 
feiert; 

c) wenn er ungeachtet erfolgter Ermahnung die Sicherheit 
des Hauses oder Geschäftes durch seine Unvorsichtigkeit 
gefährdet ; 

d) wenn er in eine über drei Tage währende Freiheits- 
strafe verfällt; 

e) wenn er zur Leistung der vertragsmässig übernomme- 
nen Arbeit unfähig ist; 

f) wenn er an einer ekelhaften oder ansteckenden Krank- 
heit leidet; 

g) wenn er durch Missbrauch des Vertrauens des Gewerbe- 
treibenden die Interessen des Geschäftes gefährdert; 

h) wenn der Handlungsgehilfe ohne Einwilligung seines 
Chefs sei es für eigene, sei es für fremde Rechnung Handels- 
geschäfte betreibt. 

Der Schadenerzatz-Anspruch, welchen der, wegen eines 
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4er in den Punkten e) und f) angeführten Fällen entlassene 
Gehülfe etwa erhebt, ist auf Grund des Vertrages und der 
bestehenden Gesetze zu beurtheilen. 

§. 59. Der Handlungsgehülfe kann ohne 
vorhergegangene Kündigung sogleich entlassen 
werden : 

1. wenn derselbe durch Missbrauch des Ver- 
trauens seines Principals die Geschäftsinteressen 
gefährdet ; 

2. wenn derselbe ohne Einwilligung seines 
Principals für eigene Rechnung oder für Rech- 
nung eines Dritten Handelsgeschäfte macht; 

3. wenn derselbe die Erfüllung seiner Pflichten 
unterlässt ; 

4. wenn derselbe eine mehr als dreitägige 
Freiheitsstrafe abzubüssen hat, oder ohne Ein- 
willigung seines Principals und ohne einen rechts- 
mässigen Hinderungsgrund länger als drei Tage 
vom Geschäfte abwesend ist ; 

5. wenn derselbe zur .Erfüllung seiner vertrags- 
mässig übernommenen Dienstobliegenheiten un- 
fähig ist ; 

6. wenn derselbe durch längere Krankheit an 
der Dienstleistung verhindert wird; 

7. wenn derselbe an einer eckelerregenden oder 
ansteckenden Krankheit leidet; 

8. wenn derselbe sich gegen den Principal, 
dessen Stellvertreter oder Familienmitglieder 
thätlicher Misshandlungen oder schwerer Ehren- 
beleidigungen schuldig macht; 

9. wenn derselbe durch seine Unvorsichtigkeit, 
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ungeachtet erfolgter Abmahnungen, die Sicher- 
heit des Hauses oder des Handelsgeschäftes 
gefährdet ; 

10. wenn derselbe sich eines aus Gewinnsucht 
entspringenden Vergehens schuldig macht. 

Inwieferne dem Handlungsgehülfen in den 
Fällen der Punkte 6 und 7 der Anspruch auf 
Gehalt und Unterhalt unter Berücksichtigung der 
obwaltenden Umstände zukommt, ist im Sinne 
des §. 56 zu bestimmen. 

§. 05 des GA. v. J. 1884. 

§. 95. Der Gehälfe kann ohne Kündigung aUsogleich aus- 
treten : 

a) wenn der Gewerbetreibende, dessen Stellvertreter, oder 
Angehörige an ihn oder die Mitglieder seiner Familie Hand 
anlegen, ihn oder die Mitglieder seiner Familie an der Ehre 
kränken; 

b) wenn der Gewerbetreibende seinen vertragsmässigen 
Verpflichtungen nicht nachkömmt ; 

c) wenn er nach Stücken arbeitet und der Gewerbetrei- 
bende nicht in der Lage ist, ihn ununterbrochen mit Arbeit 
zu versehen; 

d) wenn bei Fortsetzung der Arbeit seine Gesundheit oder 
sein Leben gefährdert ist; 

e) wenn der Gewerbetreibende, dessen Stellvertreter, oder 
Angehörigen ihn oder die Mitglieder seiner Familie zur Inmo- 
ralität oder gesetzwidrigen Handlungen verleiten. 

§. 60. Auf jene Personen, welche bei dem Be- 
triebe des Handelsgewerbes Gesindedienste ver- 
richten, finden die Bestimmungen dieses Gesetzes 
keine Anwendung. 

Die Dienstverhältnisse dieser Personen regelt der GA. 
XIII. v. J. 1876. 



30 



SIEBENTER TITEL. 

Von den Handelsgesellschaften 
im Allgemeinen. 

§. 61. Als Handelsgesellschaften sind zu be- 
trachten : 

1. die offenen Gesellschaften; 

2. die Commanditgesellschaften ; 

3. die Actiengesellschaften ; und 
— 4. die Genossenschaften. 

Die sog. stille Gesellschaft ist keine Handelsgesellschaft 
(C. 1079/91.)' 

§. 62. Vereinigungen auf gemeinsamen Nutzen 
und Schaden, behufs Betreibung eines oder 
mehrerer Handelsgeschäfte (Gelegenheitsgesell- 
schaften) unterstehen nicht den Bestimmungen 
dieses Gesetzes über die Handelsgesellschaften. 

Bei diesen Vereinigungen sind, insoferne nicht 
ein Anderes Vertragsmässig festgesetzt worden, 
alle Theilnehmer in gleichem Verhältnisse zu 
dem gemeinsamen Unternehmen beizutragen ver- 
pflichtet, und wird der Gewinn oder Verlust, in 
Ermanglung anderer Vereinbarung, nach Köpfen 
vertheilt. 

Aus Geschäften, welche ein Theilnehmer mit 
einem Dritten geschlossen hat, wird diesem gegen- 
über er allein berechtigt und verpflichtet. Ist 
aber der Theilnehmer im Auftrage und Namen der 
Uebrigen aufgetreten oder haben alle Theilnehmer 
gemeinschaftlich oder durch einen gemeinsamen 
Bevollmächtigten gehandelt, so ist jeder Theil- 
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nehmer Dritten gegenüber solidarisch berechtigt 
und verpflichtet. 

Nach Beendigung des gemeinschaftlichen Ge- 
schäftes muss der Theilnehmer, welcher dasselbe 
führte, den Uebrigen Rechnung ablegen. Derselbe 
ist auch verpflichtet, die Liquidation zu bewerk- 
stelligen. 

Die Gelegenheitsgesellschaft kann' keine Firma führen 
(C. 1808/94) sie kann in das Handelsregister nicht eingetra- 
gen werden (BT. 5984/82) sie kann nur in der Person der ein- 
zelnen Gesellschafter verklagt werden (BT. 4130/79.) 

Dem Auftrage der Gesellschafter steht ihre nachträgliche 
Ermächtigung gleich (C. 6613/88.) 

Vergl. §. 6 P. 3, der Verordnung des Ministers für Justiz 
v. 1. Nov. 1881, ZI. 3269. 

§. 63. Die Handelsgesellschaften können unter 
ihrer Fiuna Rechte erwerben und Verpflichtungen 
eingehen; sie können Eigenthumsrechte und 
andere Rechte auf Immobilien erwerben, und im 
Processe als Kläger oder Geklagte auftreten. 

Auch eine nicht protocollirte offene Handelsgesellschaft 
ist parteifähig (BT. 781/87, C. 679/86, 1320/92, 892/97). 

ACHTER TITEL. 
Von den offenen Handelsgesellschaften. 

ERSTER ABSCHNITT. 
Von der Errichtung der Gesellschaft. 

§. 64. Eine offene Handelsgesellschaft ist vor- 
handen, wenn zwei oder mehrere Personen ein 
Handelsgewerbe unter gemeinschaftlicher Firma, 
bei unbeschränkter und solidarischer Haftung 
betreiben. 
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Zur Gültigkeit des Gesellschaftsvertrages be- 
darf es der schriftlichen Abfassung oder anderer 
Förmlichkeiten nicht. 

Mitglied der offenen Handelsgesellschaft kann auch eine 
andere offene Handelsgesellschaft sein (BT. 3763/84, 5237/84.) 

Ueber Zulassung ausländischer offenen Handelsgesell- 
schaften verfügen GA. XX. v. J. 1878, XXX. und 
XXXIX. v. J. 1899 Oesterreich, GA. III. v. J. 1892 das 
Deutsche Reich, GA. XII. v. J 1892 Italien, GA. VII. v. J. 1892 
die Schweiz, GA. XX. v. J. 1893 Serbien und GA. XIX. *■ 
J. 1897 Bulgarien betreffend. 

§. 65. Die Errichtung einer offenen Handels- 
gesellschaft ist von den Gesellschaftern bei 
Betriebseröffnung bei demjenigen Gerichtshofe, 
in dessen Sprengel die Gesellschaft ihren Sitz 
hat, und überdies bei jedem Gerichtshofe, in 
dessen Sprengel sie eine Zweigniederlassung hat, 
behufs Eintragung in das Handelsregister anzu- 
melden. 

Die Anmeldung muss enthalten: 

1. den Namen, Stand und Wohnort jedes Ge- 
sellschafters ; 

2. die Firma der Gesellschaft und den Ort, wo 
sie ihren Sitz hat; 

3. den Zeitpunkt, mit welchem die Gesellschaft 
begonnen hat; 

4. im Falle vereinbart ist, dass nur einer oder 
einige der Gesellschafter die Gesellschaft ver- 
treten sollen, die Angabe, welcher oder welche 
dazu bestimmt sind, und ob das Recht nur in Ge- 
meinschaft ausgeübt werden soll. 

Die Eintragung einer offenen Handelsgesellschaft in das 
Handelsregister ist zu deren Errichtung nicht noth wendig 
(C. 497/99.) 
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§. 66. Wenn die Firma einer bestehenden offe- 
nen Gesellschaft geändert oder der Sitz der Gesell- 
schaft an einen andern Ort verlegt wird, oder 
wenn neue Gesellschafter in dieselbe eintreten 
oder wenn einem Gesellschafter die Befugniss, die 
Gesellschaft zu vertreten, nachträglich ertheilt, 
oder wenn eine solche Befugniss aufgehoben wird, 
so sind diese Thatsachen bei dem zuständigen Ge- 
richtshofe (§. 65) behufs Eintragung in das Han- 
delsregister unverzüglich anzumelden. 
^Bei der Aenderung der Firma, bei der Ver- 
legung des Sitzes der Gesellschaft und bei der Auf- 
hebung der Vertretungsbefugnisse gelten hinsicht- 
lich deren Wirkung gegen Dritte die Bestim- 
mungen der §. 9 und 19 dieses Gesetzes. 

§. 67. Die in den vorhergehenden §§. er- 
wähnten Anmeldungen, welche ihrem ganzen In- 
halte nach in das Handelsregister einzutragen 
sind, müssen von allen Gesellschaftern bei dem 
zuständigen Gerichtshofe eigenhändig unter- 
zeichnet oder in beglaubigter Form eingereicht 
werden. 

Die mit der Vertretung der Gesellschaft be- 
trauten Gesellschafter haben zugleich ihre Firma- 
zeichnung bei demselben Gerichtshofe beglau- 
bigen zu lassen, oder diese in beglaubigter Form 
einzureichen. 



Dr. T. Low: Das Handelsgesetz. 
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ZWEITER ABSCHNITT. 



Ton dem Rechtsverhältnisse der Gesellschafter 

untereinander. 

§. 68. Das Rechtsverhältniss der Gesellschafter 
untereinander richtet sich zunächst nach dem Ge- 
sellschaftsvertrage ; insoweit in demselben über 
die Rechtsverhältnisse der Gesellschafter keine 
Vereinbarung getroffen ist, kommen die Bestim- 
mungen dieses Abschnittes zur Anwendung. 

§. 69. Wenn Geld oder andere verbrauchbare 
oder vertretbare Sachen in die Gesellschaft ein- 
gebracht werden, so gehen diese Gegenstände in 
das Eigenthum der Gesellschaft über. Dasselbe 
$ilt auch in Bezug auf unverbrauchbare oder un- 
vertretbare Sachen, wenn dieselben in einem be- 
stimmten Schätzungswerthe eingebracht werden; 
vorausgesetzt, dass die Schätzung nicht blos zum 
Zwecke der Gewinnvertheilung geschehen ist. 

Im Zweifel wird angenommen, dass die in das 
von sämmtlichen Gesellschaftern unterschriebene 
Inventar eingetragenen, bis dahin einem Gesell- 
schafter gehörigen beweglichen oder unbeweg- 
lichen Sachen Eigenthum der Gesellschaft ge- 
worden sind. 

■ 

§. 70. Kein Gesellschafter ist verpflichtet, die 
Einlage über den vertragsmässigen Betrag zu er- 
höhen, oder die durch Verlust verminderte Ein- 
lage zu ergänzen. 
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§. 71. Für die Auslagen, welche ein Gesell- 
schafter in Gesellschaftsangelegenheiten macht, 
für die Verbindlichkeiten, welche er anstatt der- 
selben übernimmt, und für die Verluste, welche 
er unmittelbar durch seine Geschäftsführung 
oder aus Gefahren, welche von derselben unzer- 
trennlich sind, erleidet, haftet ihm die Gesell- 
schaft. 

Von den vorgeschossenen Geldern kann er, vom 
Tage des geleisteten. Vorschusses an gerechnet, 
Zinsen fordern. Für die Bemühungen bei dem 
Betriebe der Gesellschaftsgeschäfte steht jedoch 
dem Gesellschafter, ausgenommen den Fall des 
§. 84, ein Anspruch auf Vergütung nicht zu. 

§. 72. Jeder Gesellschafter ist verpflichtet, in 
den Angelegenheiten der Gesellschaft den Fleiss 
und die Sorgfalt anzuwenden, welche er in seinen 
eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 

Jeder Gesellschafter haftet der Gesellschaft für 
jeden Schaden, welcher ihr durch sein Verschul- 
den entstanden ist, und kann gegen diesen 
Schaden nicht die Vortheile aufrechnen, welche 
er der Gesellschaft in anderen Fällen durch sei- 
nen Fleiss verschafft hat. 

§. 73. Ein Gesellschafter, welcher seine Geld- 
einlage nicht zur rechten Zeit einzahlt, oder ein- 
genommene Gesellschaftsgelder nicht zur rechten 
Zeit an die Gesellschaftscasse abliefert, oder un- 
befugter Weise Gelder aus der Gesellschaftscasse 

3* 
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für sich entnimmt, ist zur Entrichtung von Zin- 
sen von dem Tage verpflichtet, an welchem die 
Zahlung oder Ablieferung hätte geschehen sollen, 
oder die unbefugte Herausnahme des Geldes er- 
folgt ist. Die Verpflichtung des Gesellschafters 
zum Ersätze des etwa entstandenen grösseren 
Schadens und die übrigen . rechtlichen Folgen 
seiner Handlungen werden hiedurch nicht aus- 
geschlossen. 

§. 74. Ein Gesellschafter darf ohne Genehmi- 
gung der anderen Gesellschafter weder in dem 
Handelszweige der Gesellschaft für eigene Rech- 
nung oder für Rechnung eines Dritten Geschäfte 
machen, noch an einer anderen gleichartigen Han- 
delsgesellschaft als offener Gesellschafter theil- 
nehmen. 

Eine Genehmigung der Theilnahme an einer 
anderen gleichartigen Handelsgesellschaft ist 
rechtlich dann anzunehmen, wenn den übrigen 
Gesellschaftern bei Eingehung der Gesellschaft 
bekannt war, dass der Gesellschafter an jener 
Handelsgesellschaft als offener Gesellschafter be- 
theiligt ist, und gleichwohl das Aufgeben des er- 
wähnten Verhältnisses nicht ausdrücklich bedun- 
gen wurde. 

§. 75. Die Gesellschaft ist berechtigt jene Ge- 
schäfte, welche einer der Gesellschafter gegen die 
Bestimmungen des vorhergehenden §. für seine 
Rechnung gemacht hat, als für Rechnung der 
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Gesellschaft geschehen anzusehen ; ausserdem 
kann sie auch, unbeschadet des Rechtes, die Auf- 
lösung des Gesellschaftsvertrages zu verlangen, 
einen Schadenersatz beanspruchen. 

Das Recht der Gesellschaft, in ein von dem 
Gesellchafter für eigene Rechnung gemachtes 
Geschäft einzutreten und Schadenersatz zu 
fordern, erlischt in drei Monaten von dem Tage 
an gerechnet, in welchem die Gesellschaft von 
dem Abschlüsse des Geschäftes Kenritniss er- 
halten hat. 

Die Auflösung der concurrirenden Handlung kann nicht 
verlangt werden (C. 817/88). 

§. 76. Kein Gesellschafter kann ohne Ein- 
willigung der übrigen Gesellschafter einen Dritten 
in die Gesellschaft aufnehmen. . 

Wenn der Gesellschafter einseitig einen Dritten 
an seinem Antheile betheiligt, oder seinen An- 
theil an Jemand abtritt, so erlangt dieser an die 
Gesellschaft unmittelbar keine Rechte, er ist ins- 
besondere zur Einsicht in die Handelsbücher 
und Papiere der Gesellschaft nicht berechtigt. 

§. 77. Wenn die Geschäftsführung in dem Ge- 
sellschaftsvertrage oder zu Folge eines späteren 
Uebereinkommens einem oder mehreren der Ge- 
sellschafter übertragen worden ist, so sind die 
übrigen als von der Geschäftsführung aus- 
geschlossen anzusehen. Die Geschäftsführer sind 
in solchem Falle berechtigt, ungeachtet des Wider- 
spruches der übrigen Gesellschafter, alle Hand- 
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lungen vorzunehmen, welche der gewöhnliche 
Betrieb des Handelsgewerbes der Gesellschaft mit 
sich bringt. 

§. 78. Wenn die Geschäftsführung allen Gesell- 
schaftern oder mehreren derselben mit der aus- 
drücklichen Beschränkung übertragen ist, dass 
einer nicht ohne die Anderen handeln könne, so 
darf keiner allein Geschäfte vornehmen, es sei 
denn, dass Gefahr im Verzuge ist. 

In Ermangelung dieser Beschränkung darf jeder 
der Geschäftsführer allein alle zur Geschäfts- 
führung gehörenden Handlungen vornehmen. Je- 
doch muss auch in diesem Falle die beabsich- 
tigte Handlung unterbleiben, wenn einer der zur 
Geschäftsleitung berechtigten Gesellschafter Ein- 
sprache dagegen erhebt. 

§. 79. Die durch den Gesellschaftsvertrag oder 
ein späteres Uebereinkommen an einen oder 
mehrere Gesellschafter erfolgte Uebertragung der 
Geschäftsführung kann, so lange die Gesellschaft 
dauert, nicht ohne rechtmässige Ursache wider- 
rufen werden. 

Die Beurtheilung, ob eine rechtmässige Ursache 
zum Widerrufe vorliegt, bleibt dem Ermessen 
des Gerichtes überlassen. 

Der Widerruf kann insbesondere in den im 
§. 100, Punkt 2 — 5 bezeichneten Fällen für be- 
gründet erklärt werden. 

Die Klage auf Widerruf ist durch die übrigen Gesellschafter 
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gegen den geschäftsführenden Gesellschafter bei dem für 
die Gesellschaft zuständigen Gerichtshofe anzustrengen 
(Verord. des Min. f. Justiz v. J. 1881, ZI. 3269, §. 6, N. 3). 

§. 80. Wenn im Gesellschaftsvertrage oder zu 
Folge eines späteren Uebereinkommens die Ge- 
schäftsführung nicht einem oder mehreren Gesell- 
schaftern übertragen worden ist, so sind alle 
Gesellschafter zum Betriebe der Geschäfte der 
Gesellschaft gleichmässig berechtigt und ver- 
pflichtet. 

Erhebt jedoch ein Gesellschafter gegen die Vor- 
nahme einer Handlung Widerspruch, so muss 
dieselbe auch in diesem Falle unterbleiben. 

§. 81. Zur Vornahme von Geschäften, welche 
über den gewöhnlichen Betrieb des Handels- 
gewerbes der Gesellschaft hinausgehen, oder 
welche dem Zweck derselben fremd sind, muss 
auch dann, wenn die Geschäftsführung einem 
oder mehreren Gesellschaftern übertragen worden 
ist, ein Beschluss der sämmtlichen Gesellschafter 
eingeholt werden. 

Zur Fassung eines gültigen Beschlusses ist 
Stimmeneinhelligkeit erforderlich. Ist diese nicht 
zu erlangen, so muss die Handlung, in Ansehung 
deren ein Beschluss gefasst werden soll, unter- 
bleiben. 

§. 82. Zur Bestellung eines Procuristen ist, so- 
ferne nicht Gefahr im Verzuge ist, die Einwilli- 
gung aller geschäftsführenden Gesellschafter, und 
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wenn keine solchen ernannt sind, die Einwilligung 
aller Gesellschafter erforderlich. 

Der Widerruf der Procura kann von jedem der 
zur Ertheilung derselben befugten Gesellschafter 
rechtsgültig gescheher 

§. 83. Jeder Gesellschafter, auch wenn er an 
der Geschäftsführung der Gesellschaft nicht Theü 
nimmt, hat das Recht sich persönlich von dem 
Gange der Gesellschaftsangelegenheiten zu unter- 
richten. Er kann. zu diesem Behuf e jederzeit in 
das Geschäftslokal kommen, die Handelsbücher 
und Papiere der Gesellschaft einsehen und auf 
deren Grundlage eine Bilanz zu seiner Uebersicht 
anfertigen. 

Ein entgegengesetzes Uebereinkommen verliert 
seine Wirkung, wenn eine Unredlichkeit in der 
Geschäftsführung nachgewiesen wird. 

Eine Prüfung der Geschäftsführung der Gesellschaft durch 
Sachverständige, kann vom Gerichtshofe nicht verfügt wer- 
den (C. 91/92). 

§. 84. Jedem Gesellschafter werden am Schlüsse 
des Geschäftsjahres von seiner Einlage — oder 
wenn sich dieselbe beim Schlüsse des ver- 
flossenen Jahres durch einen Gewinn vermehrt, 
oder durch einen Verlust vermindert hat — von 
seinem Antheile am Gesellschaftsvermögen Zin- 
sen gutgeschrieben, und von den durch ihn auf 
seinen Antheil entnommenen Geldern Zinsen zur 
Last geschrieben. Für die Gesellschafter welche 
blos mit ihrer Arbeit an der Gesellschaft Theil 
nehmen, wird ein entsprechendes Honorar berech- 
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net, welches nöthigen Falls durch das Gericht 
festgesetzt wird. 

Vor Deckung der Zinsen und Honorare ist 
kein Gewinn vorhanden, diese Zinsen und Ho- 
norare bilden oder vermehren den Verlust der 
Gesellschaft. 

§. 85. Am Schlüsse eines jeden Geschäfts- 
jahres wird auf Grund des Inventars und der 
Bilanz, der Gewinn oder der Verlust ermittelt 
und für jeden Gesellschafter sein Antheil daran 
berechnet. 

Der Gewinn oder der Verlust wird unfer die 
Gesellschafter nach Köpfen vertheilt, und der 
Gewinn jedes Gesellschafters seinem Antheile 
am Gesellschaftsvermögen zugeschrieben, der 
Verlust dagegen von demselben abgeschrieben. 

§. 86. Kein Gesellschafter darf ohne Einwilli- 
gung der übrigen Gesellschafter seine Einlage 
oder seinen Antheil am % Gesellschafts vermögen 
vermindern. 

Er darf jedoch auch ohne diese Einwilligung, 
die von seinem Antheile am Gesellschafts ver- 
mögen für das letztverflossene Jahr entfallenden 
Zinsen, beziehungsweise das Honorar und soweit 
es nicht zum offenbaren Nachtheil der Gesell- 
schaft gereicht, Gelder aus der Gesellschaftscasse 
bis zu einem Betrage entnehmen, welcher seinen 
Antheil am Gewinne des letztverflossenen Jahres 
nicht übersteigt. 
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DRITTER ABSCHNITT. 

Von den Rechtsverhältnissen der Gesellschaft zu 

dritten Personen. 

§. 87. Die rechtliche Wirksamkeit des gesell- 
schaftlichen Verhältnisses tritt dritten Personen 
gegenüber mit dem Zeitpunkte ein, in welchem 
die Eintragung der Errichtung der Gesellschaft 
in das Handelsregister kundgemacht worden ist, 
aber auch früher sobald die Gesellschaft ihren 
Geschäftsbetrieb factisch eröffnet hat. 

Die Beschränkung dass die Gesellschaft erst 
mit einem späteren Zeitpunkte als dem der Kund- 
machung ihren Anfang nehmen soll, hat gegen 
dritte Personen keine rechtliche Wirkung. 

§. 88. Die Gesellschafter haften für die Ver- 
bindlichkeiten der Gesellschaft mit ihrem ganzen 
Vermögen solidarisch. 

Eine entgegenstehende Verabredung hat gegen 
Dritte keine rechtliche Wirkung. 

Auch während der Dauer der Gesellschaft dürfen die 
Gesellschafter wegen der Gesellschaftsschulden persönlich 
verklagt werden (C. 1307/98.) Aus einem Wechsel der Gesell- 
schaft können nach Auflösung der Gesellschaft, die einzel- 
nen Gesellschafter im Wechselprocess belangt werden. (C. 
344/97.) Aus einem gegen eine offene Handelsgesellschaft 
ergangenen Urtheile ist keine Zwangsvollstreckung gegen 
die Gesellschafter zulässig (BT. 1856/97). 

§. 89. Wer in eine bestehende offene Handels- 
gesellschaft eintritt, haftet gleich den anderen Ge- 
sellschaftern für alle von der Gesellschaft vor sei- 
nem Eintritte eingegangenen Verbindlichkeiten, 



f 



43 



es mag die Firma eine Aenderung erleiden 
oder nicht. 

Ein entgegenstehender Vertrag ist gegen Dritte 
ohne rechtiche Wirkung. 

§. 90. Jeder, zu Vertretung der Gesellschaft be- 
fugte Gesellschafter ist ermächtigt, alle Arten von 
Geschäften und Rechtshandlungen im Namen 
der Gesellschaft vorzunehmen, insbesondere auch 
die der Gesellschaft gehörenden Immobilien zu 
veräussern und zu belasten. 

Die Gesellschaft wird durch solche Geschäfte, 
welche ein zur Vertretung der Gesellschaft be- 
fugter Gesellschafter in ihrem Namen schliesst, 
berechtigt und verpflichtet. 

Es ist gleichgültig, ob das Geschäft ausdrück- 
lich im Namen der Gesellschaft geschlossen 
wurde, oder ob die Umstände ergeben, dass es 
nach dem Willen der Contrahenten für die Ge- 
sellschaft geschlossen werden sollte. 

§. 91. Die Gesellschaft wird durch Rechtsge- 
schäfte eines Gesellschafters nicht verpflichtet, 
wenn derselbe von der Befugniss, die Gesell- 
schaft zu vertreten, ausgeschlossen (§. 65, 4) 
oder seine diesfällige Befugniss aufgehoben wor- 
den ist (§. 66), insoferne diese Ausschliessung 
oder Aufhebung in der Weise kundgemacht 
worden ist, wie es das gegenwärtige Gesetz hin- 
sichtlich des Erlöschens der Procura anordnet 
(§• 42). 
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§. 92. Eine Beschränkung das Umfanges der 
Befugniss eines Gesellschafters, die Gesellschaft 
zu vertreten, hat dritten Personen gegenüber keine 
rechtliche Wirkung. 

§. 93. Die Gesellschaft wird vor Gericht von 
jedem Gesellschafter gültig vertreten, welchem die 
Befugniss, die Gesellschaft überhaupt zu vertre- 
ten, ertheilt wurde. 

Zur Behändigung von Zustellungen an die Ge- 
sellschaft genügt es, wenn dieselbe an einen zur 
Vertretung befugten Gesellschafter geschehen ist. 

§. 94. Die Ertheilung, sowie die Aufhebung 
einer Procura geschieht mit rechtlicher Wirkung 
gegen Dritte durch einen der zur Vertretung der 
Gesellschaft befugten Gesellschafter. 

§. 95. Die Privat gläubiger eines Gesellschafters 
sind nicht befugt, die zum Gesellschaftsvermögen 
gehörigen Sachen, Forderungen oder Rechte, oder 
die Antheile der einzelnen Gesellschafter an 
diesen zum Behufe ihrer Befriedigung oder Sicher- 
stellung in Anspruch zu nehmen. Gegenstand der 
Sicherstellung oder Befriedigung kann für die 
Privatgläubiger nur dasjenige sein, was die einzel- 
nen Gesellschafter an Jahreszinsen, Honorar oder 
Gewinnantheilen zu fordern berechtigt sind oder 
was ihnen bei der Auseinandersetzung zukommt. 

Jedoch werden die Rechte, welche an den von 
einem Gesellschafter in das Vermögen der Ge- 
sellschaft eingebrachten Gegenständen bereits zur 
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Zeit des Einbringens bestanden, durch die vor- 
stehenden Bestimmungen nicht berührt. 

§. 96. Eine Compensation zwischen Forderun- 
gen der Gesellschaft und Privatforderungen des 
Gesellschaftsschuldners gegen einen einzelnen Ge- 
sellschafter findet während der Dauer der Gesell- 
schaft weder ganz, noch theilweise statt. Nach 
Auflösung der Gesellschaft ist die Compensation 
zulässig, wenn und insoweit die Gesellschafts- 
forderung dem Gesellschafter bei der Ausein- 
andersetzung überwiesen worden ist. 

In gleicher Weise ist die Compensation 
zwischen Privatforderungen des Gesellschafters 
und den Forderungen seines Schuldners an die 
Gesellschaft, insoferne der Letztere gegen die 
Gesellschaft selbst auftritt, nur dann zulässig, 
wenn die Forderung des Gesellschafters an die Ge- 
sellschaft übertragen wurde. 

§. 97. Im Falle des Concurses der Gesellschaft 
werden die Gläubiger derselben in erster Linie 
aus dem Gesellschaftsvermögen befriedigt. 

Die Gläubiger der Gesellschaft können im Falle 
des Concurses aus dem Privatvermögen der Ge- 
sellschafter nur hinsichtlich jener Forderungs- 
reste ihre Befridigung suchen, welche aus dem 
Gesellschaftsvermägen unbedeckt blieben. 

Vergl. §§. 70, 249—251. des GA. XVII. v. J. 1881. 
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VIERTER ABSCHNITT. 



Von der Auflösung der Gesellschaft 
und dem Austreten einzelner Gesellschafter 

aus derselben. 

§. 98. Die offene Handelsgesellschaft wird 
aufgelöst : 

1. durch die Eröffnung des Concurses über 
das Vermögen der Gesellschaft; 

2. durch den Tod eines der Gesellschafter, 
wenn nicht der Vertrag bestimmt, dass die Ge- 
sellschaft mit den Erben des Verstorbenen fort- 
bestehen soll; 

3. durch die Eröffnung des Concurses über 
das Vermögen eines der Gesellschafter oder durch 
die eingetretene rechtliche Unfähigkeit eines der 
Gesellschafter zur selbstständigen Vermögens- 
verwaltung ; 

4. durch gegenseitige Uebereinkunft der Gesell- 
schafter ; 

5. durch richterlichen Beschluss (§. 100); 

6. durch Ablauf der Zeit, auf deren Dauer die 
Gesellschaft eingegangen wurde, sofern nicht die 
Gesellschafter dieselbe stillschweigend fortsetzen ; 
in diesem Falle gilt sie von da an auf unbe- 
stimmte Dauer eingegangen; 

7. durch Eintreten jener Bedingung, von wel- 
cher die Auflösung der Gesellschaft abhängig 
gemacht war; 

8. durch die von Seiten eines Gesellschafters 
geschehene Aufkündigung, wenn die Gesellschaft 
auf unbestimmte Dauer eingegangen war. 
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Eine auf Lebenszeit eingegangene Gesellschaft 
ist als eine Gesellschaft auf unbestimmte Dauer 
zu betrachten. 

Eine offene Handelsgesellschaft deren Auflösung durch die 
gegenseitige Uebereinkunft der Gesellschafter bestimmt wer- 
den soll, ist als eine Gesellschaft auf unbestimmte Dauer 
zu betrachten (BT. 4251/81.) 

§. 99. Die Aufkündigung einer Gesellschaft von 
unbestimmter Dauer Seitens eines Gesellschafters 
müss, wenn nicht ein Anderes vereinbart ist, 
mindestens ein halbes Jahr vor Ablauf des Ge- 
schäftsjahres erfolgen. 

§. 100. Jeder Gesellschafter kann die Auflösung 
der Gesellschaft vor Ablauf der bestimmten Zeit, 
oder bei Gesellschaften von unbestimmter Dauer, 
ohne vorhergängige Aufkündigung verlangen, so- 
fern die wesentlichen Bedingungen, unter welchen 
die Gesellschaft zu Stande kam, nicht mehr vor- 
handen sind. 

Die Beurtheilung ob solche Umstände anzu- 
nehmen sind, bleibt dem Ermessen des Gerichtes 
überlassen. 

Die Auflösung kann insbesondere ausge- 
sprochen werden: 

1. wenn durch äussere Umstände die Er- 
reichung des gesellschaftlichen Zweckes unmög- 
lich wird; 

2. wenn ein Gesellschafter bei der Geschäfts- 
führung oder bei der Rechnungslegung unredlich 
vorfahrt ; 

3. wenn ein Gesellschafter die Erfüllung der 
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ihm obliegenden wesentlichen Verpflichtungen 
unterlässt ; 

4. wenn ein Gesellschafter die Firma oder das 
Vermögen der Gesellschaft für seine Privatzwecke 
missbraucht ; 

. 5. wenn ein Gesellschafter durch anhaltende 
Krankheit oder aus anderen Ursachen zu dem 
ihm obliegenden Geschäften der Gesellschaft un- 
fähig wird. 

Die Klage ist gegen diejenigen Gesellschafter, welche 
sich der Auflösung der Gesellschaft entgegensetzen, zu erhe- 
ben und zwar bei dem für die Gesellschaft zuständigen 
Gerichtshofe (Verordnung des Ministers für Justiz v. 1. 
Nov. 1881, ZI. 3269 §. 6 N. 3.) 

§. 101. Hat ein Privatgläubiger eines Gesell- 
schafters, nach fruchtlos vollzogener Execution 
auf dessen Privatvermögen, die Execution auf das 
dem Gesellschafter bei dereinstiger Auflösung 
der Gesellschaft zukommende Guthaben erwirkt, 
so ist er berechtigt, es mag die Gesellschaft auf 
bestimmte oder unbestimmte' Dauer eingegangen 
sein, behufs seiner Befriedigung, nach vorher 
von ihm geschehener Aufkündigung, die Auf- 
lösung der Gesellschaft zu verlangen. 

Die Aufkündigung muss npiindestens ein halbes 
Jahr vor Ablauf des Geschäftsjahres der Gesell- 
schaft geschehen. 

Den Gläubigern der Gesellschafter stehen die Gläubiger 
der Erben eines Gesellschafters gleich (C. 732/86.) Der 
Gläubiger kann nur das fordern, was dem Gesellschafter nach 
Abzug seiner der Gesellschaft gegenüber bestehenden Schul- 
den zukommt (C. 831/91.) 
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Für die Klage des Gläubigers ist der für die Gesellschaft 
competente Gerichtshof zuständig (Verordnung des Mini- 
sters für Justiz v. 1. Nov. 1881, ZI. 3269, §. 6, N. 3.) 

§. 102. Wenn die Gesellschafter vor der Auf- 
lösung der Gesellschaft übereingekommen sind, 
dass ungeachtet des Ausscheidens eines oder 
mehrerer Gesellschafter, die Gesellschaft unter 
den Uebrigen fortgesetzt werden soll, — so endigt 
die Gesellschaft nur in Beziehung auf die Aus- 
scheidenden; im Uebrigen besteht sie mit allen 
ihren bisherigen Rechten und Verbindlich- 
keiten fort. 

§. 103. Wenn die Auflösung der Gesellschaft 
aus solchen Gründen gefordert wird, welche in 
der Person eines Gesellschafters liegen, so kann 
anstatt derselben durch das Gericht auf Aus- 
schliessung dieses Gesellschafters erkannt wer- 
den, sofern die sämmtlichen übrigen Gesell- 
schafter hierauf antragen. 

Diese Bestimmung findet nur Anwendung, wenn die Gesell- 
schaft aus mehr, als zwei Gesellschaftern besteht (C. 
630/900.) 

§. 104. Die Auflösung der Gesellschaft muss 
behufs Eintragung in das Handelsregister dem 
zuständigen Gerichtshofe angezeigt werden. Diese 
Anzeige muss auch dann geschehen, wenn die 
Gesellschaft durch Ablauf der Zeit, für welche 
sie eingegangen war, beendiget wird. 

Dieselbe Bestimmung steht bezüglich des Aus- 
scheidens oder der Ausschliessung eines Gesell- 
schafters aus der Gesellschaft. 

Dr. T. Low: Das Handelsgesetz. 4 
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Hinsichtlich der Rechtswirksamkeit der Auf- 
lösung der Gesellschaft, der Ausscheidung oder 
der Ausschliessung eines Gesellschafters dritten 
Personen gegenüber, sind die Bestimmungen der 
§§. 9 und 19 dieses Gesetzes massgebend. 

§. 105. Wenn ein Gesellschafter ausscheidet 
oder ausgeschlossen wird, so erfolgt die Aus- 
einandersetzung der Gesellschaft mit demselben 
auf Grund der Vermögenslage, in welcher sich 
die Gesellschaft zur Zeit des Ausscheidens, rück- 
sichtlich zur Zeit der Einhändigung der Klage 
auf Ausschliessung befindet. 

An den späteren Geschäften, Rechten und 
Verbindlichkeiten nimmt der Ausgeschiedene 
oder Ausgeschlossene nur insofern Antheil, als 
dieselben eine unmittelbare Folge dessen sind, 
was vor jenem Zeitpunkte bereits geschehen war. 

Der Ausgeschiedene oder Ausgeschlossene 
muss sich die Beendigung der laufenden Ge- 
schäfte in der Weise gefallen lassen, wie sie nach 
dem Ermessen der verbleibenden Gesellschafter 
am vorteilhaftesten ist. * 

Jedoch ist er, wenn eine Auseinandersetzimg 
nicht sogleich möglich ist, berechtigt, am 
Schlüsse eines jeden Geschäftsjahres Rechnungs- 
lage über die inzwischen erledigten Geschäfte, 
sowie die Auszahlung der ihm hiernach gebühren- 
den Beträge — und am Schlüsse eines jeden Ge- 
schäftsjahres den Nachweis über den Stand der 
noch laufenden Geschäfte zu fordern. 
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Dem ausgeschiedenen oder ausgeschlossenen Gesellschaf- 
ter kommen aber die im §. 83 d. Ges. bestimmten Rechte 
eines nicht geschäftsführenden Gesellschafters nicht zu 
(C. 906/93.) 

§. 106. Ein ausgeschiedener oder ausgeschlosse- 
ner Gesellschafter muss sich die Ausfolgung 
seines Antheiles am Gesellschaftsvermögen in 
Baarem gefallen lassen und hat kein Recht auf 
einen verhältnissmässigen Antheil an den ein- 
zelnen Forderungen, Waaren oder anderen Ver- 
mögensstücken der Gesellschaft. 

§. 107. Macht der Privatgläubiger eines Gesell- 
schafters von dem nach §. 101 ihm zustehenden 
Rechte hinsichtlich der Auflösung der Gesell- 
schaft Gebrauch, so können die übrigen Gesell- 
schafter auf Grund einstimmigen Beschlusses statt 
der Auflösung der Gesellschaft die Auseinander- 
setzung und die Auslieferung des Antheiles des 
Schuldners nach den Bestimmungen der vorher- 
gehenden §§. vornehmen. Der Letztere ist in 
diesem Falle als aus der Gesellschaft ausge- 
schieden zu betrachten. 

FÜNFTER ABSCHNITT. 

Von der Liquidation der Gesellschaft. 

§. 108. Nach Auflösung der Gesellschaft ausser 
dem Falle des Concurses derselben, erfolgt die 
Liquidation, sofern diese nicht durch einstim- 
migen Beschluss der Gesellschafter oder durch 
den Gesellschaftsvertrag einzelnen Gesellschaftern 
oder anderen Personen übertragen ist, durch die 

4* 
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sämmtlichen bisherigen Gesellschafter oder deren 
gesetzliche Vertreter als Liquidatoren. Ist einer 
der Gesellschafter gestorben, so haben dessen 
Rechtsnachfolger einen gemeinschaftlichen Ver- 
treter zu bestellen. 

Ueber Antrag eines Gesellschafters kann aus 
wichtigen Gründen die Ernennung von Liqui- 
datoren durch das Gericht erfolgen, welches in 
einem solchen Falle auch solche Personen zu 
Liquidatoren ernennen kann, welche nicht zu den 
Gesellschaftern gehören. 

Die Ernennung der Liquidatoren ist bei dem für die Gesell- 
schaft zuständigen Gerichtshofe zu verlangen. 

§. 109. Die Abberufung von Liquidatoren ge- 
schieht durch einstimmigen Beschluss aller Ge- 
sellschafter ; sie kann auch über Antrag eines 
Gesellschafters aus wichtigen Gründen durch das 
Gericht erfolgen. 

§. 110. Die Liquidatoren sind von den Gesell- 
schaftern bei dem zuständigen Gerichtshofe zur 
Eintragung in das Handelsregister anzumelden; 
sie haben ihre Unterschrift persönlich vor Gericht 
zu zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter 
Form einzureichen. 

Das Austreten eines Liquidators oder das Er- 
löschen der Vollmacht eines solchen ist gleich- 
falls zur Eintragung in das Handelsregister anzu- 
melden. 

Der Gerichtshof ist verpflichtet, die Gesell- 
schafter zur Befolgung dieser Vorschriften Von 
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Amtswegeh, unter Verhängung der im §. 21 fest- 
gesetzten Geldstafe anzuhalten. 

Hinsichtlich der Rechtswirksamkeit der Ernen- 
nung, des Austretens oder des Erlöschens der 
Vollmacht von Liquidatoren dritten Personen ge- 
genüber, sind die Bestimmungen der §. 9 und 19 
dieses Gesetzes massgebend. 

§. 111. Sind mehrere Liquidatoren bestellt 
worden, so können sie die zur Liquidation ge- 
hörigen Handlungen, in Ermangelung eines gegen- 
teiligen Abkommens, mit rechtlicher Wirkung 
nur in Gemeinschaft vornehmen. 

§. 112. Die Liquidatoren haben die laufenden 
Geschäfte zu beendigen, die Verpflichtungen der 
aufgelösten Gesellschaft zu erfüllen, die Forde- 
rungen derselben einzuziehen und das Vermögen 
der Gesellschaft zu versilbern; sie haben die Ge- 
sellschaft auch gerichtlich und aussergerichtlich 
zu vertreten. Sie können für dieselbe Vergleiche 
schliessen und Schiedsverträge eingehen, sowie 
zur Beendigung schwebender Geschäfte neue 
eingehen. 

Die Veräusserung von unbeweglichen Sachen 
kann durch die Liquidatoren ohne Zustimmung 
der sämmtlichen Gesellschafter nicht anders, als 
durch öffentliche Versteigerung bewirkt werden. 

§. 113. Eine Beschränkung des Umfanges der 
Geschäftsbefugnisse der Liquidatoren hat gegen 
dritte Personen keine rechtliche Wirkung. 
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§. 114. Die Liquidatoren haben ihre Unter- 
schrift in der Weise abzugeben, dass sie der bis- 
herigen, nun als Liquidationsfirma zu bezeich- 
nenden Firma ihren Namen beifügen. 

§. 115. Die Liquidatoren haben, selbst wenn 
sie vom Gericht bestellt sind, den Gesellschaftern 
gegenüber bei der Geschäftsführung den von 
diesen einstimmig getroffenen Anordnungen Folge 
zu geben, widrigenfalls sie den Gesellschaftern 
verantwortlich bleiben. 

§. 116. Die Liquidatoren haben die Gesell- 
schaftsgelder, insofern diese nicht zur Deckung 
von Schulden der Gesellschaft, welche erst später 
fällig werden, oder zur Deckung solcher An- 
sprüche, welche den einzelnen Gesellschaftern bei 
der Auseinandersetzung zustehen, benöthigt wer- 
den, unter die Gesellschafter zu vertheilen. 

§.117. Die Liquidatoren haben die schliessliche 
Auseinandersetzung unter den Gesellschaftern 
herbeizuführen. 

Streitigkeiten, welche über die Auseinander- 
setzung entstehen, fallen der richterlichen Ent- 
scheidung anheim. 

§. 118. Wenn ein Gesellschafter Sachen in die 
Gesellschaft eingebracht hat, welche Eigenthum 
derselben geworden sind, so fallen dieselben bei 
der Auseinandersetzung nicht an ihn zurück, 
sondern er erhält den Werth aus dem Gesell- 
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Schaftsvermögen erstattet, für welchen sie der 
Uebereinkunft gemäss übernommen wurden. 

Fehlt es an dieser Werthbestimmung, so ge- 
schieht die Erstattung nach dem Werthe, welchen 
die Sachen zur Zeit der Einbringung hatten. 

§. 119. Bis zur Beendigung der Liquidation 
kommen in Bezug auf das Rechtsverhältniss der 
Gesellschaft zu dritten Personen, sowie der bis- 
herigen Gesellschafter untereinander, die Vor- 
schriften des zweiten und dritten Abschnittes 
dieses Titels zur Anwendung, soweit sich aus 
den Bestimmungen des gegenwärtigen Abschnittes 
und aus dem Wesen der Liquidation nicht etwas 
Anderes ergibt. 

Zustellungen an die Gesellschaft geschehen mit 
rechtlicher Wirkung an einen der Liquidatoren. 

S. §§. 68—97. 

§. 120. Nach Beendigung der Liquidation wer- 
den die Bücher und Papiere der aufgelösten Ge- 
sellschaft einem der gewesenen Gesellschafter 
oder einem Dritten in Verwahrung gegeben. In 
Ermangelung einer gütlichen Uebereinkunft hat 
der zuständige Gerichtshof den Verwahrer der 
Bücher und Papiere über Einschreiten einer der 
Parteien zu ernennen. 

Die Gesellschafter und deren Rechtsnachfolger 
behalten das Recht auf Einsicht und Benützung 
der Bücher und Papiere auch für fernerhin. 
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SECHSTER ABSCHNITT. 

Von der Verjährung der Klagen gegen 
die Gesellschafter. 

§. 121. Die Klagen gegen einen Gesellschafter 
aus Ansprüchen gegen die Gesellschaft verjähren 
in fünf Jahren nach Auflösung der Gesellschaft, 
oder nach seinem Ausscheiden oder Aus- 
schliessung aus derselben, sofern nicht nach Be- 
schaffenheit der Forderung eine kürzere Ver- 
jährungsfrist gesetzlich eintritt. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an wel- 
chem die Auflösung der Gesellschaft oder das 
Ausscheiden oder die Ausschliessung des Gesell- 
schafters auf Grund der Eintragung in das Han- 
delsregister kundgemacht wurde. 

Wird die Forderung erst nach Kundmachung 
der Eintragung fällig, so beginnt die Verjährung 
mit dem Zeitpunkte der Fälligkeit, bei noch nicht 
fälligen Forderungen aber, welche an eine Auf- 
kündigungsfrist gebunden sind, ohne Rücksicht 
auf die geschehene Aufkündigung, mit Ablauf 
der Aufkündigungsfrist, vom Tage der Kund- 
machung gerechnet. 

Wenn die Gesellschaft durch die Eröffnung des Concurses 
aufgelöst wird, so beginnt die Verjährung erst nach Been- 
digung des Concursverfahrens (C. 143/85.) 

§. 122. Ist noch ein ungetheiltes Gesellschafts- 
vermögen vorhanden, so können die Gesellschafts- 
gläubiger auch nach Verlauf der im vorher- 
gehenden §. bestimmten Verjährungsfrist, Be- 
friedigung aus diesem Vermögen fordern. 
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§. 123. Die Verjährung zu Gunsten eines aus- 
geschiedenen oder ausgeschlossenen Gesellschaf- 
ters wird durch Rechtshandlungen nicht unter- 
brochen, welche gegen die fortbestehende Gesell- 
schaft oder einen anderen Gesellschafter vorge- 
nommen werden. 

Die Verjährung *zu Gunsten der -einzelnen Ge- 
sellschafter wird während der Liquidation nur 
durch Rechtshandlungen unterbrochen, welche ge- 
gen die Liquidatoren vorgenommen werden. 

Als eine Rechtshandlung, durch welche die 
Verjährung unterbrochen wird, kann nur die An- 
strengung der Klage angesehen werden. 

§. 124. Die in diesem Abschnitte behandelte 
Verjährung läuft auch gegen Minderjährige und 
bevormundete Personen, sowie gegen juristische 
Personen. 

NEUNTER TITEL. 
Von der Commanditgesellschaft. 

§. 125. Eine Commanditgesellschaft ist vor- 
handen, wenn bei einem unter einer gemeinschaft- 
lichen Firma betriebenen Handelsgewerbe ein 
oder mehrere (stille) Gesellschafter (Commandi- 
tisten) nur mit Vermögenseinlagen, ein oder 
mehrere (persönlich haftende) Gesellschafter hin- 
gegen unbeschränkt und solidarisch haften. 

Sind mehrere persönlich haftende Gesellschaf- 
ter vorhanden, so ist in Ansehung ihrer die Ge- 
sellschaft zugleich eine offene Gesellschaft. 
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Zur Gültigkeit des Gesellschafts Vertrages bedarf 
es der schriftlichen Abfassung oder anderen Förm- 
lichkeiten nicht. 

Ueber die Zulassung ausländischer Commanditgesellschaf- 
ten verfügen GA. XXII. v. J. 1878 GA. XXX. u. 
XXXIX. v. J. 1899 Oesterreich, GA. III. v. J. 1892 das 
Deutsche Reich, GA. VII. v. J* 1892 die Schweiz, GA. XX. 
v. J. 1893 Serbien, GA. XIX. v. J. 1897 Bulgarien betreffend. 

§. 126. Die Errichtung einer Commanditgesell- 
schaft ist von den Gesellschaftern mit Beginn des 
Geschäftsbetriebes bei dem laut §. 65 zuständigen 
Gerichtshofe behufs Eintragung in das Handels- 
register anzumelden. 

Die Anmeldung muss enthalten: 

1. den Namen, Stand und Wohnort jedes per- 
sönlich haftenden Gesellschafters; 

2. den Namen, Stand und Wohnort jedes Com- 
manditisten mit der Bezeichnung desselben als 
solchen ; 

3. die Firma der Gesellschaft und den Ort, wo 
sie ihren Sitz hat; 

4. den Betrag der Vermögenseinlage jedes Com- 
manditisten. 

Die Anmeldung ist nach ihrem ganzen Inhalte 
in das Handelsregister einzutragen und muss von 
allen Gesellschaftern persönlich vor dem zustän- 
digen Gerichtshofe unterzeichnet oder -jn beglau- 
bigter Form eingebracht werden. 

Bei der Kundmachung der Commanditgesell- 
schaft wird Namen, Stand und Wohnort der Com- 
manditisten, sowie die Angabe des Vertrages 
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ihrer Vermögenseinlagen blos auf Verlangen der 
Betheiligten bekannt gegeben. 

§. 127. Die Commanditgesellschaft ist auch bei 
jedem Gerichtshofe, in dessen Sprengel dieselbe 
eine Zweigniederlassung hat, anzumelden. 

Hinsichtlich Form und Inhalt dieser Anmeldung 
sind die Bestimmungen des vorhergehenden §. 
massgebend. 

§. 128. Die persönlich haftenden Gesellschafter, 
welche die Gesellschaft vertreten sollen, haben 
die Firma nebst ihrer Namensunterschrift per- 
sönlich vor jenem Gerichtshofe, in dessen Spren- 
gel die Gesellschaft ihren Sitz hat, und vor jedem 
Gerichtshofe, in dessen Sprengel sie eine Zweig- 
niederlassung hat, zu zeichnen, oder die Zeich- 
nung in beglaubigter Form einzureichen. 

§. 129. Die Gerichtshöfe sind verpflichtet, die 
persönlich haftenden Gesellschafter zur Befolgung 
der in den §§. 126, 127 und 128 enthaltenen Vor- 
schriften unter Verhängung der im §. 21 festge- 
setzten Geldstrafe zu verhalten. 

§. 130. Wenn die Firma einer bestehenden Com- 
manditgesellschaft geändert, oder der Sitz der 
Gesellschaft an einen anderen Ort verlegt wird, 
so sind diese Thatsachen von den Gesellschaftern 
behufs Eintragung in das Handelsregister und 
Kundmachung nach den Bestimmungen des §. 126 
bei dem zuständigen Gerichtshofe anzumelden. 
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Derselbe ist verpflichtet, die persönlich haftenden 
Gesellschafter zur Vornahme dieser Anmeldung 
mit der im §. 21 bestimmten Geldstrafe zu ver- 
halten.' 

Hinsichtlich der Rechtswirksamkeit der Kund- 
machung dritten Personen gegenüber sind die Be- 
stimmungen der §§. 9 und 19 dieses Gesetzes 
massgebend. 

§. 131. Wenn in eine bestehende Commandit- 
gesellschaft ein neuer Commanditist eintritt, so 
muss dies von den Gesellschaftern behufs Ein- 
tragung in das Handelsregister und Kundmachung 
nach den Bestimmungen des §. 126 bei dem zu- 
ständigen Gerichtshofe angemeldet werden. 

Zur Aufnahme eines neuen Gesellschafters in die Com- 
manditgesellschaft ist die Einwilligung sämmtlicher Gesell- 
schafter erforderlich (BT. 4234/91.) 

§. 132. Das Rechtsverhältniss der Gesellschafter 
untereinander richtet sich zunächst nach dem Ge- 
sellschaftsvertrage. Soweit in demselben diesbe- 
züglich keine Vereinbarung getroffen ist, kommen 
die gesetzlichen Bestimmungen über das Rechts- 
verhältniss der offenen Gesellschafter unterein- 
ander auch hier ?ur Anwendung, jedoch mit den 
Abweichungen, welche die nachfolgenden §§. 
ergeben. 

§. 133. Die Geschäftsführung der Gesellschaft 
wird durch den oder die persönlich haftenden 
Gesellschafter besorgt. 
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Ein Commanditist ist zur Führung der Ge- 
schäfte der Gesellschaft weder berechtigt, noch 
verpflichtet und kann gegen die Vornahme einer 
Handlung der Geschäftsführung durch die persön- 
lich haftenden Gesellschafter Widerspruch nicht 
erheben. 

§. 134. Die Beschränkungen des §. 74 dieses Ge- 
setzes finden auf die Commanditisten keine An- 
wendung. 

§. 135. Jeder Commanditist ist berechtigt, die 
abschriftliche Mittheilung der jährlichen Bilanz 
zu verlangen und die Richtigkeit derselben auf 
Grund der Bücher und sonstigen Papiere zu 
prüfen. 

Die im §. 83 bezeichneten Rechte stehen einem 
Commanditisten zwar nicht zu, jedoch kann der 
zuständige Gerichtshof über Antrag eines Com- 
manditisten, wenn wichtige Gründe dazu vor- 
liegen, die Mittheilung der Bilanz oder sonstiger 
Aufklärungen, so auch Vorlegung der Bücher und 
Papiere der Gesellschaft zu jeder Zeit anordnen. 

§. 136. Die Bestimmungen der §§. 84, 85 und 86 
über die Zinsen, und über die Berechnung des 
Gewinnes oder Verlustes, und über die Befugniss 
Zinsen und Gewinn zu erheben, gelten auch in 
Betreff der Commanditisten, jedoch mit der Be- 
schränkung, dass die Commanditisten an einem 
Verluste nur bis zum Betrage ihrer eingezahlten 
oder rückständigen Einlage Antheil nehmen. 
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Der Commanditist ist zwar nicht verpflichtet, 
die Zinsen und den Gewinn, welche er bezogen 
hat, wegen späterer Verluste zurückzuzahlen; je- 
doch wird, so lange seine ursprüngliche Einlage 
durch Verlust vermindert ist, sein jährlicher 
Gewinnantheil zur Deckung des Verlustes 
verwendet. 

§. 137. Ist über die Höhe der Betheiligung an 
Gewinn und Verlust nichts vereinbart, so wird 
dieselbe, nöthigenfalls unter Zuziehung von Sach- 
verständigen, vom Gerichte festgestellt. 

§. 138. Im Verhältnisse zu dritten Personen tritt 
die rechtliche Wirksamkeit des Gesellschaftsver- 
trages mit dem Zeitpunkte ein, in welchem die 
Errichtung der Commanditgesellschaft nach Ein- 
tragung in das Handelsregister kundgemacht 
wurde oder die Gesellschaft ihren Geschäfts- 
betrieb begonnen hat (§.' 87). 

Die Beschränkung, dass die Gesellschaft erst 
mit einem späteren Zeitpunkte, als dem der Kund- 
machung, ihren Anfang nehmen soll, hat gegen 
dritte Personen keine rechtliche Wirkung. 

Hat die Gesellschaft vor der Kundmachung 
ihren Geschäftsbetrieb begonnen, so haftet jeder 
Commanditist dritten Personen für die bis zur 
Kundmachung erstandenen Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft gleich einem persönlich haftenden 
Gesellschafter, wenn er nich beweist, dass den- 
selben seine beschränkte Haftung bei der Gesell- 
schaft bekannt war. 
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§. 139. Für die Verbindlichkeiten der Gesell- 
schaft haftet der Commanditist nur mit der Ein- 
lage, und so weit diese nicht eingezahlt ist, mit 
dem versprochenen Betrage. 

Die Einlage kann während des Bestehens der 
Gesellschaft weder ganz, noch theilweise zurück- 
bezahlt oder erlassen werden. Zinsen können ihm 
von der Gesellschaft nur insoweit bezahlt werden, 
als dadurch die ursprüngliche Einlage nicht ver- 
mindert wird. 

Er kann bis zur Wiederergänzung der durch 
Verlust verminderten Einlage weder Zinsen noch 
Gewinn beziehen. 

Der Commanditist haftet persönlich nur dann 
und nur insoweit für die Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft, wenn und insoferne er der Bestim- 
mung dieses §. entgegen Zahlungen von der Ge- 
sellschaft empfangen hat; er ist jedoch auch in 
diesem Falle nicht verpflichtet, diejenigen Zinsen 
und denjenigen Gewinn zurückzuzahlen, welchen 
er auf Grund einer in gutem Glauben errichteten 
Bilanz in gutem Glauben bezogen hat. 

§. 140. Wer in eine bestehende Handelsgesell- 
schaft als Commanditist eintritt, haftet nach Mass- 
gabe des vorhergehenden §. für alle vor seinem 
Eintritte eingegangenen Verbindlichkeiten, es 
mag die Firma eine Aenderung erleiden oder nicht. 

Ein entgegenstehender Vertrag oder eine spätere 
Vereinbarung ist gegen Dritte ohne rechtliche 
Wirkung. 
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§. 141. Die Commanditgesellschaft wird durch 
die Handlungen der persönlich haftenden Gesell* 
schafter berechtigt und verpflichtet. 

Hinsichtlich der Vertretung der Gesellschaft vor 
Gericht und hinsichtlich der Zustellungen sind 
die Bestimmungen des §. 93 massgebend. 

Ein Commanditist, welcher für die Gesellschaft 
Geschäfte schliesst, ohne ausdrücklich zu erklären, 
dass er als Procurist oder als Bevollmächtigter 
handle, ist aus den abgeschlossenen Geschäften 
gleich einem persönlich haftenden Gesellschafter 
verpflichtet. 

§. 142. Der Namen eines Commanditisten darf 
in der Firma der Gesellschaft nicht enthalten sein : 
im entgegengesetzten Falle haftet er den Gläubi- 
gern der Gesellschaft gleich einem offenen Gesell- 
schafter. 

§. 143. Die Bestimmungen der §§. 95, 96 und 97 
dieses Gesetzes finden auch auf Commanditgesell- 
schaften Anwendimg. 

§. 144. Wenn ein Commanditist stirbt, oder zur 
Verwaltung seines Vermögens rechtlich unfähig 
wird, so hat dies die Auflösung der Gesellschaft 
nicht zur Folge. 

Im Uebrigen gelten die in den §§. 98 — 103 für 
die offene Gesellschaft erlassenen Bestimmungen 
auch für die Commanditgesellschaften. 
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§. 145. Wenn eine Commanditgesellschaft auf- 
gelöst wird, oder wenn ein Commanditist mit 
seiner ganzen Einlage oder mit einem Theile der- 
selben ausscheidet, so müssen diese Thatsachen 
behufs Eintragung in das Handelsregister bei dem 
zuständigen Gerichtshofe angemeldet werden. 

Bei der Kundmachung unterbleibt, wenn die 
Betheiligten nicht ein Anderes verlangen, die Be- 
zeichnung des Commanditisten und die Angabe 
des Betrages der Einlage. 

Die Bestimmungen des §. 104 erstrecken sich 
auch auf die Commanditgesellschaften. 

§. 146. Die Bestimmungen dieses Gesetzes hin- 
sichtlich der Auseinandersetzung (§§. 105, 106, 
107), der Liquidation (§§. 108—120) und hin- 
sichtlich der Verjährung der Klagen gegen die 
Gesellschafter (§§. 121 — 124) finden auch auf 
alle Gesellschafter der Commanditgesellschaften 
Anwendung. 

ZEHNTER TITEL. 
Von der Actiengesellschaft. 

ERSTER ABSCHNITT. 
Allgemeine Bestimmungen. 

§. 147. Als Actiengesellschaft wird jene Han- 
delsgesellschaft angesehen, welche sich auf 
Grundlage eines im Vorhinein festgestellten, und 
in eine bestimmte Anzahl von gleichbewertheten 
ganzen oder Theil-Actien zerlegten Stammcapitals 
bildet, wobei die Actionäre nur mit ihren Actien- 
einlagen haften. 

Dr. T. Low: Das Handelsgesetz. 5 
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Die Höhe des Actiencapitals kann frei bestimmt werden. 
Ausnahmen enthalten die §§. 435 u. 453 d. Ges.; GA. 
XXXVI. v. J. 1876 (§. 4) bez. GA. XXX. v. J. 1889. (§. 10.) 
u. GA. XXXII. v. J. 1897 (§. 8). Ausserdem sind auszu- 
nehmen die Eisenbahn-Actiengesellschaften, bei welchen 
die Concessionsurkunde die Höhe des Actiencapitals be- 
stimmt. 

Es besteht keine Actiengesellschaft, wenn sämmtlichc 
Actien im Besitze einer Person sind (BT. 2549/76). 

§. 148. Der Nominal werth der Actien kann 
-während des Bestehens der Gesellschaft nicht er- 
höht werden. Eine derartige Erhöhung ist als null 
und nichtig zu betrachten. 

Dasselbe gilt hinsichtlich der Interims- und 
Actienbezugsscheine. 

S" Wenn das Stammcapital entsprechend erhöht wird, steht 
f der Erhöhung deFTtföminalwerthes der Actien Nichts ent- 
y^ kfegen (C. 986/85, 767/98.) 
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§. 149. Die Actiengesellschaft ist als constituirt 
zu betrachten, wenn: 

1. das Stammcapital gesichert ist; 

2. wenn die Gesellschaftsstatuten festgestellt 
sind; und 

3. wenn die Gesellschaft in das Handelsregister 
«ingetragen ist. 

§. 150. Die Sicherung des Stammcapitals ge- 
schieht durch die Actienzeichnung. 

Die Gründer sind verpflichtet, den Prospekt 
der Gesellschaft in jeden Subscriptionsbogen auf- 
zunehmen, und denselben mit Bezeichnung ihres 
Standes und Wohnortes eigenhändig zu unter- 
schreiben. 
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Der Prospekt muss insbesondere bestimmen: 

1. den Gegenstand und die Zeitdauer des 
Unternehmens ; 

2. die Höhe des Stammcapitals ; 

3. die Zahl und den Nominalwerth der Actien, 
sowie der mit denselben eventuell gleichzeitig 
zu emmittirenden Prioritäts-Obligationen; 

4. den Schlusstermin der Zeichnung; 

5. wenn die Gründer oder andere Personen 
solche Einlägen in die Gesellschaft einbringen 
wollen, welche nicht aus baarem Gelde bestehen, 
diese Einlagen und den Werth derselben; 

6. die Vortheile welche den Gründern oder an- 
deren Personen zugewendet werden sollen. 

Die Gründer haften solidarisch für die Rich- 
tigkeit der im Prospekte enthaltenen Angaben. 

§. 151. Die Zeichnung hat persönlich oder 
durch einen Bevollmächtigten zu geschehen; 

Bei der Zeichnung sind, wenn im Prospekte 
keine höhere Einzahlung festgesetzt wurde, nach 
jeder gezeichneten Actie 10*jfo des Nominal- 
werthes im Baaren und in der im Prospekte fest- 
gesetzten Valuta einzuzahlen. Zu einer höheren 
Einzahlung, als zu dieser oder der festgesetzten, 
können die Zeichner oder deren Rechtsnachfolger 
vor Abhaltung der constituirenden Generalver- 
sammlung nicht verhalten werden. 

Eine den Bestimmungen dieses §. nicht ent- 
sprechende Actienzeichnung ist als null und 
nichtig zu betrachten. 

5* 
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§. 152. Die Gründer haften den Zeichnern oder 
deren Rechtsnachfolgern für die auf die Actien 
eingezahlten Beträge insolange solidarisch, bis sie 
hievon nicht durch einen Beschluss der General- 
versammlung (§. 154) entbunden werden. 

§. 153. Die Zeichner haften bis zu 50% des 
Nominalwerthes der gezeichneten Actien auch in 
dem Falle, wenn sie ihre Actien unter Beobach- 
tung dieses Gesetzes und der Statuten begeben 
haben. 

Der Zeichner kann aber nur dann belangt werden, wenn 
die geschuldete Summe vom Eigenthümer nicht einzutrei- 
ben ist (C. 923/84.) 

§. 154. Innerhalb zweier Monate vom Schluss- 
termin der Zeichnung gerechnet, haben die Grün- . 
der eine constituirende Generalversammlung ein- 
zuberufen. 

Diese Generalversammlung hat die Aufgabe : 

1. Von der Sicherung des Actiencapitals im 
Wege der Zeichnung und Einzahlung sich zu 
überzeugen; 

2. die Statuten festzustellen und über die et- 
wai gen Vereinbarungen, welche mit den Gründern 
oder mit dritten Personen getroffen wurden, zu 
beschliessen ; 

3. über die Constituirung der Gesellschaft Be- 
schluss zu fassen; 

* 

4. die Direction der Gesellschaft, insoferne die- 
selbe nicht schon im Sinne des §. 183 dieses Ge- 
setzes ernannt wäre, so wie den Aufsichtsrath 
zu wählen; 
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• 5. hinsichtlich der im §. 152 festgestellten Haft- 
pflicht der Gründer zu beschliessen. 

Wenn die Generalversammlung innerhalb 
zweier Monate nicht einberufen wird, oder wenn 
die Zeichnung resultatlos geblieben ist, sind die 
Zeichner berechtigt, die eingezahlten Beträge ohne 
jeden Abzug zurückzufordern. Die Gründer sind 
zx:r Rückzahlung solidarisch verpflichtet. 

Die constituirende Generalversammlung muss innerhalb 
zweier Monate auch abgehalten werden (C. 657/79). 

§. 155.. Die constitjrirende Generalversammlung 
ist bescUubsfähfg/ wenn mindestens sieben 
Zeichner persönlich oder durch Bevollmächtigte 
gegenwärtig sind, welche mindestens den vierten 
Theil des Stammcapitals vertreten. 

Bei dieser Generalversammlung gibt jede ge- 
zeichnete Actie das Recht auf eine Stimme, jedoch 
kann Niemand mehr als zehn Stimmen in sich 
voreinigen. 



§. 156. Wenn ein Gründer oder Actionär mit 
einer Einlage dem Stammcapital beitritt, welche 
nicht in baarem Gelde besteht, so bestimmt die 
constituirende Generalversammlung den Werth 
der Einlage, sowie gleichzeitig auch die Anzahl 
der Actien, welche für die übernommenen Gegen- 
stände zu verabfolgen sind, oder den Preis für 
welchen diese Gegenstände übernommen werden. 

Die Generalversammlung darf aber den im 
Prospekte angesetzten Werth der Einlage nicht 
erhöhen. 
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Die diesbezüglichen Feststellungen, sowie jene 
besonderen V ortheile, welche den Gründern oder 
anderen Personen eingeräumt werden, und welche 
das im Prospekte angegebene Mass nicht über- 
schreiten dürfen, sind in die Statuten aufzu- 
nehmen; im entgegengesetzten Falle sind sie 
für die Gesellschaft nicht bindend. 

Bei der Bescblussfassung hierüber steht dem 
iiiteressirten Actionär kein Stimmrecht zu. 

§. 157. Die Statuten müssen jedenfalls be- 
stimmen : 

1. die Firma und den Sitz der Gesellschaft; 

2. den Gegenstand des Unternehmens und die 
Zeitdauer der Gesellschaft; 

3. die Höhe des Stammcapitals ; 

4. die Zahl und den Nominalwerth der Actien 
und Actienantheile und den Umstand, ob die 
Actien auf Inhaber oder auf Namen lauten ; 

5. die Modalitäten der Einzahlung des Actien- 
Betrages und die Folgen der Verabsäumung der 
Einzahlung ; 

* 6. die im Sinne des vorhergehenden §. ge- 
troffenen Abmachungen; 

7. die Zahl und den Nominalwerth der even- 
tuell mit den Actien gleichzeitig zu emittirenden 
Prioritäts-Obligationen, die Höhe der auf die- 
selben entfallenden Zinsen und den Tilgungsirio- 
dus, wie auch jene Vorrechte, welche den Be- 
sitzern solcher Prioritäts - Obligationen zu- 
kommen; e 

8. die Modalitäten der Einberufung, den Ort, 
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den Zeitpunkt, den Wirkungskreis, den Verband- 
lungsmodus und die Art der Beschlussfassung 
der Generalversammlung, so wie die Bestimmung 
was zu geschehen habe, wenn die einberufene 
Generalversammlung beschlussunfähig ist; 

9. das Stimmrecht der Actionäre, so wie die 
Modalitäten der Ausübung desselben; 

10. die Art der Wahl der Direction, deren 
Wirkungskreis und die Zeitdauer ihrer Wirk- 
samkeit ; 

11. die Organisation des Aufsichtsrathes, so 
wie die Zeitdauer seiner Wirksamkeit; 

12. die Art und Weise der Firmazeichnung; 

13. die Grundsätze, nach welchen die Bilanz an- 
zufertigen und zu prüfen ist; 

14. die Modalitäten nach welchen der Gewinn 
zu berechnen und auszuzahlen kommt ; 

15. die Form, in welcher die von der Gesell- 
schaft ausgehenden Bekanntmachungen erfolgen. 

§. 158. Die Statuten sind behufs Eintragung in 
das Handelsregister und Kundmachung bei jenem 
Gerichtshofe anzumelden, in dessen Sprengel die 
Gesellschaft ihren Sitz hat. Die Kundmachung 
muss enthalten: 

1. das Datum der Statuten; 

2. die Firma und den Sitz der Gesellschaft; 

- 3. den Gegenstand des Unternehmens und die 
Zeitdauer der Gesellschaft; 

4. die Höhe des Stammcapitals, die Zahl und 
den Nominalwerth der Actien oder Actien- 
Antheile ; 
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5. die Zahl und den Nominalwerte der eventuell 
zu emittirenden Prioritäts-Obligationen; 

6. die Bestimmung, ob die Actien auf Inhaber 
oder auf Namen lauten; 

7. die Form der Firmazeichnung; 

8. die Form, in welcher -die von der Gesellschaft 
ausgehenden Bekanntmachungen erfolgen. 

Der Gerichtshof kann vor Eintragung der Statuten die 
notwendigen Modificationen u. Ergänzungen anordnen 
(BT. 2844/82, C. 220/82), die Direction kann von der 
Generalversammlung mit der Vornahme dieser Modificationen 
und Ergänzungen betraut werde (BT. 347/77). 

Vergl. GA. XXXVI. v. J. 1876. u. GA. XXXII. v. J. 1897. 

§. 159. Bei Vorlegung der Statuten hat die Ge- 
sellschaft gleichzeitig nachzuweisen: 

1. dass das ganze Stammcapital durch Zeich- 
nung gesichert ist; 

2. dass die Einberufung der Zeichner zur con- 
stituirenden Generalversammlung rechtzeitig ge- 
schehen ist; 

3. dass auf das gesicherte Stammcapital nach 
den einzelnen Actien wenigstens 30% thatsäch- 
Iich eingezahlt wurden; 

4. dass die Direction (ausgenommen den Fall 
des §. 183) sowie der Aufsichtsrath im Sirinb 
der Statuten gewählt wurde; 

5. dass die Gesellschaft constituirt ist und 
eventuell, dass die im §. 156 erwähnten Abma- 
chungen mit Beschluss der Generalversammlung 
genehmigt wurden. 

Die bezügliche Eingabe haben die Directions- 
mitglieder bei dem zuständigen Gerichtshofe 



73 



eigenhändig zu fertigen, oder in beglaubigter 
Form einzubringen. 

Die Statuten sind behufs Eintragung in das 
Handelsregister auch bei jenem Gerichtshofe an- 
zumelden, in dessen Sprengel die Gesellschaft 
eine Zweigniederlassung besitzt. 

Die Directionsmitglieder sind zur Befolgung 
dieser Anordnungen mit der im §. 21 festgesetzten 
Geldstrafe von Amtswegen zu verhalten. 

§. 160. Vor erfolgter Eintragung in das Handels- 
register und vor der Kundmachung besteht die 
Actiengesellschaft als solche nicht. Vor der Ein- 
tragung und Kundmachung emittirte Actien oder 
Actien-Antheile sind als null und nichtig zu be- 
trachten und haften die Emittenten solidarisch 
für jeden aus der Emission erwachsenden 
Schaden. 

Diejenigen, die vor erfolgter Eintragung und 
Kundmachung im Namen der Gesellschaft han- 
deln, haften persönlich und solidarisch. 

Für die vor der Eintragung und Kundmachung erfolgten 
Handlungen haften vor Allem die Gründer und die in der 
constitnirenden Generalversammlung gewählte Direction (C. 
1720/93), die. Zeichner dann, wenn die Handlung auf Grund 
eines Beschlusses der constituirenden Generalversammlung 
vorgenommen wurde (C. 1660/89). 

§. 161. Die Actiengesellschaft darf ihre eigenen 
Actien weder erwerben, noch in Pfand nehmen. 
Eine Ausnahme findet dann statt, wenn der An- 
kauf der Actien wegen Herabminderung des 
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Stammcapitales geschieht, in welchem Falle die 
Bestimmungen des §. 209 massgebend sind. 

Die Mitglieder der Direction haften, wenn sie 
diesen Bestimmungen entgegen handeln, den 
Gläubigern der Gesellschaft solidarisch. 

§. 162. Die Actiengesellschaft ist vor der vollen 
Einzahlung der Actien erster Emission, zu einer 
weiteren Emission nicht berechtigt. 

Die vor der vollen Einzahlung emittirten neuen 
Actien sind null und nichtig, und haften die Emit- 
tenten derselben für allen aus dieser Emission 
entstandenen Schaden solidarisch und mit ihrem 
ganzen Vermögen. 

ZWEITER ABSCHNITT. 
Rechtsverhältnis» der Actionäre. 

§.163. Jeder Actionär hat einen verhältnissmäs- 
sigen Antheil an dem Vermögen der Gesellschaft. 

Er kann den eingezahlten Betrag — ausgenom- 
men den im §. 154 vorgesehenen Fall — nicht 
zurückfordern, und hat, so lange die Gesellschaft 
besteht, nur einen Anspruch auf den reinen Ge- 
winn, soweit dieser nach den Statuten zur Ver- 
theilung unter die Actionäre bestimmt ist. 

§. 164. Die Actien können auf Namen oder auf 
Inhaber, jedoch immer nur auf eine bestimmte 
Geldsumme lauten, und sind hinsichtlich ihrer Be- 
sitzer untheilbar. 

Auf den Interims- und Actien-Bezugscheinen 
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welche vor Einzahlung des vollen Nominal- 
werthes emittirt werden, ist der wirklich ein- 
gezahlte Betrag deutlich ersichtlich zu machen. 

Steht das Eigenthum einer Actie mehreren zu, so können 
dieselben die Rechte des Actionärs nur gemeinsam ausüben 
(C. 1080/85). 

Vergl. §§. 300. u. 303. d. Ges. 

§. 165. Zinsen und Dividenden dürfen den Ac- 
tionären aus dem Stammcapital weder zugesi- 
chert, noch ausbezahlt werden; unter die Ak- 
tionäre darf nur dasjenige vertheilt werden, was 
sich der jährlichen Bilanz zufolge als Reingewinn 
ergibt. 

Jedoch können für den in den Statuten angege- 
benen Zeitraum, welchen die Vorbereitung des 
Unternehmens bis zum Beginne des vollen Betrie- 
bes erfordert, zu Gunsten der x\ctionäre Zinsen 
bedungen werden. 

Die Actionäre haben bis zur neuerlichen Ergän- 
zung des durch Verluste herabgeminderten 
Stammcapitals auf eine Dividende keinen An- 
spruch. 

§. 166. Die Bestimmungen der §§. 161 und 165 
dieses Gesetzes finden auf die von der Actien- 
gesellschaft emittirten Prioritäts - Obligationen 
keine Anwendung. 

Die Prioritäts-Obligationen sind rücklösbar und ? 
können von denselben Jahres-Zinsen in vorher 
bestimmter Höhe gezahlt werden. 

Welche Vortheile den Prioritäts-Obligationen 
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gegenüber den Actien zukommen, bestimmt der 
Wortlaut der Statuten, eventuell in Bezug auf die 
später zu emittirenden Prioritäts-Obligationen die 
Generalversammlung. 

§. 167. Der Actionär ist in keinem Falle ver- 
pflichtet, die auf Grund der Bilanz in gutem Glau- 
ben empfangenen Dividenden zurückzuzahlen. 

Eine Ausnahme hievon findet statt, wenn sich 
nach Anfertigung der jährlichen Bilanz ergibt, 
dass die im Verlaufe des Geschäftsjahres in Folge 
Generalversammlungs-Beschlusses den Actionä- 
ren im Vorhinein ausbezahlten Beträge, die den 
Actionären zukommende Dividende übersteigen. 

» 

§. 168. Der Actionär ist nicht verpflichtet, zu 
den Zwecken der Gesellschaft und zur Erfüllung 
ihrer Verbindlichkeiten mehr beizutragen, als 
den statutenmässig zu leistenden Nominalbetrag 
der Actien. 

§. 169. Ein Actionär, welcher den Betrag sei- 
ner Actie nicht zur rechten Zeit einzahlt, ist zur 
Zahlung der Verzugszinsen von Rechtswegen ver- 
pflichtet. 

Doch kann die Gesellschaft in den Statuten für 
den Fall der verzögerten Einzahlung des gezeich- 
neten Actienbetrages Conventionalstrafen, ohne 
Rücksicht auf die sonst stattfindenden gesetzli- 
chen Folgen, festsetzen ; auch kann bestimmt wer- 
den, dass. die säumigen Actionäre ihrer Anrechte 
aus der Zeichnung der Actien und der geleisteten 
Theilzahlungen verlustig gehen. 
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§. 170. Ist in den Statuten keine besondere 
Form, wie die Aufforderung zur Einzahlung ge- 
schehen soll, bestimmt, so geschieht dieselbe in 
der Form, in welcher die Bekanntmachungen der 
Gesellschaft nach den Statuten überhaupt erfol- 
gen müssen. 

Jedoch kann ein Actionär seines Anrechtes nur 
in dem Falle verlustig erklärt werden, wenn die 
Aufforderung zur Zahlung mindestens drei Mal 
in den statutenmässig bestimmten öffentlichen 
Blättern, eventuell im Amtsblatte, das letzte Mal 
mindestens vier Wochen vor dem für die Einzah- 
lungen festgesetzten Schlusstermine, bekannt ge- 
macht worden ist. 

§. 171. Wird die Actie wegen verzögerter Ein- 
zahlung amortisirt (§. 169), so bleibt der Zeichner 
dessen ungeachtet im Sinne des §. 153 zur Ein- 
zahlung von 50 Perzent des Nominalbetrages der 
Actie verpflichtet. 

§. 172. Actien, welche auf Inhaber lauten, wer- 
den durch Ueberantwortung übertragen. 

§. 173. Die auf Namen lautenden Actien müssen 
unter Angabe des Namens und Wohnortes ihres 
Besitzers in das Actienbuch der Gesellschaft ein- 
getragen werden. 

Die Uebertragung derartiger Actien kann zwar 
mittels Blanko-Indossaments erfolgen, jedoch wird 
der Besitzer, wenn die Statuten nicht anders ver- 
fügen, der Gesellschaft gegenüber blos dann als 
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legitimirt angesehen, wenn die Uebertragung un- 
ter Vorweisung der Actie in das Actienbuch der 
Gesellschaft eingetragen ist. 

Die Gesellschaft ist nicht verpflichtet das Be- 
sprecht des Besitzers zu prüfen. 

Der Actionär haftet trotz der Uebertragung bis 
zur Höhe des noch nicht eingezahlten Nominal- 
werthes der auf Namen lautenden Actien inso- 
lange, als der neue Besitzer nicht in das Actien- 
buch der Gesellschaft eingetragen wird. 

Die auf Namen lautenden Actien können auch mit einer 
Cession übertragen werden (C. 734/95), die Tradition allein 
genügt aber nicht (C. 5137/88). 

Der Actionär hat aber bis zur Höhe der von ihm eingezahl- 
ten Summe Regressanspruch gegen den Käufer (C. 1080/85, 
1084/88). 

■ 

§. 174. Jedem einzelnen Actionär steht das Kla- 
gerecht gegen einen Beschluss der Generalver- 
sammlung zu, wenn derselbe wider das Gesetz 
oder die Statuten verstösst. 

Wenn ein Beschluss der Generalversammlung 
wegen Ausserachtlassung der durch das Gesetz 
oder die Statuten vorgeschriebenen Formalitäten 
angegriffen wird, so ist das Klagerecht innerhalb 
eines Zeitraumes von 15 Tagen, von der Unter- 
breitung des den beanstandeten Beschluss enthal- 
tenden Protokolles an den zuständigen Gerichts- 
hof, an gerechnet, auszuüben, widrigenfalls das- 
selbe auf dieser Grundlage erlischt. 

Es wird vorausgesetzt, dass der anfechtende Actionär 
dem betreffenden Beschlüsse der Generalversammlung nicht 
beigestimmt hat (BT. 4247/77, C. 366/84) oder an der Ge- 
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neral Versammlung nicht theilgenommen hat (C. 1773/96). 
Der Actionär muss zu seiner Legitimation der Klageschrift 
eine Actie beilegen (BT. 516J/76). 

§. 175. Ein Actionär, oder eine Anzahl von Ac- 
tionären, deren Actien zusammen den zehnten 
Theil des Stammcapitals darstellen, sind berech- 
tigt, bei Vorstreckung der Kosten und Deponirung 
der Actien, vom zuständigen Gerichtshofe zu ver- 
langen, dass die Geschäftsführung der Gesell- 
schaft durch Sachverständige geprüft, und das 
Ergebniss dieser Prüfung ihnen mitgetheilt werde. 
Die deponirten Actien sind bis zur Beendigung der 
Untersuchung vom Gerichte zurückzubehalten. 

DRITTER ABSCHNITT. 

v Generalversammlung. 

§. 176. Die Rechte welche den Actionären in 
den Angelegenheiten der Gesellschaft zustehen, 
werden von der Gesammtheit der Actionäre in der 
Generalversammlung ausgeübt. 

§. 177. Die Generalversammlung ist jährlich 
mindestens einmal einzuberufen. Die Tagesord- 
nung der Generalversammlung muss in jeder 
Einberufung enthalten sein. Ein gültiger Beschluss 
kann nur über derartig zur Verhandlung ange- 
meldete Gegenstände gefasst werden. Eine Aus- 
nahme hievon findet blos bezüglich jener Anträge 
statt, welche die Einberufung einer neuen Gene- 
ralversammlung bezwecken. 
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Vergl. §. 157, P. 8 u. §. 221, P. 2. d. Ges. Wer in der 
Generalversammlung den Vorsitz führen soll, bestimmen die 
Statuten, es kann auch der Generaldirector der Gesellschaft 
hiezu bestimmt werden (BT. 6213/84), wenn die Statu- 
ten keine Bestimmung enthalten, so wählt die General- 
versammlung den Vorsitzenden, es kann dann jeder Actionär 
gewählt werden (C. 467/97, 36/96). 

§. 178. Ein Actionär oder eine Zahl von Ac- 
tionären, deren Actien zusammen den zehnten 
Theil des Stammeapi tals darstellen, können un- 
ter Angabe des Zweckes und der Gründe die Ein- 
berufung der Generalversammlung jederzeit 
verlangen. Wenn das zur Einberufung befugte 
Organ diesem Verlangen binnen acht Tagen nicht 
entspricht, so veranlasst über Einschreiten des 
oder der Betheiligten der zuständige Gerichtshof 
die Einberufung der Generalversammlung. 

Ist in den Statuten das Recht, die Einberufung 
einer Generalversammlung zu verlangen, an den 
Besitz eines geringeren Antheiles am Stammcapi- 
tal geknüpft, so sind die diesbezüglichen Bestim- 
mungen der Statuten massgebend. 

§. 179. Nachfolgende Gegenstände unterliegen 
jedenfalls der Beschlussfassung der Generalver- 
sammlung : 

1. die Wahl und Enthebung der Direction — 
ausgenommen den in §. 183 vorgesehenen Fall 
— sowie des Aufsichtsrathes, und die Ertheilung 
des Absolutoriums für dieselben; 

2. die Ueberprüfung der Rechnungen und Fest- 
stellung der Bilanz und des Reingewinnes; 
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3. die Fusion mit einer andern Gesellschaft; 

4. der Abschluss solcher Cartellverträge, welche 
die Führung sämmtlicher Geschäfte auf gemein- 
schaftliche Rechnung bezwecken; 

5. die Verminderung oder Erhöhung des Stamm- 
capitals ; 

6. die Auflösung der Gesellschaft und Bestel- 
lung der Liquidatoren; schliesslich 

7. jede Abänderung der Statuten. 
Diejenigen Bestimmungen, welche aus dem 

Prospekte in die Statuten übernommen wurden, 
können — mit Ausnahme der in diesem Gesetze 
bezeichneten Fälle — auch durch einen Beschluss 
der Generalversammlung nicht modificirt werden. 

Die Neuemission der Actien bei einer Erhöhung des 
Actiencapitals hat in derselben Weise zu geschehen, wie 
es für die erste Emission in den §§. 150 u. ff. bestimmt ist 
(BT. 2885/95, C. 368/97). 

§. 180. Ueber jede Generalversammlung ist 
Protokoll zu führen, in welchem die Namen der 
theilnehmenden Actionäre und die Zahl der durch 
dieselben vertretenen Actien anzugeben sind. Die 
Direction ist verhalten, diese Generalversamm- 
lungs-Protokolle in Urschrift oder in beglaubigter 
Abschrift unverzüglich dem zuständigen Ge- 
richtshofe vorzulegen. 

GA. XXXV. v. J. 1874 bestimmt in §. 96 für den Fall, 
dass das Protokoll von einem kön. Notar geführt wird, dass 
es vom Vorsitzenden u. von zwei theilnehmenden Actionären 
unterzeichnet werden muss. Diese Bestimmung ist, wenn 
die Statuten keine andere Regel enthalten, analog anzuwen- 
den, auch wenn das Protokoll von keinem kön. Notar ge- 
führt wird. 

Dr. T. Low : Das Handelsgesetz. 6 
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Der Gerichtshof hat die Beschlüsse der Generalversamm- 
lung von Amtswegen zu überprüfen (BT. 5010/77, 1990/82, 
1990/83, C. 1199/90). 

Vergl. §§. 128, P. 4. u. 221. P. 1 d. Ges. 

§. 181. Die Direction hat jene Generalversamm- 
lungs-Beschlüsse, welche die Abänderung der 
Statuten, die Auflösung der Gesellschaft, oder 
die Fusion mit einer anderen Gesellschaft behan- 
deln, behufs Eintragung in das Handelsregister 
dem Gerichtshofe anzumelden. Vor erfolgter Ein- 
tragung erwachsen diese Beschlüsse nicht zur 
Rechtskraft. 

Die Kundmachung ist nur dann erforderlich, 
wenn mit der Eintragung irgend eine Veränderung 
der früher eingetragenen Thatsachen erfolgt ist. 

Hinsichtlich der Rechtswirksamkeit der Be- 
schlüsse dritten Personen gegenüber, sind die 
Bestimmungen der §§.9 und 19 dieses Gesetzes 
massgebend. 

VIERTER ABSCHNITT. 

Direction und Aufsichtsrath. 

§. 182. Die Geschäfte der Actiengesellschaft lei- 
tet die Direction, welche aus einer oder mehreren 
Personen bestehen kann und aus der Reihe der 
Actionäre, oder aus Unbetheiligten mit oder ohne 
Sold gewählt wird. 

§. 183. Die erste Direction kann durch die Grün- 
der* bestellt werden. Diese Bestellung, welche 
höchstens für die Dauer von drei Jahren Gültig- 
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keit hat, muss jedoch im Prospekte (§. 150) aus- 
drücklich erwähnt werden. 

Die Mitglieder der Direction können von der 
Generalversammlung, unbeschadet der eventuel- 
len Schadenersatzansprüche, zu jeder Zeit ihres 
Amtes entsetzt werden. 

§. 184. Die Mitglieder der Direction müssen bei 
dem zuständigen Gerichtshofe zur Eintragung in 
das Handelsregister unverzüglich angemeldet 
werden. Gleichzeitig mit der Anmeldung haben 
sie ihre Unterschrift persönlich zu zeichnen oder 
dieselbe in beglaubigter Form einzubringen. 

Jede Aenderung in Betreff der Mitglieder der 
Direction muss bei dem zuständigen Gerichtshofe 
wegen Eintragung in das Handelsregister gleich- 
falls angemeldet werden. 

Hinsichtlich der Rechtswirksamkeit derartiger 
Veränderungen gegen dritte Personen sind die 
Bestimmungen des §. 42 dieses Gesetzes mass- 
gebend. 

§. 185. Die Direction zeichnet die Gesell- 
schaftsfirma nach den Bestimmungen der Statu- 
ten. Die Zeichnung geschieht in der Weise, dass 
die Zeichnenden zu der Firma der Gesellschaft 
ihre Unterschrift hinzufügen. 

Vergl. §. 157, P. 12. d. Ges. Die Statuten bestimmen frei 
die Art der Firmazeichnung, ob die Firma von jedem Direc- 
tionsmitgliede allein, od. nur collectiv gezeichnet werden 
kann. Die Praxis lässt auch die Collectivzeichnung eines 
Directors mit einem Procuristen zu. 
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§. 186. Die Actiengesellschaft wird den Behör- 
den und dritten Personen gegenüber durch die 
Direction vertreten. 

Zur Behändigung von Zustellungen an die Ge- 
sellschaft genügt es, wenn dieselbe an ein Mitglied 
der Direction geschieht. 

§. 187. Ergibt sich aus den Rechnungen oder 
der Bilanz, dass die Gesellschaft die Hälfte ihres 
Stammcapitals verloren hat, so muss die Direction 
unverzüglich eine Generalversammlung berufen, 
damit die Actionäre über das weitere Fortbe- 
stehen oder die Auflösung der Gesellschaft be- 
schliessen können. 

Ergibt sich jedoch, dass das Vermögen der 
Gesellschaft nicht mehr die Schulden deckt, so 
muss die Direction hievon dem zuständigen Ge- 
richtshofe behufs Eröffnung des Concurses die 
Anzeige machen. 

Vergl. §§. 243 u. 246 des GA. XVII. v. J. 1881. 

§. 188. Durch die Rechtsgeschäfte, welche die 
Direction im Namen der Gesellschaft schliesst, 
wird die Gesellschaft berechtigt und verpflichtet. 
Es ist gleichgültig, ob das Geschäft ausdrücklich 
im Namen der Gesellschaft geschlossen worden 
ist, oder ob die Umstände ergeben, dass es nach 
dem Willen der Contrahenten für die Gesellschaft 
geschlossen werden sollte. 

Die Mitglieder der Direction sind aus den von 
ihnen im Namen der Gesellschaft vorgenomme- 
nen Rechtshandlungen und übernommenen Ver- 
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bindlichkeiten Dritten gegenüber persönlich nicht 
verpflichtet. 

§. 189. Die Direction ist der Gesellschaft gegen- 
über verpflichtet, die Beschränkungen einzuhal- 
ten, welche in den Statuten oder durch Beschlüsse 
der Generalversammlung für den Umfang ihrer 
Befugniss, die Gesellschaft zu vertreten, festge- 
setzt sind. 

Wenn die Mitglieder der Direction die Grenzen 
ihres Auftrages überschreiten, oder den Vorschrif- 
ten dieses Titels oder den Statuten entgegen han- 
deln, so haften sie dem Beschädigten solidarisch 
für jeden entstandenen Schaden selbst dann, 
wenn die gesetz- oder statutenwidrige Handlung 
auf einem Beschlüsse der Generalversammlung 
beruht. 

Vergl. §§. 218. P. 8, u. 220. d. Ges. 

§. 190. Eine durch die Statuten oder durch 
einen Beschluss der Generalversammlung ausge- 
sprochene Beschränkung der Befugnisse der Direc- 
tion hat gegen dritte Personen keine rechtliche 
Wirkung. 

§. 191. Wenn ein Mitglied der Direction gegen 
einen Beschluss oder eine Handlung derselben 
gleich nach Kenntnissnahme Protest einlegt und 
hievon dem Aufsichtsrathe Anzeige macht, so ist 
dasselbe für den betreffenden Beschluss oder die 
betreffende Handlung nicht verantwortlich. 
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§. 192. Wenn die Zahl der Directionsmitglieder 
auf die Ziffer herabsinkt, welche statutenmässig 
für die Beschlussfähigkeit erforderlich ist, so kön- 
nen die Mitglieder der Direction rechtsgültig nur 
in der Generalversammlung ihrem Amte entsagen. 

§. 193. Der Betrieb von Geschäften der Gesell- 
schaft, sowie die Vertretung der Gesellschaft in 
Bezug auf diese Geschäftsführung kann auch 
sonstigen Bevollmächtigten oder Beamten der Ge- 
sellschaft zugewiesen werden. 

In Bezug auf dieselben sind im Allgemeinen die 
Bestimmungen dieses Gesetzes über die Handels- 
bevollmächtigten massgebend. 

§. 194. Der Aufsichtsrath muss aus mindestens 
drei Mitgliedern bestehen. 

Der Aufsichtsrath kann das erste Mal höchstens 
auf ein Jahr, weiterhin aber höchstens auf drei 
Jahre gewählt werden. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrathes können von 
der Generalversammlung, unbeschadet ihrer even- 
tuellen Schadenersatzansprüche, zu jeder Zeit 
des Amtes entsetzt werden. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrathes dürfen nur Actionäre 
sein (BT. 2549/76). 

§. 195. Der Aufsichtsrath überwacht die Ge- 
schäftsführung der Gesellschaft in allen Zweigen 
der Verwaltung; er kann sich zu diesem Behufe 
von dem Gange der Angelegenheiten der Gesell- 
schaft unterrichten, die Bücher, Papiere und Cas- 
sen derselben jederzeit untersuchen. 
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Der Aufsichtsrath hat die Jahresrechnungen 
und die Bilanz, sowie auch die Vorschläge über 
die Gewinnverteilung zu prüfen und darüber der 
Generalversammlung alljährlich Bericht zu erstat- 
ten. In Ermangelung des diesbezüglichen Berich- 
tes kann die Generalversammlung über die Ver- 
wendung des Reingewinnes rechtsgültig nicht 
beschliessen. 

Sobald dem Aufsichtsrathe in seiner amtlichen 
Wirksamkeit gesetz- oder statutenwidrige Hand- 
lungen, oder gegen das Interesse der Gesellschaft 
verstossende Versäumnisse oder Missbräuche zur 
Kenntniss gelangen, ist er verpflichtet, die Gene- 
ralversammlung sogleich einzuberufen. 

Ueber diese Grenzen hinaus kann der Aufsichts- 
rath mit anderen Agenden nicht betraut werden. 

Der Bericht des Aufrichtsrathes ist dem Gerichtshofe 
auch vorzulegen (BT. 4069/93). 

§. 196. Die Mitglieder des Aufsichtsrathes sind 
solidarisch zur Schadloshaltung verpflichtet, 
wenn sie die Erfüllung ihrer im §. 195 ausgespro- 
chenen Pflichten versäumen. 

§. 197. Wenn die Gesellschaft auf Grund eines 
Beschlusses der Generalversammlung gegen die 
Directions-Mitglieder oder gegen die Mitglieder 
des Aufsichtsrathes klagbar auftritt, so wird die- 
selbe durch Bevollmächtigte vertreten, welche in 
der Generalversammlung gewählt werden. 

Falls aus irgend einem Grunde die Bestellung 
von Bevollmächtigten durch Wahl in der General- 
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Versammlung unterbleibt, so hat der zuständige 
Gerichtshof die Bevollmächtigten von Amtswegen 
zu ernennen. 

§. 198. Die Direction ist verpflichtet, für die 
regelmässige Buchführung der Gesellschaft Sorge 
zu tragen, und die vom Aufsichtsrathe geprüfte 
Jahresbilanz mit dem der Generalversammlung 
vorzulegenden Berichte acht Tage vor Abhaltung 
der Generalversammlung zu veröffentlichen. 

Ueberdies ist die Direction verhalten, ein 
Exemplar der von der Generalversammlung ge- 
nehmigten Bilanz in Urschrift dem zuständigen 
Gerichtshofe unverzüglich vorzulegen. Jedermann 
ist berechtigt, in die vorgelegte Bilanz Einsicht 
zu nehmen. 

Die Mitglieder der Direction sind zur Befolgung 
dieser Bestimmungen durch den zuständigen 
Gerichtshof mit der im §. 21 festgesetzten Geld- 
strafe zu verhalten. 

§. 199. Bei Aufstellung der Bilanz sind folgende 
Bestimmungen massgebend : 

1. das Gesellschaftsvermögen ist in demjenigen 
Werthe aufzunehmen, welcher dem Werthe der 
einzelnen Gegenstände am letzten Tage des Ge- 
schäftsjahres entspricht ; 

2. die curshabenden Papiere sind höchstens 
nach jenem Cur s werthe aufzunehmen,' welchen 
sie am letzten Tage des Geschäftsjahres haben; 

3. die Gründungskosten können in die Activa 
nur in jenem Betrage eingestellt werden, welcher 
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bei deren Repartirung auf höchstens 5 Jahre nach 
dem betreffenden Geschäftsjahre verbleibt; 

4. das Stammcapital und der eventuelle Reser- 
vefond ist in die Passiva einzustellen; 

5. zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem 
wahrscheinlichen Werthe anzusetzen, uneinbring- 
liche Forderungen aber abzuschreiben ; 

6. der nach Vergleichung des Activ- und Passiv- 
standes sich ergebende Gewinn oder Verlust ist 
am Schlüsse der Rilanz besonders anzumerken. 

§. 200. Die Mitglieder der Direction und des 
Aufsichtsrathes haften solidarisch für die rich- 
tige Aufstellung der der Generalversammlung vor- 
gelegten Bilanz. 

FÜNFTER ABSCHNITT. 
Auflösung der Actiengesellschaft. 

§. 201. Die Actiengesellschaft wird aufgelöst: 

1. durch Ablauf derjenigen Zeit, auf welche 
die Gesellschaft eingegangen wurde; 

2. durch Beschluss der Generalversammlung; 

3. durch Fusion; und 

4. durch Eröffnung des Concurses. 

Wenn die Auflösung einer Actiengesellschaft 
aus anderen Gründen erfolgt, so finden die Be- 
stimmungen dieses Abschnittes ebenfalls Anwen- 
dung. 

Nach Ablauf der Zeit, auf welche die Gesellschaft einge- 
gangen wurde, kann der Bestand derselben auch mit einem 
Generalversammlungsbeschlusse nicht verlängert werden, 
da die Bestimmung der Zeitdauer aus dem Prospecte in die 
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Statuten übernommen ist (BT. 134/77). Vergl. §§. 150, 179 
des Ges. 

Ueber Eintragung der Auflösung der Gesellschaft in das 
Handelsregister vergl. §§. 181 u. 202. des Ges. 

§. 202. Die Auflösung der Gesellschaft muss, 
— wenn sie nicht eine Folge des eröffneten Con- 
curses ist, — durch die Direction dem zuständi- 
gen Gerichtshofe zur Eintragung in das Handels- 
register und zum Behufe der Kundmachung, bei 
sonstiger Verhängung der im §. 21 bestimmten 
Folgen angemeldet werden. 

Gleichzeitig hat die Direction die Auflösung 
im Wege jener Blätter, welche zur Aufnahme der 
gesellschaftlichen Kundmachungen bestimmt 
sind, eventuell im Amtsblatte dreimal zu verlaut- 
baren und die Gläubiger der Gesellschaft aufzu- 
fordern, ihre Forderungen binnen sechs Monaten 
vom Tage der dritten Kundmachung geltend zu 
machen. 

§. 203. Bei Auflösung der Actiengesellschait 
hat — die Fälle des Concurses und der Fusion 
ausgenommen — die Liquidation Platz zu greifen ; 
die Liquidation hat durch die Mitglieder der Di- 
rection zu geschehen, wenn nicht hinsichtlich der- 
selben durch die Statuten oder einen Gesell- 
schafts-Beschluss anders verfügt wird. 

Die Bestellung der Liquidatoren kann durch die 
Generalversammlung jeder Zeit widerrufen 
werden. 

Ueber die Anmeldung und das Rechtsverhält- 
niss der Liquidatoren kommen die Bestimmungen 
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der §§. 110—114, 188 und 189 dieses Gesetzes 
mit der Abweichung zur Anwendung, dass die 
Anmeldung durch die Direction zu geschehen hat 

Die Verpflichtung des Aufsichtsrathes zur 
Ueberwachung bleibt auch während der Liqui- 
dation aufrecht. 

§. 204. Das Vermögen der aufgelösten Actien- 
gesellschaft wird nach Tilgung der Schulden unter 
die Actionäre im Verhältnisse zu ihren Actien 
vertheilt. Die factische Vertheilung darf jedoch 
vor Ablauf von sechs Monaten von dem Tage 
der im §. 202 erwähnten dritten Verlautbarung 
an gerechnet, nicht erfolgen. 

§. 205. Die aus den Handelsbüchern ersicht- 
lichen oder in anderer Weise bekannten Gläubiger 
der Gesellschaft sind zur Geltendmachung ihrer 
Forderungen im Wege einer besonderen Verstän- 
digung oder Kundmachung aufzufordern, und 
wenn diese erfolglos bleibt, so sind die Forde- 
rungen bei dem zuständigen Gerichtshofe im 
Baaren zu deponiren. 

Dasselbe gilt auch in Ansehung der noch 
schwebenden Verbindlichkeiten und streitigen 
Forderungen. Eine Ausnahme hievon findet statt, 
wenn die Vertheilung des Gesellschaftsvermögens 
bis zur Begleichung der erwähnten Verbindlich- 
keiten und Forderungen in Schwebe belassen, 
oder den Gläubigern genügende Sicherheit gebo- 
ten wird. 
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Die Liquidatoren und die Mitglieder des Auf- 
sichtsrathes haften für alle, den obigen Bestim- 
mungen entgegen geschehene Zahlungen soli- 
darisch. 

§. 206. Die Liquidatoren sind verpflichtet, über 
die Abwicklung der Geschäfte der Gesellschaft 
wenigstens alljährlich einen Ausweis zu veröf- 
fentlichen, und mit Beendigung der Liquidation 
das Ergebniss derselben kundzumachen. 

§. 207. Die Handelsbücher der aufgelösten Ge- 
sellschaft sind an einem von dem zuständigen 
Gerichtshofe zu bestimmenden Orte zur Aufbe- 
wahrung auf die Dauer von zehn Jahren zu de- 
poniren. 

§. 208. Hinsichtlich der Fusion zweier oder 
mehrerer Actiengesellschaften sind folgende Be- 
stimmungen massgebend : 

1. das Vermögen der aufzulösenden Gesell- 
schaft ist so lange getrennt zu verwalten, bis die 
Befriedigung oder Sicherstellung ihrer Gläubiger 
erfolgt ist; die Verwaltung wird jedoch durch die 
Direction der neuen Gesellschaft geführt; 

2* die Mitglieder jener Direction, welche die 
Verwaltung besorgt, sind den Gläubigern der auf- 
zulösenden Gesellschaft für die . Ausführung 
der getrennten Verwaltung solidarisch verant- 
wortlich ; 

3. die Auflösung der Gesellschaft ist zur Ein- 
tragung in das Handelsregister dem zuständigen 
Gerichtshofe unverweilt anzumelden; 
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4. die öffentliche Aufforderung der Gläubiger 
der aufgelösten Gesellschaft kann unterlassen 
oder auf einen späteren Zeitpunkt verschoben 
werden; jedoch ist die factische Vereinigung des 
Vermögens der beiden Gesellschaften vor Ablauf 
der im §. 204 erwähnten Zeitfrist durchaus nicht 
zulässig. 

§. 209. Eine Herabminderung des Stammcapi- 
tals kann erfolgen : durch Rückkauf und Annulli- 
rung der Actien, durch das Erlassen der rückstän- 
digen Theil-Einzahlungen, durch Zurückzahlung 
im Baaren und durch die Herabsetzung des Nomi- 
nalwerthes der Actien. 

Insofern die Herabminderung des Stammcapi- 
tals nicht im Wege einer in den ursprünglichen 
Statuten vorgesehenen Auslosung geschieht, kann 
* dieselbe nur über Beschluss der Generalversamm- 

lung und mit Genehmigung des zuständigen Ge- 
richtshofes vorgenommen werden. 

Das Gericht darf die verlangte Herabminderung 
in solchen Fällen nur dann bewilligen, wenn es 
sich aus der letzten Bilanz, beziehungsweise auf 
Grund der Vernehmung der mittelst einer Kund- 
machung einberufenen Gläubiger überzeugt hat, 
dass die Gesellschaft auch mit ihrem herabgemin- 
derten Actiencapitale allen ihren Verpflichtungen 
zu genügen im Stande ist. 



94 



SECHSTER ABSCHNITT. 
Ausländische Actiengesellschaften. 

Die Bestimmungen dieses Abschnittes finden auf die 
Österreichischen Actiengesellschaften keine Anwendung, de- 
ren Verhältnisse im GA. XXII. v. J. 1878, bez. im GA. 
XXXIX. v. J. 1899, geregelt sind. 

§. 210. Ausländische Actiengesellschaften sind 
gehalten, wenn sie ihre Geschäfte in den Ländern 
der ungarischen Krone unter eigener Firma — 
durch Zweigniederlassungen oder Agenturen — 
betreiben wollen, ihre Firma noch vor Eröffnung 
des Geschäftsbetriebes bei jen&m Gerichtshofe zur 
Eintragung in das Handelsregister anzumelden, 
in dessen Sprengel sie eine Zweigniederlassung 
oder Agentur zu errichten beabsichtigen. 

So auch die österreichischen Gesellschaften (§. 1 des GA. 
XXII. v. J. 1878). 

.§. 211. Jede ausländische Actiengesellschaft 
ist verpflichtet,, sobald sie um die Eintragung 
nachsucht, ihre Statuten "dem zuständigen Ge- 
richtshofe zur Eintragung in das Handelsregister 
in beglaubigter Form vorzulegen und gleichzeitig 
nachzuweisen : 

1. dass sie im Sinne ihrer heimischen Gesetze 
constituirt ist und ihre Wirksamkeit thatsächlich 
begonnen hat; 

2. dass das zu ihrem hierländigen Geschäfts- 
betriebe bestimmte Capital im Inlande angelegt ist ; 

3. dass sie zu ihrem hierländigen Geschäfts- 
betriebe eine Vertretung bestellt habe, welche 
ihren Sitz im Gebiete der ungarischen Krone hat ; 
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4. dass sich die Gesellschaft verbunden hat, 
hinsichtlich ihrer hierländigen Geschäfte nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes vorzugehen 
und die Rechtshandlungen ihrer hierländigen Ver- 
tretung als für die Gesellschaft bindend zu be- 
trachten ; 

5. dass die Vertretung zur rechtsgültigen Zeich- 
nung der Firma der Zweigniederlassung berech- 
tigt sei; 

6. dass sie sich in allen Streitfällen, welche aus 
den von der Vertretung abgeschlossenen Geschäf- 
ten entstehen, den ungarischen Gesetzen und 
Gerichten unterwirft ; 

7. dass der ausländische Staat, in welchem 
die Gesellschaft entstanden ist, den ungarischen 
Actiengesellschaften gegenüber dem Reciprocitäts- 
Principe gemäss verfährt. 

Die in den Punkten 2, 3, 4 und 5 erwähnten 
Umstände sind durch einen rechtsgültig gefassten, 
und eventuell durch die Staatsbehörde genehmig- 
ten Beschluss der Gesellschaft nachzuweisen. 

Wenn die Zulassung im Sinne bestehender 
Staatsverträge dem Ministerium vorbehalten ist, 
wird dasselbe ebenfalls den obigen Bestimmungen 
. entsprechend vorgehen. 

Die Statuten ausländischer Gesellschaften sind von den 
betreffenden Gesandschaften zu beglaubigen. (Vergl. §. 545 
d. GA. LIV. v. J. 1868.) 

Die §§. 2 u. 4 des GA. XXII. v. J. 1878 enthalten die 
Österreichischen Actiengesellschaften betreffend den Punk- 
ten 1, 3 — 6 entsprechende Bestimmungen. 

Im dritten Absätze sind in Folge eines Redactionsfehlers 
die Punkte 2—5, statt 3, 4, 5, 6 citirt. 
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Staatsverträge über die gegenseitige Zulassung von Actien- 
gesellschaften bestehen mit dem Deutschen Reiche (GA. 
XXXVI. v. J. 1898, §. 19 u. GA. III. v. J. 1892 Art. 19), Italien 
(GA. XV. v. J. 1888 u. GA. VI. v. J. 1892), mit der Schweiz 
(GA. XXXVII. v. J. 1888, Art. 8 u. GA. VII. v. J. 1892, 
Art 8), Serbien (GA. XXX. v. J. 1882 u. GA. XX. v. J. 1893), 
Bulgarien (GA. XIX. v. J. 1897). 

§. 212. Die Kundmachung der Eintragung hat 
ausser den im §. 158 aufgezählten Daten, auch die 
Benennung der hierländigen Vertretung und die 
Höhe des hier angelegten Capitals zu enthalten. 

§. 213. Ausländische Actiengesellschaften ha- 
ben über ihre inländischen Geschäfte besondere 
vorschriftsmässige Bücher zu führen. 

Die Bücher sind am Sitze der inländischen Zweigniederlas- 
sung zu führen. 

So auch §. 3. d. GA. XXII. v. J. 1878 für die österrei- 
chischen Gesellschaften, ausgenommen sind nur die ge- 
meinsamen Verkehrsunternehmungen, welche die Bücher 
am Sitze der Hauptniederlassung führen können. 

§. 214. Die inländische Vertretung ist verpflich- 
tet, dem zuständigen Gerichtshofe die General- 
versammlungsprotokolle, sowie die allgemeine 
Bilanz der Actiengesellschaft und eine besondere 
Bilanz über den hierländigen Geschäftsbetrieb 
binnen z;wei Monaten nach der Generalversamm- 
lung in je einem Original-Exemplar vorzulegen, 

Ueberdies muss die allgemeine, wie auch die 
besondere Bilanz in den für die Kundmachungen 
der Gesellschaft bestimmten Blättern, bezüglich 
im Amtsblatte veröffentlicht werden. 

So auch für Oesterreich §. 5 des GA. XXII. v. J. 1878. 



§. 215. Die Mitglieder der Vertretung, welche 
den Bestimmungen des vorigen §. entgegenhan- 
deln, haften für den hieraus entstandenen Scha- 
den solidarisch. 

So auch für Oesterreich §. 5 des GA. XXII. v. J. 1878. 

§. 216. Diejenigen Beschlüsse der ausländischen 
Actiengesellschaft, welche eine Aenderung des 
Gegenstandes des Unternehmens, die Auflösung 
oder die Fusion der Gesellschaft bezwecken, sind 
auch dann, wenn dieselben den ausländischen 
Gesetzen gemäss rechtsgültig gefasst wurden, für 
den Geschäftsbetrieb der inländischen Zweignie- 
derlassung nur von dem Zeitpunkte an verbin- 
denden welchem sie von dem zuständigen hier- 
ländigen Gerichtshofe in das Handelsregister ein- 
getragen wurden. 

So auch für Oesterreich §. 4 des GA. XXII. v. J. 1878. 

§. 217.. Die Ausregistrirung kann über Jeder- 
manns Verlangen verfügt werden, wenn nachge- 
wiesen wird: 

1. dass die Gesellschaft in ihrem Vaterlande 
ihre Wirksamkeit eingestellt, oder das freie Ver- 
fügungsrecht über ihr Vermögen verloren hat; 

2. dass sie den im §. 211, Punkt 3, und den in 
§§. 213 und 214 festgesetzten Verpflichtungen 
nachzukommen ohne rechtlichen Grund verab- 
säumt; 

3. dass der ausländische Staat, in welchem die 
Gesellschaft ihren Sitz hat, bezüglich der unga- 

Dr. T. Low: Das Handelsgesetz. 7 
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rischen Actiengesellschaften das Princip der Re- 
ciprocität nicht befolgt; 

4. dass eine gegen die Gesellschaft oder deren 
hiesige Zweigniederlassung geführte Execution er- 
folglos geblieben ist ; 

5. dass die Gesellschaft das für den hiesigen 
Geschäftsbetrieb bestimmte und im Inlande ange- 
legte Capital ganz oder theilweise aus dem Lande 
gezogen hat. 

Dieses Verlangen kann in einer einfachen Eingabe beim 
zuständigen Gerichtshofe vorgetragen werden. 

Die Ausregistrirung einer österreichischen Gesellschaft 
kann nur von den interessirten Personen und der politi- 
schen Behörde verlangt werden, und zwar in dem Falle, 
wenn die Gesellschaft in Oesterreich aufgehört hat oder wenn 
die Bestimmungen des GA. XXII. v. J. 1878 nicht eingehalten 
wurden. (§. 6 des GA. XXII. v. J. 1878.) 

SIEBENTER ABSCHNITT. 
Strafbestimmungen. 

§. 218. Die Mitglieder der Direction sind, inso- 
fern ihre Handlungen oder Unterlassungen nicht 
strafrechtlich geahndet werden, vom zuständigen 
Gerichtshofe zu einer Freiheitsstrafe bis zu 3 
Monaten zu verurtheilen : 

1. wenn dieselben behufs Eintragung der Sta- 
tuten in das Handelsregister hinsichtlich der Sub- 
scription und Einzahlung des Stammcapitals wis- 
sentlich falsche Angaben machen; 

2. wenn in Folge ihres strafbaren Verschul- 
dens die Gesellschaft während drei Monaten ohne 
Aufsichtsrath geblieben ist, oder in demselben 
die nöthige Anzahl von Mitgliedern gefehlt hat; 
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3. wenn dieselben bei Aufstellung der Bilanz 
gesetzwidrig verfahren, oder wenn sie in den Be- 
richten an die Generalversammlung die Lage der 
Gesellschaft wissentlich nicht wahrheitsgemäss 
darlegen oder den wirklichen Sachverhalt ver- 
heimlichen ; 

4. wenn sie die Protocolle der Generalversamm- 
lung absichtlich falsch führen lassen; 

5. wenn sie die eigenen Actien der Gesellschaft 
gegen die Bestimmung des §. 161 ankaufen oder 
belehnen ; 

6. wenn sie den Actionären gegen die Bestim- 
mung des §. 165 aus dem Stammcapital Dividen- 
den oder Zinsen ausbezahlen; 

7. wenn sie in den Fällen des §. 187 die Ein- 
berufung der Generalversammlung, beziehungs- 
weise die Anzeige wegen Eröffnung des Concur- 
ses verabsäumen; 

8. wenn sie in Betreff jener Gegenstände, 
welche der Generalversammlung vorbehalten sind 
(§. 179) eigenmächtig vorgehen. 

§. 219. Die im vorigen §. festgesetzte Strafe 
ist zu verhängen: 

1. gegen die Gründer, wenn sie im Prospekte 
wissentlich falsche Angaben veröffentlichen; 

2. gegen die Mitglieder des Aufsichtsrathes, 
wenn sie ihrem Berichte an die Generalversamm- 
lung über die Jahresrechnungen die Bilanz und 
die Gewinnvertheilung wissentlich falsche Anga- 
ben zu Grunde legen; 

7* 
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3. gegen die hiesigen Vertreter der ausländi- 
schen Actiengesellschafteu, wenn dieselben das 
für den inländischen Geschäftsbetrieb bestimmte 
Capital zu andern Zwecken verwenden, oder aus 
dem Lande ziehen lassen. 

§. 220. Sind mildernde Umstände vorhanden, 
so ist das Gericht berechtigt, in den Fällen der 
beiden vorhergehenden §§. die Haft gegen jeden 
einzelnen Schuldigen in eine Geldstrafe bis zur 
Höhe von je tausend Gulden umzuwandeln. 

§. 221. Zu einer Geldstrafe bis zur Höhe von 
tausend Gulden sind zu verurtheilen : 

1. die Mitglieder der Direction, wenn sie gegen 
die Bestimmung des §. 198 die Bilanz und den 
Jahresbericht 8 Tage vor der Generalversamm- 
lung zu veröffentlichen versäumen; oder wenn 
sie die Protokolle der Generalversammlung dem 
zuständigen Gerichtshofe nicht vorlegen; oder 
wenn sie die Interimsscheine über höhere Sum- 
men ausstellen, als thatsächlich eingezahlt wurde ; 

2. dass zur Einberufung der Generalversamm- 
lung verpflichtete Organ, wenn es dieselbe nicht 
mindestens einmal jährlich beruft (§. 177) ; 

3. die Liquidatoren, wenn sie entgegen dem §. 
206 über die Abwicklung der Geschäfte keinen 
Bericht erstatten, oder die Veröffentlichung des 
Endergebnisses versäumen ; 

4. die hiesigen Vertreter der ausländischen 
Actiengesellschaften, wenn dieselben den Bestim- 
mungen des §. 214 entgegenhandeln. 
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§. 222. Durch die Verhängung der in den §§. 
218, 219 und 221 festgesetzten Strafen wird die 
in diesem Gesetze ausgesprochene Verpflichtung 
zum Schadenersatze nicht berührt. 

ELFTER TITEL. 
Von den Genossenschaften. 

ERSTER ABSCHNITT. 
Allgemeine Bestimmungen. 

§. 223. Als Genossenschaften im, Sinne dieses 
Gesetzes werden jene Gesellschaften angesehen, 
deren Mitgliederzahl nicht bestimmt ist und 
welche die Förderung der Credites, des Erwerbes 
oder der Wirthschaft ihrer Mitglieder, mittelst 
gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebes, oder auf 
Grand der Wechselseitigkeit bezwecken. 

Hierher gehören namentlich: 

Vorschuss- und Creditvereine ; 

Rohstoff- und Magazinvereine, und Producta v- 
genossenschaften ; 

Consumvereine ; 

Wohnungsgenossenschaften ; 

wechselseitige Versicherungsgesellschaften. 

^ Die Höhe des Stammcapitals braucht nicht bestimmt zu 
(werden. Ueber die Ausnahmen s. die Anm. zu §. 147 d. Ges. 

§. 224. Die Genossenschaft ist als constituirt 
zu betrachten: 

1. wenn die Gesellschaftsstatuten festgestellt 
sind; 
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2. wenn die Gesellschaft in das Handelsregister 
eingetragen ist. 

Der Eintritt der einzelnen Mitglieder in die 
Genossenschaft geschieht durch schriftliehe Er- 
klärung. 

§. 225. Die Statuten müssen jedenfalls Nachfol- 
gendes bestimmen: 

1. die Firma und den Sitz der Genossenschaft; 

2. den Gegenstand des Unternehmens; 

3. die Zeitdauer der Genossenschaft; 

4. die Bedingungen des Eintrittes der Genos- 
senschafter, sowie dfe allfälligen besonderen Be- 
stimmungen über das Ausscheiden (Austritt, Tod 
oder Ausschliessung) derselben; 

5. das Antheilsverhältniss eventuell den Betrag 
der Geschäftsantheile der einzelnen Genossen- 
schafter und die Art der Bildung dieser Antheile ; 

6. diejGrundsätze, nach welchen die Aufstellung 
und Prüfung der Bilanz zu erfolgen hat; 

7. die Bestimmung über die Berechnung und 
Vertheilung des Gewinnes oder Verlustes unter 
die einzelnen Genossenschafter; 

8. die Organisation der Direction, die Art ihrer 
Wahl, ihren Wirkungskreis und die Zeitdauer 
ihrer Wirksamkeit; 

9. die Organisation des Aufsichtsrathes und die 
Zeitdauer seiner Wirksamkeit; 

10. die Art und Weise der Firmazeichnung ; 

11. die Modalitäten der Einberufung, den Ort, 
Zeitpunkt, Wirkungskreis, Verhandlungsmodus 
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und die Art und Weise der Beschlussfassung der 
Generalversammlung, sowie die Bestimmung was 
zu geschehen habe, wenn die einberufene Gene- 
ralversammlung nicht beschlussfähig ist; 

12. die Bedingungen des Stimmrechtes der Ge- 
nossenschafter und die Form, in welcher dasselbe 
ausgeübt wird; 

13. die Art und Weise, in welcher die von der 
Genossenschaft ausgehenden Bekanntmachungen 
erfolgen ; 

14. die Angabe, ob die Haftung der Genossen- 
schafter für die Verbindlichkeiten der Genossen- 
schaft eine unbeschränkte oder beschränkte ist, 
und wenn im letzteren Falle die Haftung über 
das im Gesetze bestimmte Mass ausgedehnt wird, 
die Angabe des Umfanges dieser Haftung. 

§. 226. Die Statuten sind mit dem Namens- 
verzeichnisse der Genossenschafter bei jenem 
Gerichtshofe, in dessen Sprengel die Genossen- 
schaft ihren Sitz hat, behufs Eintragung in das 
Handelsregister und Kundmachung anzumelden. 

Die Kundmachung muss enthalten: 

1. das Datum der Statuten; 

2. die Firma und den Sitz der Genossenschaft; 

3. den Gegenstand des Unternehmens; 

4. die Zeitdauer der Genossenschaft; 

5. die Art und Weise der Firmazeichnung; 

6. die Art und Weise, in welcher die von der 
Genossenschaft ausgehenden Bekanntmachungen 
erfolgen ; 
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7. die Angabe, ob die Haftung der Genossen- 
schafter für die Verbindlichkeiten der Genossen- 
schaft;, eine unbeschränkte oder beschränkte ist, 
und wenn im letzteren Falle die Haftung über das 
im Gesetze bestimmte Mass ausgedehnt wird, die 
Angabe des Umfanges dieser Haftung. 

§. 227. Bei Vorlage der Statuten hat die Genos- 
senschaft gleichzeitig nachzuweisen, dass die Sta- 
tuten durch die constituirende Generalversamm- 
lung festgestellt sind, und dass die Direction und 
der Aufsichtsrath gewählt ist. 

Die Mitglieder der Direction haben die bezüg- 
liche Eingabe bei dem zuständigen Gerichtshofe 
eigenhändig zu fertigen oder in beglaubigter Form 
einzubringen. 

§. 228. Vor erfolgter Eintragung in das Handels- 
register und vor der Kundmachung besteht die 
Genossenschaft als solche nicht. Diejenigen 
welche vor erfolgter Eintragung im Namen der 
Genossenschaft handeln, haften persönlich und 
solidarisch. 

§. 229. Die Genossenschaftsstatuten müssen, 
mit dem Nachweise der im früheren §. erwähnten 
Thatsachen, auch bei jenem Gerichtshofe, in des- 
sen Sprengel die Genossenschaft eine Zweig- 
niederlassung hat, behufs Eintragung in das Han- 
delsregister angemeldet werden. 
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§. 230. Die Bestimmungen, der §§. 210—217 
dieses Gesetzes über die ausländischen Actien- 
gesellschaften sind auch für die ausländischen 
Genossenschaften massgebend. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Von dem Rechtsverhältnisse der Genossenschafter 
untereinander und zu dritten Personen. 

§. 231. Die Mitglieder einer mit unbeschränkter 
Haftung errichteten Genossenschaft haften für alle 
Verbindlichkeiten der Gesellschaft, insoferne zur 
Deckung derselben die Activen der Genossen- 
schaft nicht ausreichen, solidarisch mit ihrem 
ganzen Vermögen. 

Die Mitglieder einer mit beschränkter Haftung 
errichteten Genossenschaft haften, insofern die 
Statuten der Gesellschaft nicht ein Anderes verfu- 
gen, nur bis zum Betrage ihres festgesetzten Ge- 
schäftsantheiles . 

§. 232. Die Gläubiger der Genossenschaft kön- 
nen wegen des Ausfalles an ihren Forderungen 
die einzelnen Genossenschafter nur nach Been- 
digung des gegen das Vermögen der Genossen- 
schaft eröffneten Concurses und nur insoweit in 
Anspruch nehmen, als diese Forderungen bei dem 
Concursverfahren angemeldet, beziehungsweise 
als richtig festgestellt worden sind. 

Wegen solcher Forderungen kann gegen den 
Genossenschafter, ohne dass es der Einleitung 
eines neuerlichen rechtlichen Verfahrens bedarf, 
die Execution erwirkt werden. 
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§. 233. Wer in eine bestehende Genossenschaft 
eintritt, haftet für alle von der Genossenschaft 
vor seinem Eintritte eingegangenen Verbindlich- 
keiten. 

Ein entgegenstehender Vertrag ist gegen Dritte 
ohne rechtliche Wirkung. 

§. 234. Wenn die Statuten nichts Anderes be- 
stimmen, können die Genossenschafter, welche 
ihre festgesetzten Einzahlungen geleistet haben, 
von den übrigen Genossenschaftern, die mehr ge- 
zahlt haben, auf Regress nicht belangt werden. 

§. 235. Jeder Genossenschafter hat das Recht, 
auch wenn die Genossenschaft auf bestimmte Zeit 
eingegangen wurde, überhaupt, oder im Falle er 
mehrere Geschäftsantheile besitzt, bezüglich ein- 
zelner Geschäftsantheile nach vorheriger Kündi- 
gung auszutreten. Ist über ,die Kündigungsfrist 
und den Zeitpunkt des Austrittes in den Statuten 
nichts festgesetzt, so findet der Austritt nur mit 
dem Schlüsse des Geschäftsjahres nach vorheri- 
ger mindestens vierwöchentlicher Kündigung 
statt. 

Durch den Tod erlischt die Mitgliedschaft. Die 
Rechtsnachfolger können an die Stelle des ver- 
storbenen Genossenschafters eintreten, sofern die 
Statuten keine entgegengesetzten Bestimmungen 
enthalten. 

Die Genossenschaft ist berechtigt, den einzel- 
nen Genossenschafter aus Gründen, welche in den 
Statuten vorgesehen sind, auszuschliessen. 
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§. 236. Die aus der Genossenschaft überhaupt 
oder bezüglich einzelner Geschäftsantheile aus- 
geschiedenen Mitglieder, sowie ihre Erben bleiben 
den Gläubigern der Genossenschaft für alle bis 
zum Ausscheiden von der Genossenschaft einge- 
gangenen Verbindlichkeiten, innerhalb der im 
§. 254 festgesetzten Verjährungsfrist in dem durch 
die Statuten bestimmten Masse haftend. 

§. 237. Wenn diie Statuten nichts Anderes be- 
stimmen, haben die ausgeschiedenen Mitglieder 
oder deren Erben an den Reservefond ynd an das 
sonst vorhandene Vermögen der Genossenschaft 
keinen Anspruch. Sie sind aber berechtigt zu 
verlangen, dass ihnen ihr Geschäftsantheil, wie 
er sich nach dem Rechnungsabschlüsse für das 
Jahr, in welchem der Genossenschafter ausge- 
schieden ist, darstellt, ausgezahlt werde. 

Die Mitglieder einer mit unbeschränkter Haf- 
tung errichteten Genossenschaft, sowie ihre Er- 
ben, können die Auszahlung dieses Geschäfts- 
antheiles und ihres sonstigen etwaigen Gutha- 
bens nur nach Ablauf von drei Monaten nach 
Feststellung des Rechnungsabschlusses, — die 
Mitglieder einer mit beschränkter Haftung errich- 
teten Genossenschaft aber nur nach Ablauf der im 
§. 254 festgesetzten Verjährungsfrist beanspru- 
chen, insoferne nicht bis dahin die Auflösung 
der Genossenschaft beschlossen, wurde. 

Dieselben Bestimmungen sind massgebend, 
wenn der Genossenschafter nur bezüglich eines 
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oder mehrerer Geschäftsantheileaus der Genos- 
senschaft austritt. 

Die Bestimmungen- des zweiten und dritten Absatzes 
können auch duich die Statuten nicht abgeändert werden 
(C. 894/92.) 

§. 238. Wenn die Statuten nichts Anderes 
bestimmen, kann der Genossenschafter seihe ein- 
zelnen oder gesammten Geschäftsanteile und die 
hiemit verbundenen Rechte eines Genossenschaf- 
ters auf andere Personen übertragen, ist aber 
verpflichtet, diesen Umstand bei der Direction 
anzuzeigen. 

Die im §. 236 festgesetzte Haftung des Ueber- 
tragenden bleibt jedoch auch in diesem Falle un- 
berührt, wenn der Uebernehmer seinen Verpflich- 
tungen nachzukommen nicht im Stande ist. 

§. 239. Die Bestimmungen* der §§. 95 und 96 
dieses Gesetzes hinsichtlich der Privatgläubiger 
und der Compensation finden auch auf die Genos- 
senschaften Anwendung. 

Hat ein Privatgläubiger eines Gehossenschaf- 
ters nach der auf dessen Privatvermögen ge- 
führten Execution, die Execution auf das dem- 
selben nach Auflösung der Genossenschaft zu- 
kommende Guthaben erwirkt, so ist er berech- 
tigt — die Genossenschaft mag auf bestimmte 
oder unbestimmte Zeit eingegangen sein — be- 
hufs seiner Befriedigung nach vorheriger Kündi- 
gung das Ausscheiden jenes Genossenschafters 
zu verlangen. 
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Die Kündigung muss mindestens vier Wochen 
vor Ablauf des Geschäftjahres der Genossen- 
schaft . geschehen, 

DRITTER ABSCHNITT. 

Von der Generalversammlung, der Direction 
und dem Aufsichtsrathe. 

§. 240. Die Bestimmungen der §§. 176—181 
über die Generalversammlung der Actiengesell- 
schaften finden auf die Genossenschaften in der 
Weise Anwendung, däss die den einzelnen Actio- 
näxen zustehenden Rechte durch die einzelnen 
Genossenschafter, die der Gesammtheit der Actio- 
näre vorbehaltenen Rechte aber durch die Ge- 
sammtheit der Genossenschafter ausgeübt werden. 

Auch die Bestimmungen des §. 174 d. Ges. finden auf die 
Genossenschaften entsprechende Anwendung. (C. 138/89, 
989/96, 603/99.) 

§. 241. Bezüglich der Vertretung der Gesell- 
schaft, der Wahl, der Rechte und Pflichten der 
Direction, sind auch für die Genossenschaften die 
Bestimmungen der §§. 182 — 193 und 197 dieses 
Gesetzes massgebend. 

§. 242. Die Direction ist verpflichtet, mit Ende 
eines jeden Vierteljahres die eingetretenen und 
ausgeschiedenen Mitglieder, sowie die Zahl der 
gekündigten Geschäftsantheile dem Gerichtshofe 
anzuzeigen, und im Monat Januar eines jeden 
Jahres das alphabetische Namensverzeichniss der 
Mitglieder, und den Ausweis der Geschäftsan- 
theile vorzulegen. 
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§. 243. Die Direction ist verpflichtet, für die 
regelmässige Führung der Bücher der Gesellschaft 
Sorge zu tragen, und die vom Aufsichtsrathe ge- 
prüfte Jahresbilanz 8 Tage vor Abhaltung der 
Generalversammlung zu veröffentlichen. 

In dieser Bekanntmachung ist insbesondere die 
Zahl der Mitglieder, welche zur Zeit des Bilanz- 
abschlusses der Genossenschaft angehört haben, 
dann der im Laufe des Geschäftsjahres eingetre- 
tenen und ausgeschiedenen Mitglieder, sowie die 
Zahl der eingelegten, gekündigten und rückgezahl- 
ten Geschäftsantheile anzugeben. 

Ueberdies ist die Direction verbunden, ein Ori- 
ginalexemplar der von der Generalversammlung 
genehmigten Bilanz dem zuständigen Gerichtshofe 
unverzüglich vorzulegen. Jedermann ist berech- 
tigt, in die vorgelegte Bilanz Einsicht zu nehmen. 

§. 244. Bezüglich des Aufsichtsrathes sind die 
Bestimmungen der §§. 194 — 196 dieses Gesetzes 
auch für die Genossenschaften massgebend. 

§. 245. Die Mitglieder der Direction und des 
Aufsichtsrathes haften solidarisch für die richtige 
Aufstellung der der Generalversammlung vorge- 
legten Jahresbilanz. 

§. 246. Die Bestimmungen der §§. 218^222 
dieses Gesetzes finden auch auf die Genossen- 
schaften Anwendung. 
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VIERTER ABSCHNITT. 
Von der Auflösung der Genossenschaft. 

§. 247. Die Genossenschaft wird aufgelöst: 

1. durch Ablauf der Zeit, auf welche die Gesell- 
schaft eingegangen wurde; 

2. durch Beschluss der Generalversammlung; 

3. durch Fusion; 

4. durch Eröffnung des Concurses; 

5. durch Erkenntniss des Gerichtes. 

Vergl. §§. 246, 247, 257—261 des GA. XVII. v. J. 1881 
den Concurs der Genossenschaft betreffend. 

§. 248. Wenn die Genossenschaft ihre Wirksam- 
keit auf andere Zwecke ausdehnt, als welche im 
§. 223 bezeichnet sind, so kann sie durch das 
Gericht ohne Anspruch auf Schadenersatz auf- 
gelöst werden. 

Die Auflösung wird über Verlangen einer be- 
theiligten Partei oder der politischen Behörde, 
unter gleichzeitiger Eintragung in das Handels- 
register, von demjenigen Gerichtshofe verfügt, bei 
welchem die Genossenschaft in das Handelsre- 
gister eingetragen ist. 

§. 249. Die Auflösung der Genossenschaft muss, 
— die in §. 247 Punkt 4 und 5 enthaltenen Fälle 
ausgenommen, — durch die Direction dem zustän- 
digen Gerichtshofe zur Eintragung in das Handels- 
register angemeldet werden. 

Gleichzeitig hat die Direction, den Fall des 
Concurses ausgenommen, die Auflösung im Wege 
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jener Blätter, welche zur Aufnahme der gesell- 
schaftlichen Kundmachungen bestimmt sind, 
eventuell im Amtsblatte dreimal zu veröffent- 
lichen, und die Gläubiger der Genossenschaft 
aufzufordern, ihre Forderungen binnen sechs 
Monaten vom Tage der dritten Kundmachung gel- 
tend zu machen. 

§. 250. Die Bestimmungen der §§. 203 und 206 
dieses Gesetzes über die Liquidation erstrecken 
sich auch auf die Genossenschaften. 

§. 251. Hinsichtlich der Rechtsverhältnisse der 
Genossenschafter zu einander und gegen dritte 
Personen während der Liquidation, finden die 
Bestimmungen des zweiten Abschnittes dieses 
Titels Anwendung, insofern sie nicht mit den Be- 
stimmungen dieses Abschnittes und mit der Natur 
der Liquidation im Widerspruch stehen. 

§. 252. Aus dem Vermögen der aufgelösten 
Genossenschaft werden zunächst die Gläubiger 
je nach der Fälligkeit ihrer Forderungen befrie- 
digt; die zur Deckung noch nicht fälliger Forde- 
rungen nöthigen Summen werden zurückbehalten. 

Der nach Deckung der Schulden vorhandene 
Ueberschuss wird nach den in den Statuten be- 
stimmten Grundsätzen unter die Genossenschafter 
vertheilt. 

Die Vertheilung darf aber nicht eher vollzogen 
werden, als nach Ablauf von sechs Monaten von 
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dem Tage an gerechnet, an welchen die im §. 249 
erwähnte Bekanntmachung zum dritten Male.' 
erfolgt ist. 

§. 253. Hinsichtlich der Verständigung und Auf- 
forderung der Gläubiger, der Sicherstellung der 
schwebenden Forderungen, der Verwahrung der 
Bücher und Papiere der aufgelösten Genossen- 
schaft und der Fusion zweier oder mehrerer Ge- 
nossenschaften finden die Bestimmungen der §§. 
205, 207 und 208 auch auf die Genossenschaften 
Anwendung. 

FÜNFTER ABSCHNITT. 

Von der Verjährung der Klagen gegen die 

Genossenschafter. 

§. 254. Die Klagen gegen einen Genossenschaf- 
ter aus Ansprüchen gegen die Gesellschaft ver- 
jähren binnen einem Jahre nach Auflösung der 
Genossenschaft, oder nach dem Ausscheiden oder 
der Ausschliessung des Genossenschafters, sofern 
nicht bezüglich gewisser Forderungen eine kür- 
zere Verjährungsfrist gesetzlich eintritt. 

Diese Verjährung beginnt mit dem Tage, an 
welchem die Auflösung der Genossenschaft auf 
Grundlage der in das Handelsregister geschehe- 
nen Eintragung kundgemacht, beziehungsweise 
das Ausscheiden oder die Ausschliessung des 
Genossenschafters in das bei der Genossenschaft 
zu führende Verzeichniss eingetragen worden ist. 

Wird die Forderung erst nach diesem Zeit- 

Dr. T. Low : Das Handelsgesetz. 8 
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punkte fällig, so beginnt die Verjährung mit dem 
Zeitpunkte der Fälligkeit ; bei nicht fälligen Forde- 
rungen hingegen, welche an eine Kündigungsfrist 
gebunden sind, ohne Rücksicht auf die gesche- 
hene Kündigung, mit dem Ablaufe der vom Tage 
der Kundmachung zu rechnenden Kündigungs- 
frist. 

Die Ansprüche der Gesellschaft gegen einen Genossen- 
schafter verjähren in der gewöhnlichen Verjährungsfrist. 
(C. 634/89.) 

§. 255. Ist noch ungetheiltes Genossenschafts- 
vermögen vorhanden, so können die Gläubiger 
der Genossenschaft aus diesem Vermögen auch 
nach Verlauf der im früheren §. festgesetzten 
Verjährungsfrist Befriedigung verlangen. 

§. 256. Die Verjährung zu Gunsten eines ausge- 
schiedenen oder ausgeschlossenen Genossen- 
schafters wird nicht durch Rechtshandlungen 
gegen einen anderen Genossenschafter, wohl aber 
durch solche Rechtshändlungen unterbrochen, 
welche gegen die fortbestehende Genossenschaft, 
oder nach Auflösung derselben gegen die Liqui- 
datoren, beziehungsweise gegen die Concurs- 
masse gerichtet sind. 

§. 257. Die hier festgesetzte Verjährung läuft 
auch gegen Minderjährige, sowie gegen bevormun- 
dete und juristische Personen. 



ZWEITER THEIL. 
Von den Handelsgeschäften. 

ERSTER TITEL. 
Von den Handelsgeschäften im Allgemeinen. 

ERSTER ABSCHNITT. 
Begriff der Handelsgeschäfte. 

§. 258. Als Handelsgeschäfte sind zu betrach- 
ten: 

1. der Kauf oder die anderweitige Anschaffung 
von Waaren oder anderen beweglichen Sachen, 
um dieselben in Natur oder nach einer Bearbei- 
tung oder Verarbeitung weiter zu veräussern ; 

2. die Uebernahme einer Lieferung von Gegen- 
ständen der im ersten Punkte bezeichneten Art, 
welche der Uebernehmer zu diesem Zwecke an- 
schafft ; 

3. der Kauf oder die anderweitige Anschaffung 
von Staatspapieren, Actien oder anderen für den 
Handelsverkehr bestimmten Wertpapieren, auch 
in dem Falle, wenn die Anschaffung nicht zur 
weiteren Veräusserung geschieht; 

4. die Uebernahme von Versicherungen; 

5. die Uebernahme der Beförderung von Rei- 

8* 
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senden oder Gütern zur See und das Darlehen 
gegen Verbodmung. 

Die Absicht, weiter zu veräussern, kann aus den Umstän- 
den erschlossen werden. (BT. 26/82, 142/92, CH. 7332/76, 
4930/76, 1034/77, 22,284/78.) 

Die sachliche Zuständigkeit der Gerichte für Streitig- 
keiten aus Handelsgeschäften regeln §§. 5 — 7 der Verord- 
nung des Ministers für Justiz v. 1. Nov. 1881, ZI. 3269, 
§. 2. P. 1 des GA. XVIJI. v. J. 1893 und §. 94 des GA. LIX. 
v. J. 1881. 

§. 259. Als Handelsgeschäfte sind ferner fol- 
gende Geschäfte zu betrachten, wenn sie gewerbe- 
mässig betrieben werden: 

1. die Uebernahme der Bearbeitung oder Ver- 
arbeitung beweglicher Sachen für Andere, voraus- 
gesetzt, dass der Gewerbebetrieb des Ueberneh* 
mers über den Umfang des Kleingewerbes hinaus- 
geht; 

2. die Bankier- und Geldwechslergeschäfte; 

3. die Geschäfte des Commissionärs, des Spedi- 
teurs und des Frachtführers, sowie die Geschäfte 
der für den Transport von Personen bestimmten 
Anstalten ; 

4. die Lagerhausgeschäfte; 

5. die Verlagsgeschäfte, sowie die sonstigen 
Geschäfte des Buch- oder Kunsthandels; ferner 
die Geschäfte der Druckereien, soferne ihr Be- 
trieb über den Umfang des Kleingewerbes hinaus- 
geht; 

6. die Geschäfte jener Producenten, die ihre 
eigenen Produkte bearbeiten oder verarbeiten, 
sowie die Geschäfte der Montanindustrie, soferne 
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ihr Betrieb über den Umfang des Kleingewerbes 
hinausgeht ; 

7. die Vermittlung von Handelsgeschäften. 

Die bezeichneten Geschäfte sind auch dann als 
Handelsgeschäfte zu betrachten, wenn dieselben 
zwar nicht gewerbsmässig, jedoch von einem 
Kaufmanne im Betriebe seines Handelsgewerbes 
gemacht werden. 

lieber die Zuständigkeit der Gerichte vergl. die Anm. zu 
§. 258 d. Ges. 

§. 260. Alle Geschäfte eines Kaufmannes, 
welche zum Betriebe seines Handelsgewerbes ge- 
hören, sind als Handelsgeschäfte anzusehen. 

Dagegen können Weiterveräusserungen, welche 
von Handwerkern vorgenommen werden, inso- 
weit dieselben nur in Ausübung ihres Handwerks- 
betriebes geschehen, als Handelsgeschäfte nicht 
betrachtet werden. 

Vergl. §§. 383, 392 u. 420 d. Ges. 

§. 261. Die von einem Kaufmanne geschlosse- 
nen Verträge gelten im Zweifel als zum Betriebe 
des Handelsgewerbes gehörig. 

Die von einem Kaufmanne gezeichneten Schuld- 
scheine gelten als im Betriebe des Handelsgewer- 
bes gezeichnet, sofern sich nicht aus denselben 
das Gegentheil ergibt. 

Als Schuldscheine im Sinne dieses §. sind auch Wechsel 
zu erachten. (BT. 22/84.) 

§. 262. Verträge über unbewegliche Sachen 
sind keine Handelsgeschäfte. 
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§. 263. Die Eigenschaft oder die Gültigkeit eines 
Handelsgeschäftes wird dadurch nicht ausge- 
schlossen, dass Jemandem wegen seines Amtes, 
oder wegen seiner Stellung, aus gewerbepolizei- 
lichen oder anderen Gründen untersagt ist, Han- 
del zu treiben. 

Vergl. GA. IV. v. J. 1869 (§. 8. e.) GA. XXXV. v. J. 1874 
(§. 4. a.) GA. XXXIV. v. J. 1874 (§. 10). 

§. 264. Bei jedem Rechtsgeschäfte, welches auf 
der Seite eines der Contrahenten ein Handels- 
geschäft ist, sind die Bestimmungen des zweiten 
Theiles dieses Gesetzes in Beziehung auf beide 
Contrahenten gleichmässig anzuwenden. Eine 
Ausnahme hievon findet nur dann statt, wenn 
aus diesen Bestimmungen selbst sich ergibt, 
dass ihre besonderen Feststellungen nur denjeni- 
gen von den beiden Contrahenten verpflichten, 
auf dessen Seite das Geschäft ein Handelsge- 
schäft ist. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Allgemeine Bestimmungen über Handels- 
geschäfte. 

§. 265. Bei Beurtheilung und Auslegung der 
Handelsgeschäfte dient nicht so sehr der buch- 
stäbliche Sinn der gebrauchten Ausdrücke, als' 
der Wille der Contrahenten zur Richtschnur. 

§. 266. Die im Vertrage gebrauchten Ausdrücke 
sind in ihrem gewöhnlichen Sinne zu nehmen, 
insoferne die Contrahenten nicht nachweisen, 
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dass sie den gebrauchten Ausdrücken einen ande- 
ren, im Handelsverkehre üblichen Sinn unterlegt 
haben. 

Im Zweifel ist den im Vertrage gebrauchten 
Ausdrücken jene Bedeutung beizulegen, bei wel- 
cher das Geschäft Rechtskraft besitzen kann. 

§. 267. Bei Beurtheilung der Bedeutung und 
Gültigkeit von Handlungen und Unterlassungen 
ist auf die im Handelsverkehre geltenden Gewohn- 
heiten und Gebräuche Rücksicht zu nehmen. 

§. 268. Diejenigen, die einem Dritten gegenüber 
in einem Geschäfte, welches auf ihrer Seite ein 
Handelsgeschäft ist, gemeinschaftlich eine Ver- 
pflichtung eingehen, sind als Solidarschuldner zu 
betrachten, sofern sich nicht aus der Ueberein- 
kunft mit dem Gläubiger das Gegentheil ergibt. 

§. 269. Sind mehrere Gesammtschuldner vor- 
handen, so kann der Gläubiger hinsichtlich sei- 
ner Forderung nach seiner Wahl alle oder einige 
oder einen einzelnen Schuldner belangen ; ist der 
Gegenstand der Forderung theilbar, so kann er 
dieselbe auch getheilt geltend machen, ohne des- 
halb gegen jenen Schuldner, gegen welchen er blos 
einen Theil der Forderung geltend gemacht hat, 
seines Anspruches auf das Ganze verlustig zu 
werden. 

§. 270. Der belangte Solidarschuldner kann den 
Gläubiger blos die Einreden entgegenstellen, die 
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ihm persönlich oder allen Mitschuldnern dem 
Gläubiger gegenübet Zustehen. 

Bei Handelsgeschäften und ingleichen in allen 
Fällen, in welchen in diesem Gesetze eine solida- 
rische Verpflichtung auferlegt wird, steht einem 
Solidarschuldner die Einrede der Theilung oder 
der Vorausklage nicht zu und kann er dagegen 
keine Einwendung erheben, dass der Gläubiger 
ihn allein wegen der ganzen Forderung be- 
langt hat. 

Dasselbe gilt von Bürgern, wenn die Bürgschaft 
hinsichtlich einer aus dem Handelsgeschäfte ent- 
standenen Schuld übernommen wurde, oder wenn 
die Bürgschaft selbst als Handelsgeschäft zu 
betrachten ist. 

§. 271. Wer aus einem Geschäfte, welches auf 
seiner Seite ein Handelsgeschäft ist, einem Ande- 
ren zur Sorgfalt verpflichtet ist, muss die Sorg- 
falt eines ordentlichen Kaufmannes anwenden. 

§. 272. Wer Schadenersatz zu fordern hat, kann 
die Erstattung des wirklichen Schadens und des 
entgangenen Nutzens verlangen. 

Ueber den Beweis der Schadenssumme vergl. §§. 65 u. 97 
d. GA. XVIII. v. J. 1893 u. §. 237 d. GA. LIV. v. J. 1868. 

§. 273. Die Conventionalstrafe unterliegt kei- 
ner Beschränkung in Ansehung des Betrages, und 
wird der Schuldner im Zweifel nicht berechtigt 
sich durch Erlegung derselben von der Erfüllung 
der Verbindlichkeit zu befreien. 
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Die Verabredung einer Conventionälstrafe 
sfchliesst im Zweifel den Anspruch auf einen den 
Betfag derselben tibersteigenden Schadenersatz 
nicht aus. 

Insoferne eine Conventionälstrafe für den Fall 
bedungen Wurde, als der Betrag nicht zur rechten 
Zeit oder nicht am gehörigen Orte erfüllt würde, 
so kann der Gläubiger nebst Erfüllung des Ver- 
trages auch die Conventionälstrafe fordern. 

Ueber die Höhe der Conventionälstrafe vergl. §§. 1 — 5 
des GA. VIII. v. J. 1877 u. §. 21 d. GA. XXV. v. J. 1883. 

Die Conventionälstrafe unterliegt dem richterlichen Mäs- 
sigungsrechte (C. 8087/91). 

Der Anspruch auf die Conventionälstrafe ist vom Nach- 
weise eines erlittenen Schadens unabhängig (C. 4428/89, 
1430/92, 7961/95, 177/96). 

Der Anspruch auf die Conventionälstrafe kann in der 
Klage auf Auflösung des Vertrages geltend gemacht werden 
(C. 8189/83). 

§. 274. Die Fälligkeit der Conventionälstrafe 
tritt, wenn eine Unterlassung ausbedungen wurde, 
in Folge des der Vereinbarung entgegengesetzten 
Handelns, wenn Letztere jedoch auf eine Erfül- 
lung, gerichtet ist, dann ein, wenn der Schuldner 
seiner Verpflichtung nicht entspricht. 

§. 275. Ist die Erfüllung des Vertrages durch 
Zufall unmöglich geworden, oder hat der Gläu- 
biger die Nichterfüllung verschuldet, oder ist die 
Erfüllung "des Vertrages ohne Vorbehalt ange- 
nommen worden, so kann die Conventionälstrafe 
nicht gefordert werden. 
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§. 276. Die Daraufgabe dient, wenn nichts 
Anderes vereinbart ist, als Zeichen des Vertrags- 
abschlusses und ist nach Erfüllung zurückzu- 
geben oder in Anrechnung zu bringen. 

Die Daraufgabe ist auch dann zurückzugeben, 
wenn der Vertrag durch gegenseitiges Abstehen 
der Contrahenten oder in Folge anderer Gründe 
aufgehoben wird. 

§. 277. Wer die Nichterfüllung des Vertrages 
verschuldet, verliert, — wenn nichts anderes ver- 
einbart oder handelsgebräuchlich ist, — die gege- 
bene Daraufgabe oder hat die empfangene doppelt 
zurückzuerstatten. 

Der vertragbrüchige Theil ist überdies in bei- 
den Fällen auch zum Ersätze des den Betrag der 
Daraufgabe übersteigenden Schadens verpflichtet. 

§. 278. Hat Jemand bei dem Abschlüsse des 
Vertrages etwas als Reugeld gegeben oder ver- 
sprochen, so kann er von dem Vertrage zurück- 
treten, ausgenommen, wenn er bereits mit der 
Erfüllung des Vertrages den Anfang gemacht 
oder die ganz oder theilweise geschehene Erfüll 
lung von dem Anderen angenommen hat. 

Der Zurücktretende hat das bedungene Reu- 
geld zu bezahlen und kann das bezahlte nicht 
zurückfordern. 

§. 279. Wird der Vertrag erfüllt, so ist das 
empfangene Reugeld zurückzugeben, beziehungs- 
weise dem erfüllenden Theile in Anrechnung zu 
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bringen. Das Reugeld ist auch dann zurückzu- 
erstatten, wenn der Vertrag durch Uebereinkom- 
men der Contrahenten oder aus einem anderen 
Grunde aufgehoben wird. 

* 

.§. 280. Handelsgeschäfte können wegen Ver- 
letzung über die Hälfte nicht angefochten werden. 

Ein Abzahlungsgeschäft über Wertpapiere (Ratengeschäft) 
kann angefochten werden, wenn -der Kaufpreis des Werth- 
papieres 15% des in der Zeit des Kaufabschlusses notirten 
Kurswerthes übersteigt (§. 8 des GA. XXXI. v. J. 1883, C. 

793/87). 

§. 281. Die Höhe der gesetzlichen Zinsen und 
der Verzugszinsen, ist bei Handelsgeschäften 
Sechs vom Hundert jährlich. 

In allen Fällen, in welchen dieses Gesetz die 
Verpflichtung zur Zahlung von Zinsen ausspricht, 
sind darunter Zinsen zu Sechs vom Hundert jähr- 
lich zu verstehen. 

Durch GA. XXXVI. v. J. 1895 wurde die Höhe der Zinsen 
mit 5% bestimmt. 

§. 282. Wer aus einem Geschäfte, welches auf 
seiner Seite ein Handelsgeschäft ist, eine fällige 
Forderung hat, kann vom Verfallstage, und im 
Falle kein Zahlungstermin festgesetzt ist, vom 
Tage der Mahnung an Zinsen fordern. 

Die Uebersendung der Rechnung gilt für sich 
allein nicht als Mahnung. 

§. 283. Kaufleute sind berechtigt, hinsichtlich 
ihrer Forderungen aus beiderseitigen Handels- 
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geschalten vom Tage der Fälligkeit auch ohne 
Verabredung und Mahnung Zinsen zu fordern. 

§. 284. Ein Kaufmann, welcher in Ausübung 
seines Handelsgewerbes einem anderen Kauf- 
manne oder Nichtkaufmanne Geschäfte besorgt 
oder Dienste leistet, kann dafür auch ohne vor- 
herige Verabredung eine ortsgebräuchliche Pro- 
vision, und wenn es sich um die Aufbewahrung 
einer Sache handelt, zugleich auch Lagergeld 
fordern. 

Von seinen Darlehen, Vorschüssen, so wie auch 
von den Auslagen kann der Kaufmann vom Tage 
der Leistung, beziehungsweise vom Tage der Aus- 
folgung Zinsen in Ansatz bringen. 

Vergl. §§. 377, 387 u. 546 d. Ges. Der Verkäufer kann 
vom Käufer und umgekehrt auch ohne besondere Verabre- 
dung Provision für ausgeliehene Säcke verlangen (C. 156/91). 
Diese Provision kann aber den Werth der Säcke nicht über- 
steigen (C. 1848/94). 

§. 285. Wenn ein Kaufmann mit einem ande- 
ren Kaufmanne oder Nichtkaufmanne in laufen- 
der Rechnung steht, so ist Derjenige, zu dessen 
Gunsten sich beim Rechnungsabschlüsse eine 
Forderung ergibt, berechtigt, von derselben, wenn- 
gleich darunter Zinsen begriffen sind, vom Tage 
des Abschlusses Zinsen zu fordern. 

Der Rechnungsabschluss geschieht in Ermange- 
lung anderweitiger Abmachungen oder Handels- 
gebräuche am Schlüsse eines jeden Geschäfts- 
jahres. 
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§. 286. Die Bestimmung des §. 1 des G.-A. 
XXXI v. J. 1868, nach welcher der Zinsfuss nur 
im Falle eines schriftlichen Uebereinkommens 
keiner Beschränkung unterliegt, findet auf Han- 
delsgeschäfte keine Anwendung. 

Rückständige Zinsen können bei Handelsge- 
schäften auch dann gefordert werden, wenn sie 
das Capital übersteigen. 

Die Freiheit der Zinsenbestiminung wurde durch die GA. 
VIII. v. J. 1877 u. XXV. v. J. 1883 beschränkt. 8% überstei- 
gende Zinsen können nicht bedungen werden, die Kredit- 
geschäfte ausgenommen, bei welchen ein Kaufmann Kredit- 
empfänger ist. 

§. 287. Die Anerkennung einer Rechnung, eines 
Contog oder eines Contocurrents, schliesst den 
Beweis eines Irrthumes oder eines Betruges 
nicht aus. 

Die Peweislast trifft den, der die Anerkennung anficht 
(C. 569/82, 1331/82, 248/90). 

§. 288. Zur Gültigkeit des Auftrages bedarf es 
keiner besonderen Form und ist bezüglich des 
Wirkungskreises des Beauftragten der ausgespro- 
chene Wille der Betheiligten, in dessen Erman- 
gelung die herrschende Gepflogenheit und die 
Natur des Geschäftes massgebend. 

f. 889. Ein Antrag, ein Auftrag oder eine Voll- 
macht, welehe von einem Kaufmanne innerhalb 
der Grenzen seines Handelsgewerbes ausgegan- 
gen sind, werden durch seinen Tod nicht aufge- 
hoben, sofewie nicht eine entgegengesetzte Wil- 
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lensm einung aus seiner Erklärung oder aus den 
Umständen hervorgeht. 

§. 290. Bei einer Vollmacht zu Handelsgeschäf- 
ten kommen in Betreff des Rechtsverhältnisses 
zwischen dem Vollmachtgeber und dem Bevoll- 
mächtigten, ferner zwischen dem Letzteren und 
dritten Personen die im fünften Titel des I. Thei- 
les dieses Gesetzes enthaltenen Bestimmungen 
zur Anwendung. 

§. 291. Als kaufmännische Anweisungen sind 
anzusehen : 

1. die an Ordre lautenden, und 

2. die von Kaufleuten ausgestellten oder accep- 
tirten schriftlichen Anweisungen. 

Gegenstand der Anweisung können ausser Geld 
auch Werthpapiere und andere vertretbare Ge- 
genstände sein, und ist zur Gültigkeit die Angabe 
des Rechtstitels der Verpflichtung oder das 
Empfangsbekenntniss der Valuta nicht erfor- 
derlich. 

Die Bezeichnung des Rechtstitels ist aber nicht ausgeschlos- 
sen (C. 721/84, 87/85). Der Bon gehört zu den Papieren die- 
ses §. (BT. 116/82). 

§. 292. Durch die Annahme der auf ihn tras- 
sirten Anweisung verpflichtet sich der Assignat 
dem Assignatar, beziehungsweise dessen Rechts- 
nachfolgern gegenüber, den in der Anweisung 
enthaltenen Auftrag zu erfüllen. 

Es wird als eine rechtsgültige Annahme ange- 
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sehen, wenn der Assignat seinen Namen oder 
seine Firma auf die Vorderseite der Anweisung 
setzt. 

§. 293. Die Anweisung erlischt weder durch 
den Tod des Assignanten, noch des Assignaten 
noch des Assignatars, vorausgesetzt dass die 
Anweisung keine entgegengesetzte Bestimiöung 
enthält. 

§. 294. Anweisungen und Verpflichtungs- 
scheine, welche über Zahlung von Geld, oder 
über Lieferung vertretbarer Sachen oder Werth- 
papierre ohne Ausbedingung einer Gegenleistung 
ausgestellt wurden, können auch durch Indos- 
sament übertragen werden, wenn sie an Ordre 
lauten. Das Indossament ist auch dann gültig, 
wenn der Indossant blos seinen Namen oder seine 
Firma auf die Rückseite der Anweisung setzt 
(Blanko-Indossament) . 

Auch eine andere Art der Uebertragung ist nicht ausge- 
schlossen (OG. 89/77). 

Vergl. §. 173, Abs. 2 d. Ges. 

§. 295. In gleicher Weise können die Conosse- 
mente der Seeschiffer, die Ladescheine der 
Frachtführer, ferner die Bödmereibriefe und 
Assecuranzpolizzen, wenn sie an Ordre lauten, 
übertragen werden. 

Vergl. §§. 415—419 u. 500 d. Ges. 

§. 296. Durch die Uebertragung der in den 
beiden vorhergehenden §§. bezeichneten Urkun- 
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den gehen alle Rechte aus diesen Papieren auf 
den Indossatar über. 

Der Schuldner ist nur gegen Aushändigung des 
quittirten Papiers verpflichtet, seine Verbindlich- 
keit zu erfüllen. 

Der Schuldner kann nur solche Einwendun- 
gen geltend machen, welche aus dem Inhalte der 
Anweisung, oder aus seinem Verhältnisse zum 
Besitzer der Anweisung sich ergeben. 

§, 897. Für Papiere, welche durch Indossament 
übertragen werden können, muss der Indossatar 
sein Besitzrecht durch die unterbrochene, bis auf 
ihn herabgehende Reihenfolge der Indossaments 

nachweisen. 

Die gelöschten Indossaments werden bei ße- 
urtheilung des Besitzrechtes als nicht vorhanden 

angesehen. 

Der Zahlende ist nicht verpflichtet, die Echt- 
heit der Indossamente zu prüfen. 

§. 298. Die Bestimmungen des Wechselgesetzes 
über die Präsentation zur Zahlung, die Zahlung, 
den Protest, die Verständigung der Vormänner, 
die Regressklage auf Zahlung, die Verjährung 
und die Amortisation finden auch auf die kauf- 
männischen Anweisungen Anwendung. 

Vergl. §§. 31, 37—47, 49—52, 77—80, 84—90, 98—103 
des GA. XXVII. v. J. 1876. 

§. 299. Wenn Waaren oder andere bewegliche 
Sachen von einem Kaufmanne in dessen Handell- 
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betriebe veräussert und übergeben worden sind, 
so erlangt der redliche Käufer das Eigenthum, 
auch wenn der Veräusserer nicht Eigenthümer 
war. Das früher begründete Eigenthum erlischt; 
ferner erlischt jedes früher begründete Pfandrecht 
oder sonstige dingliche Recht, wenn dasselbe 
dem Käufer bei der Veräusserung unbekannt war. 

Hat ein Kaufmann in seinem Handelsbetriebe 
Waaren oder andere bewegliche Sachen verpfän- 
det und übergeben, so kann hinsichtlich dieser 
Gegenstände ein früher begründetes Eigenthums-, 
Pfand- oder sonstiges dingliches Recht zum Nach- 
theile des redlichen Pfandnehmers oder dessen 
Rechtsnachfolgers nicht geltend gemacht werden. 

Das gesetzliche Pfandrecht des Comissionärs, 
Spediteurs und Frachtführers steht einem durch 
Vertrag erworbenen Pfandrechte gleich. 

Dieser §. betrifft nur die Veräusserung einzelner Waaren 
oder anderer beweglichen Sachen, nicht auch die Veräusse- 
rung eines ganzen Geschäftes (BT. 1586/81). 

Auch das durch Zwangsvollstreckung erworbene Pfand- 
recht erlischt (C. 5738/87). 

Vergl. die §§. 379, 388, 411 d. Ges. 

§.300. Die Bestimmungen des vorhergehenden 
§. finden bei auf Inhaber lautenden und bei 
indossirten Papieren auch in dem Falle Anwen- 
dung, wenn die Veräusserung oder Verpfändung 
von einem Nichtkauf manne geschehen ist. 

§. 301. Bei beweglichen Sachen, bei Papieren 
auf Inhaber, oder bei Papieren, welche durch 
Indossament übertragen werden können, ferner 

Dr. T. Low : Das Handelsgesetz. 9 
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bei Buchforderungen sind zur Rechtsgültigkeit des 
Pfandvertrages, — wenn dieser mit Rücksicht auf 
ein Handelsgeschäft geschlossen wird, — nebst 
den Verabredungen der Betheiligten, blos die in 
den nachfolgenden §§. enthaltenen Bestimmun- 
gen massgebend. 

§. 302. Bei beweglichen Sachen genügt es, 
wenn das Faustpfand dem Gläubiger, oder für 
dessen Rechnung einem Dritten übergeben wird. 

Zum Erwerb eines Pfandrechts an einer beweglichen 
Sache ist deren thatsächliche Uebergabe erforderlich 
(BT. 3615/78). 

§. 303. Bei Papieren auf Inhaber wird das 
Pfandrecht durch die thatsächliche Uebergabe, 
bei Papieren aber, welche durch Indossament 
übertragen werden können, derart erworben, dass 
das indossirte Papier dem Gläubiger, oder für ihn 
einem Dritten thatsächlich übergeben wird. 

§. 304. Bei Buchforderungen wird das Pfand- 
recht erworben, wenn der mit der Verpfändungs- 
Erklärung versehene Buchauszug dem Gläubiger 
übergeben und die Verpfändunrg bei der betref- 
fenden Post im Handelsbuche angemerkt wird. 

§. 305. Ist die Bestellung eines Faustpfandes 
für eine Forderung aus Handelsgeschäften schrift- 
lich erfolgt und kommt der Schuldner seiner 
Verpflichtung nicht rechtzeitig nach, so kann der 
Gläubiger sich aus dem Pfände sofort bezahlt 
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machen, ohne dass es einer Klage gegen den 
Schuldner bedarf. 

Der Gläubiger hat die Bewilligung hiezu unter 
Vorlegung der erforderlichen Bescheinigungsmit- 
tel bei dem für ihn zuständigen Gerichtshofe 
nachzusuchen, welcher hierauf ohne Einverneh- 
mung des Schuldners und auf Gefahr und Kosten 
des Gläubigers den Verkauf der verpfändeten 
Gegenstände oder eines Theiles derselben an- 
ordnet. 

Von der Bewilligung, sowie von der Vollziehung 
des Verkaufes hat der Gläubiger den Schuld- 
ner, soweit es thunlich ist, sofort zu benach- 
richtigen und diesem den Ueberschuss des 
Erlöses auszufolgen. 

Unterlässt der Gläubiger die Anzeige, so ist 
er zum Schadenersatze verpflichtet. 

Vergl. §§. 380; 388 d. Ges. und §. 115 des GA. LX. v. J. 
1881. (Gesetz über die Zwangsvollstreckung.) 

§. 306. Wenn die Bestellung eines Faustpfandes 
für eine Forderung aus Handelsgeschäften erfolgt, 
und schriftlich vereinbart ist, dass der Gläubiger 
ohne gerichtliches Verfahren sich aus dem 
Pfände befriedigen könne, so darf, wenn der 
Schuldner im Verzuge ist, der Gläubiger das 
Pfand öffentlich verkaufen lassen ; er darf in die- 
sem Falle, wenn die verpfändeten Gegenstände 
einen Markt- oder Börsenpreis haben, den Ver- 
kauf auch nicht öffentlich durch eine beglaubigte 
Person zum laufenden Preise bewirken. Von der 
Vollziehung des Verkaufes hat der Gläubiger den 

9* 
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Schuldner, soweit es thunlich ist, sofort zu be- 
nachrichtigen und demselben den Ueberschuss 
des Erlöses auszufolgen; bei Unterlassung der 
Anzeige ist er zum Schadenersatze verpflichtet. 

§. 307. Wenn der Schuldner in Concurs ver- 
fällt, so hat der Gläubiger im Sinne der beiden 
vorhergehenden §§. von der Vollziehung des 
Verkaufes die Concursmassa zu verständigen und 
den Ueberschuss des Erlöses an diese abzuführen. 

Vergl. §§. 13, 52, 55—57, 152, 174, 175 des GA. XVII. 
v. J. 1881. 

§. 308. Durch Uebertragung der sichergestellten 
Forderung wird das Pfandrecht nur dann über^ 
tragen, wenn die als Faustpfand dienende Sache 
mit übergeben wird. 

§. 309. Der Gläubiger hat wegen der fälligen 
Forderungen aus Handelsgeschäften ein Zurück- 
behaltungsrecht (Retentionsrecht) an jenen Gel- 
dern, beweglichen Sachen und Wertpapieren 
seines Schuldners, welche mit dessen Wissen in 
seinen thatsächlichen Besitz oder zu seiner Dis- 
position gelangen. Von diesem Rechte kann kein 
Gebrauch gemacht werden, wenn die Gegenstände 
zu einem besonderen, entweder vom Schuldner 
oder von einem Dritten vor oder bei der Ueber- 
gabe bestimmten Zwecke in den Besitz des Gläu- 
bigers gelangen. 

Das Zurückbehaltungsrecht besteht unter Kauf- 
leuten auch wegen der nicht fälligen Forderungen 
aus beiderseitigen Handelsgeschäften, wenn über 
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das Vermögen des Schuldners der Concurs er- 
öffnet worden ist, oder der Schuldner auch nur 
seine Zahlungen eingestellt hat, oder wenn eine 
gegen ihn geführte gerichtliche Execution ohne 
Erfolg geblieben ist. In diesen Fällen steht auch 
die Vorschrift des Schuldners oder die Ueber- 
nahme der Verpflichtung, in einer bestimmten 
Weise mit den Gegenständen zu verfahren, dem 
Zurückbehaltüngsrechte nicht entgegen, sofern 
die bezeichneten Umstände erst nach Uebergabe 
der Gegenstände eingetreten, oder dem Gläubi- 
ger nach deren Uebernahme bekannt gewor- 
den sind. 

Das Retentionsrecht kann ausgeübt werden an einer 
Sache, die dem Gläubiger als Faustpfand übergeben wurde 
(BT. 5195/81), an Wechseln (C. 727/82). 

§. 310. Der Gläubiger, welchem das Zurück- 
behaltungsrecht im Sinne des frühern §. zusteht, 
ist verpflichtet, von der Ausübung desselben den 
Schuldner ohne Verzug ,zu benachrichtigen. 

Er ist befugt, wenn ihn dieser nicht rechtzeitig 
in anderer Weise sichert, auch im Falle des gegen 
den Schuldner verhängten Concurses, im Wege 
der Klage bei dem für ihn selbst zuständigen 
Gerichtshofe den Verkauf der zurückbehaltenen 
Gegenstände zu verlangen, und sich aus dem 
Erlöse vor den andern Gläubigern des Schuldners 
zu befriedigen. Den etwaigen Ueberschuss hat er 
an den Schuldner, beziehungsweise an die Con- 
cursmassa abzugeben. 

Vergl. §. 6, P. 10 der Verordnung des Ministers für Justiz 
v. 1. Nov. 1881, ZI. 3269 und die Anm. zu §. 307 d. Ges. 
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DRITTER ABSCHNITT. 

Abschliessung der Handelsgeschäfte. 

§. 311. Die Gültigkeit der Handelsgeschäfte ist, 
mit Ausnahme der in diesem Gesetze bezeichne- 
ten Fälle, von der schriftlichen Abfassung oder 
anderen Förmlichkeiten nicht bedingt. 

Ueber die in diesem Gesetze bezeichneten Ausnahmen 
von der Formfreiheit s. §§. 151, 157, 158, 224—226, 434, 
468. — Vergl. noch GA. VII. v. J. 1886 (§§. 21—24) u. GA. 
XXXI. v. J. 1883 (§§. 5—6). 

§. 312. Ist zum Abschlüsse eines Geschäftes 
durch dieses Gesetz eine besondere Form be- 
stimmt, oder haben die Parteien die Gültigkeit 
eines Geschäftes von einer besonderen Form ab- 
hängig gemacht, so ist dasselbe nur dann als 
gültig geschlossen anzusehen, wenn es in der 
festgesetzten Form eingegangen wurde. 

Die verbindliche Kraft des Vertrages ist nur dann von 
der schriftlichen Abfassung abhängig, wenn dieser Wille 
der Parteien aus der Verabredung klar ersichtlich ist (C. 
2456/82). 

Die Kosten des schriftlichen Vertrages sind bei einem 
Kaufe, in Ermangelung eines Uebereinkommens vom Käufer 
zu tragen (C. 153/97). 

Vergl. §§. 150, 151, 157, 224, 225, 291, 394, 439, 468 
d. /Ges„ §§. 5 u. 6 des GA. XXXI. v. J. 1883 (Ges. über 
Ratengeschäfte). 

§. 313. Zur Gültigkeit des schriftlichen Vertra- 
ges genügt es, wenn die- Vertragsurkunde von 
dem verpflichteten Theile unterschrieben wird. 

Wenn ein Contrahent nicht schreiben kann, so 
muss er sein Handzeichen durch die Unterschrift 
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von zwei Zeugen, deren einer als Namensfertiger 
fungirt, beglaubigen lassen. 

§. 314. Wird zum Abschlüsse eines Handels- 
geschäftes ein Antrag gemacht und für die An- 
nahme desselben eine Zeit bestimmt, so kann der 
Antragende, ohne Unterschied ob die Betheiligten 
anwesend oder abwesend sind, bis zum Ablaufe 
jener Zeit nicht zurücktreten. 

In Ermanglung einer solchen Zeitbestimmung 
verliert der Antrag unter Anwesenden seine 
Wirksamkeit, wenn die Erklärung über die An- 
nahme nicht unverzüglich erfolgt. 

§. 315. Wird ein Antrag ohne Bestimmung 
einer Zeit für dessen Annahme unter Abwesenden 
gemacht, so bleibt der Antragende während des 
Zeitraumes gebunden, welcher unter gewöhn- 
lichen Umständen zur Antwort erforderlich ist. 
Bei der Berechnung dieser Zeitfrist darf der An- 
tragsteller von der Voraussetzung ausgehen, dass 
sein Antrag am Bestimmungsorte rechtzeitig ange- 
kommen sei. 

Trifft die rechtzeitig abgesendete Annahme .erst 
nach dieser Zeitfrist ein, so besteht der Vertrag 
nicht, wenn der Antragende in der Zwischenzeit 
oder ohne Verzug nach dem Eintreffen der An- 
nahme von seinem Rücktritte Nachricht gegeben 
hat. 

§. 316. Geht der Widerruf eines Antrages dem 
anderen Theile früher als der Antrag, oder zu 
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gleicher Zeit mit demselben zu, so ist der Antrag 
für nicht geschehen zu erachten. Ebenso ist die 
Annahme für nicht geschehen anzusehen, wenn 
der Antragsteller von dem Widerrufe derselben 
noch vor dem Einlangen der Erklärung über die 
Annahme oder zu gleicher Zeit verständigt wor- 
den ist. 

§. 317. Wenn nach dem Willen der Parteien 
das Geschäft unverzüglich auszuführen ist, so 
kann ein Widerruf der Annahme in dem Falle 
nicht stattfinden, wenn die Ausführung bereits 
begonnen hat. 

§. 318. Ist ein unter Abwesenden verhandelter 
Vertrag zu Stande gekommen, so gilt der Zeit- 
punkt, in welchem die Erklärung über die An- 
nahme abgesendet, oder zum Behufe der Absen- 
dung abgegeben wurde, als der Zeitpunkt des 
Abschlusses des Vertrages. 

Der Ort, von wo die Annahme-Erklärung abgesandt wird, 
ist Ort des Vertragschlusses (CH. 15,379/79). 

§: 319. Eine Annahme unter Bedingungen oder 
Einschränkungen gilt als Ablehnung des Antra- 
ges, verbunden mit einem neuen Antrage. 

§. 320. Der Kaufmann, welcher mit einem An- 
deren in einer Geschäftsverbindung steht, oder 
sich gegen diesen zur Ausführung von % Aufträ- 
gen erboten hat, ist verpflichtet, sich hinsichtlich 
des Auftrages oder Antrages unverzüglich zu 



137 



erklären, widrigenfalls sein Schweigen als Ueber- 
nahme des Antrages rücksichtlich des Auftra- 
ges gilt. 

Auch wenn derselbe den Antrag oder den Auf- 
trag ablehnt, ist er verpflichtet, die gleichzeitig 
übersandten Waaren oder anderen Gegenstände 
auf Kosten des Antrag- oder Auftraggebers, 
soweit er für diese Kosten gedeckt ist und soweit 
es ohne seinen Nachtheil geschehen kann, einst- 
weilen vor Schaden zu bewahren. 

Der zuständige Gerichtshof kann über Verlan- 
gen des Beauftragten verordnen, dass das Gut 
in einem öffentlichen Lagerhause oder bei einem 
Curator so lange hinterlegt werde, bis der Eigen- 
thümer anderweitige Vorkehrung trifft. 

Diese Bestimmungen haben auch Geltung für den Theil der 
Sendung, welche die bestellte Quantität übersteigt (C. 
975/84), wenn der Verkäufer die Waare zu einem höheren 
als dem bedungenen Preise an den Käufer schickt (C. 
1375/94), für die Antwort auf einen Antrag, wenn dieselbe 
als neuer Antrag zu betrachten ist (C. 218/85, BT. 11/96). 

VIERTER ABSCHNITT. 
Erfüllung der Handelsgeschäfte. 

§. 321. Ist im Vertrage über die Beschaffen- 
heit und Güte der Waare nichts Näheres bestimmt, 
so hat der Verpflichtete Handelsgut mittlerer Art 
und Güte zu liefern. 

§. 322. Die Erfüllung des Handelsgeschäftes 
muss an dem Orte geschehen, welcher nach dem 
ausdrücklich bestimmten, oder aus den Umstän- 
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den, namentlich aus der Natur und dem Zwecke 
des Geschäftes sich ergebenden Willen der Con- 
trahenten als Ort der Erfüllung bestimmt wurde. 
Fehlt es an diesen Voraussetzungen, so ist das 
Geschäft — mit Ausnahme des im folgenden §. 
erwähnten Falles — an dem Orte zu erfüllen, an 
welchem der Verpflichtete zur Zeit des Vertrags- 
abschlusses seine Handelsniederlassung oder in 
deren Ermanglung seinen Wohnort hatte. 

§. 323. Wenn bestimmte Sachen übergeben 
werden sollen, welche sich zur Zeit des Vertrags- 
abschlusses mit Wissen der Contrahenten an 
einem anderen Orte befanden, so geschieht die 
Uebergabe an diesem Orte. 

§. 324. Bei Geldzahlungen, mit Ausnahme der 
Auszahlungen von indossablen oder auf Inhaber 
lautenden Papieren, ist der Schuldner verpflich- 
tet, wenn nicht ein Anderes aus dem Vertrage, 
oder aus der Natur des Geschäftes oder aus 
der Absicht der Contrahenten hervorgeht, 
auf seine Gefahr und Kosten die Zahlung dem 
Gläubiger an den Ort zu übermachen, an welchem 
der Letztere zur Zeit des Vertragsabschlusses 
seine Handelsniederlassung oder in deren Er- 
mangelung seinen Wohnort hatte. 

Die Bestimmungen dieses Paragraphen sind nur bei Geld- 
forderungen aus Darlehen oder aus ähnlichen Rechtsgeschäf- 
ten anwendbar (BT. 3291/86). 
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§. 325. Sind mehrere Erfüllungsorte bestimmt, 
so muss die Erfüllung, wenn die Leistung theil- 
bar ist, in Ermangelung anderweitiger Bestimmun- 
gen an den bestimmten Orten zu gleichen Thei- 
len geschehen. Ist die Leistung hingegen untheil- 
bar, und ist bezüglich des Wahlrechtes keine 
Bestimmung getroffen, so hat der Schuldner die 
Wahl, an welchem dieser Orte er erfüllen will. 

§. 326. Mass, Gewicht, Münzfuss, Münzsorten, 
Zeitrechnung und Entfernung, welche an dem 
Orte gelten, wo der Vertrag erfüllt werden soll, 
sind im Zweifel als die vertragsmässigen zu be- 
trachten. 

Ist die im Vertrage bestimmte Münzsorte am 
Zahlungsorte nicht im Umlauf oder blos eine 
Rechnungswährung, so kann der Betrag nach 
dem am Erfüllungsorte zur Verfallszeit geltenden 
Curse in der Landesmünze gezahlt werden, so- 
ferne nicht durch den Gebrauch der Worte »in 
natura«, »effectiv« oder eines ähnlichen Zusatzes 
die Zahlung in der im Vertrage benannten Münz- 
sorte ausdrücklich bedungen ist. 

Vergl. die Gesetze über die Kronenwährung u. zw. GA. 
XVII. u. XIX. v. J. 1892, GA. XXXII. u. XXXVI. v. J. 1899. 

§. 327. Wenn die Zeit der Erfüllung einer Ver- 
bindlichkeit in dem Vertrage nicht bestimmt ist, 
so kann die Erfüllung zu jeder Zeit gefordert und 
geleistet werden, soferne nicht nach der Natur 
des Geschäftes, oder nach dem Handels gebrauche 
etwas Anderes anzunehmen ist. 
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Der Gläubiger muss aber dem Schuldner zur Erfüllung 
eine angemessene Zeit lassen (BT. 470/92). 

§. 328. Lautet die Erfüllungszeit auf eine 
Jahreszeit oder auf eine ähnliche Zeitbestimmung, 
so entscheidet der Handels gebrauch des Ortes 
der Erfüllung. 

Ist die Erfüllungszeit auf die Mitte eines Mona- 
tes gestellt worden, so gilt der fünfzehnte, ist die- 
selbe aber auf das Ende eines Monates gestellt 
worden, so gilt der letzte dieses Monates als der 
Tag der Erfüllung. 

§. 329. Wenn die Erfüllung einer Verbindlich- 
keit mit dem Ablaufe einer bestimmten Frist nach 
Abschluss des Vertrages erfolgen soll, so sind 
hinsichtlich des Zeitpunktes der Erfüllung die 
nachfolgenden Bestimmungen massgebend: 

1. wenn die Frist nach Tagen bestimmt ist, so 
fällt die Erfüllung auf den letzten Tag der Frist; 
der Tag des Vertragsabschlusses wird nicht 
eingerechnet ; 

2. wenn die Frist nach Wochen, Monaten oder 
einem mehrere Monate umfassenden Zeitraum 
— Jahr, halbes Jahr und Vierteljahr — bestimmt 
ist, so fällt die Erfüllung auf denjenigen Tag der 
letzten Woche oder des letzten Monates, welcher 
durch seine Benennung oder Zahl dem Tage des 
Vertragsabschlusses entspricht ; fehlt dieser 
Tag in dem letzten Monate, so fällt die Erfüllung 
auf den letzten Tag dieses Monates. Unter einer 
Woche sind sieben Tage zu verstehen. 
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3. Ist die Erfüllungsfrist auf einen oder mehrere 
Monate und einen halben Monat gestellt, so 
ist der halbe Monat, welcher einem Zeiträume 
von fünfzehn Tagen gleich zu achten ist, nach 
dem ganzen Monate oder nach den ganzen Mona- 
ten zu zählen. 

Nach den vorstehenden Grundsätzen ist die 
Frist auch dann zu berechnen, wenn der Anfang 
derselben nicht nach dem Tage des Vertragsab- 
schlusses, sondern nach einem anderen Zeit- 
punkte oder Ereignisse bestimmt worden ist. 

Fällt der Zeitpunkt der Erfüllung auf einen 
Sonntag oder allgemeinen Feiertag, so gilt der 
nächste Werktag als der Tag der Erfüllung. 

§. 330. Soll die Erfüllung innerhalb eines ge- 
wissen Zeitraumes geschehen, so muss sie vor 
Ablauf desselben erfolgen. Fällt jedoch der letzte 
Tag des festgesetzten Zeitraumes auf einen Sonn- 
tag oder allgemeinen Feiertag, so muss späte- 
stens am nächtsvorhergehenden Werktage erfüllt 
werden. 

§. 331. Ist die Erfüllungszeit ohne nähere An- 
gabe der Frist in der Weise, dass die Leistung 
»ehestens« oder »sobald als thunlich oder mög- 
lich« oder »bei guter Gelegenheit« erfolgen soll, 
oder in ähnlichen allgemeinen Ausdrücken be- 
stimmt, so hat- das Gericht die Erfüllungszeit den 
obwaltenden Umständen und der Natur des Ge- 
schäftes gemäss festzusetzen. 
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War die Erfüllung hingegen dergestalt ver- 
sprochen, dass sie in »einigen« oder »ein bis zwei« 
Tagen, Wochen, Monaten oder Jahren erfolgen 
soll, so sind unter den Worten »einige« oder »ein 
bis zwei« zwei Tage, Wochen, Monate oder 
Jahre zu verstehen. 

§. 332. Die Erfüllung der Handelsgeschäfte 
muss an dem Erfüllungstage während der ge- 
wöhnlichen Geschäftszeit geleistet und angenom- 
men werden. 

» 

§. 333. Ist die vertragsmässige Frist zur Erfül- 
lung einer Verbindlichkeit verlängert worden, so 
beginnt die neue Frist in Ermangelung anderwei- 
tiger Abmachungen, am ersten Tage nach Ablauf 
der alten Frist. 

Wenn bei der Verlängerung die Frist nicht bestimmt 
wurde, hat das Gericht diese zu bestimmen (C. 2533/86). 

§. 334. In allen jenen Fällen, in welchen ein 
Verfallstag bestimmt wurde, ist nach der Natur 
des Geschäftes und der Absicht der Contrahenten 
zu beurtheilen, ob der Verfallstag nur zu Gunsten 
eines oder beider Contrahenten bestimmt wor- 
den ist. 

Auch wenn der Schuldner vor dem Verfallstage 
zu zahlen befugt erscheint, ist er doch blos dann 
berechtigt, ohne Einwilligung des Gläubigers den 
Disoonto abzuziehen, wenn ihn hiezu der Handels- 
gebrauch ermächtigt. 
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§. 335. Bei einem gegenseitigen Vertrage ist 
Derjenige, von dem die Erfüllung gefordert wird, 
hiezu nur dann verpflichtet, wenn der andere 
Theil seinerseits den Vertrag erfüllt hat, bezieh- 
ungsweise zur Erfüllung bereit ist. Eine Aus- 
nahme findet nur dann statt, wenn die Erfüllung 
von Seite des Anderen dem gegenseitigen Ueber- 
einkommen, der Natur des Geschäftes oder dem 
Handelsbrauche gemäss früher zu geschehen hat. 

ZWEITER TITEL. 
Vom Kaufe. 

ERSTER ABSCHNITT. 
Im Allgemeinen, 

§. 336. Der Kauf erscheint abgeschlossen, wenn 
die Parteien sowohl über den Kaufgegenstand, 
als über den Preis einig geworden sind. 

Jene Anerbieten zum Verkaufe, welche erkenn- 
bar für mehrere Personen, insbesondere durch 
Mittheilung von Preislisten, Lagerverzeichnissen, 
Proben oder Mustern geschehen, oder bei wel- 
chen die Waare, der Preis oder die Menge nicht 
bestimmt bezeichnet wurde, sind keine verbind- 
lichen Anträge. 

§. 337. Die Bestimmungen über den Kauf finden 
auch auf jene Handelsgeschäfte Anwendung, deren 
Gegenstand in der Lieferung einer Quantität ver- 
tretbarer Sachen gegen einen bestimmten Preis 
besteht. 
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§. 338. Der Kaufpreis muss in Geld bestimmt 
werden. Wenn neben dem Bargelde noch andere 
Erfüllungen bedungen werden, und deren Werth 
den Betrag des Bargeldes übersteigt, oder diesem 
gleich ist, so wird das Geschäft nicht als Kauf 
betrachtet. 

Die Abzahlungsgeschäfte über Werthpapiere betreffend 
s. GA. XXXI. v. J. 1883 u. GA. IX. v. J. 1889 (§. 5). 

§. 339. Wird der Markt- oder Börsenpreis als 
Kaufpreis bestimmt, so ist in Ermangelung ande- 
rer Feststellungen der zur Zeit und am Orte der 
Erfüllung notirte mittlere Preis zu verstehen. In 
Ermangelung einer Preisnotirung ist der mittlere 
Marktpreis des dem Erfüllungsorte zunächst gele- 
genen Marktes anzunehmen. 

Es ist indessen nicht ausgeschlossen, dass die 
betheiligte Partei durch die am betreffenden 
Markte zur Erfüllungszeit abgeschlossenen Kauf- 
verträge einen vom notirten Preise abweichenden 
mittleren Preis nachweise, worüber in jedem 
einzelnen Falle das 'Gericht nach freiem Ermessen 
zu urtheilen hat. 

Ist der Verkäufer Kaufmann und wurde kein Kaufpreis 

bestimmt, so gilt der Markt- oder Börsenpreis als bedungen, 

seine ausdrückliche Ausbedingung ist nicht nothwendig 
(C. 104/87, 891/92). 

§. 340. Ist der Kaufpreis nach dem Gewichte 
der Waare zu berechnen, so kommt das Gewicht 
der Verpackung (Taragewicht) in Abzug, wenn 
nicht durch besondere Abmachung oder durch den 
Handelsgebrauch am Orte der Erfüllung ein An- 
deres bestimmt ist. 
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Was als Taragewicht abzuziehen, oder als 
Gutgewicht zu Gunsten des Käufers zu berechnen 
ist, oder als Vergütung für schadhafte oder un- 
brauchbare Theile gefordert werden kann, ist nach 
dem Vertrage oder dem Handelsgebrauche am 
Orte der Erfüllung zu beurtheilen. 

Der Verkäufer ist berechtigt und verpflichtet für die 
nöthige Verpackung zu sorgen (OG. 619/80). -*• Wer die 
Kosten der Verpackung zu tragen hat, ist nach dem Gesetze 
des Erfüllungsortes zu beurtheilen (OG. 420/81). 

§. 341. Soferne nicht durch Ortsgebrauch oder 
besondere Abmachung ein Anderes bestimmt ist, 
trägt der Verkäufer die Kosten der Uebergabe, 
insbesondere des Messens und Wagens; der 
Käufer .hingegen die Kosten der Uebernahme. 

Da der Ort der Absendung gewöhnlich Ort der Erfül- 
lung ist, sind die Kosten der Versendung Kosten der Ueber- 
nahme (C. 520/83, 576/85, 1000/90). 

§. 342. Der Verkäufer ist verpflichtet, die 
Waare, so lange der Käufer mit der Empfang- 
nahme nicht im Verzuge ist, mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmannes aufzubewahren. 

§. 343. Soll die Waare dem Käufer von einem 
anderen Orte übersendet werden, und hat der 
Letztere über die Art der Übersendung nichts 
bestimmt, so gilt der Verkäufer für beauftragt, 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes 
die Bestimmung statt des Käufers zu treffen, ins- 
besondere auch die Person zu bestimmen, durch 
welche der Transport der Waare zu geschehen hat 

Dr. T. Low : Das Handelsgesetz. 10 
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§. 344. Nach Uebergabe der Waare an den Spe- 
diteur oder Frachtführer oder an die sonst zum 
Transporte der Waare bestimmte Person, trägt 
der Käufer die Gefahr^ von weicher die Waare 
betroffen wird. Hat jedoch der Käufer eine beson- 
dere Anweisung über die Art der' Uebersendung 
ertheilt und ist der Verkäufer ohne dringende 
Veranlassung davon abgewichen, so ist dieser für 
den daraus entstandenen Schaden verantwortlich. 

Der Verkäufer hat die Gefahr, von welcher die 
Waare auf dem Transporte betroffen wird, in dem 
Falle zu tragen, wenn der Ort, wohin der Trans- 
port geschehen soll, für ihn als der Ort der Erfül- 
lung gilt. Daraus jedoch, dass der Verkäufer die 
Zahlung von Kosten oder Auslagen der Versen- 
dung übernommen hat, folgt für sich allein noch 
nicht, dass der Ort, wohin der Transport ge- 
schieht, für den Verkäufer als der Ort der Erfül- 
lung gilt. 

Es trägt der Käufer die Gefahr, wenn er vor Absendung 
der Waare diese untersucht und den Kaufpreis bezahlt hat 
(C. 4405/84). 

i 

§. 345. Der Käufer ist verpflichtet, die Waare 
zu übernehmen, sofern sie • vertragsmässig be- 
schaffen ist, oder in Ermangelung besonderer Ver- 
abredung, den gesetzlichen Erfordernissen (§.321) 
entspricht. Die Empfangnahme muss sofort ge- 
schahen, wenn nicht ein Anderes- bedungen oder 
ortßgebräuchlich ist. 

Der Kaufpreis ist bei der Uebergabe zu entrich- 
ten, sofern nicht ein Anderes durch Vertrag oder 
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Handelsgebrauch, bestimmt, oder durch die Natur 
des Geschäftes bedingt ist. 

Der Käufer kann die Uebemahme der Waare verweigern, 
wenn eine grössere Quantität gesendet wird, als er bestellt 

hat und die Ausscheidung der bestellten umständlich oder 
nicht möglich ist (C. 885/85, 670/86, 675/86, 397/88, 
1095/70, 1005/90, 8/90, 1198/90, 1092/92, 48^/92, 47/94. 
BT. 209/96), wenn er die bestellte Waare mit der nicht bestell- 
ten in einem bei der Eisenbahn -auslösen müsste (C. 
864/88), wenn die Waare dem Uebereinkommen oder der 
Gewohnheit entgegen mit Nachnahme oder unfrankirt ge- 
schickt wird (BT. 5387/80, C. 503/82, 95/53, 548/85, 
827/87 r 758/87, 221/89, 1016/95, 1186/95.) Nicht berechtigt 
zur Verweigerung der Uebernahme der Waare, wenn für 
dieselbe ein höherer als der bedungene Kaufpreis berechnet 
wird, der Käufer kann nur diesen beanständen (C. 104/87, 
575/87, 485/92, 240/93). 

§. 346. Ist die Waare von einem anderen Orte 
übersendet, so hat der Käufer ohne Verzug nach 
Uebernahme, soweit dies nach dem ordnuijgs- 
mässigen Geschäftsgange thunlich ist, die Waare 
zu untersuchen, und wenn sich dieselbe nicht 
als vertragsmässig oder gesetzmässig ergibt, dem 
Verkäufer sofort davon die Anzeige zu machen. 

Versäumt der Käufer die Anzeige, so gilt die 
Wäare als genehmigt, soweit es sich nicht um 
Mähgel handelt, welche bei der sofortigen Unter- 
suchung nach ordnungsrftässigem Geschäftsgange 
nicht erkennbar waren. 

Ergeben sich später solche Mängel, so muss 
die Anzeige ohne Verzug nach der Entdeckung 
gemacht werden, widrigenfalls die Waare auch 
rücksichtlich dieser Mängel als genehmigt gilt. 

Die vorstehenden Bestimmungen finden auch 
auf den Kauf auf Besicht oder Probe oder 

10* 
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nach Muster Anwendung, insoweit es steh um 
Mängel der übersendeten Waaren handelt, welche 
bei ordnungsmässigem Besicht oder ordnungs- 
mässiger Prüfung nicht erkennbar waren. 

Dieser §. bezieht sich nur auf den Distanzkauf, bei dem 
Platzkaufe ist der Handelsgebrauch massgebend (C. 85/90, 
1020/89). 

Uebernahme bedeutet die thatsächliche Uebernahme (C. 
1171/92), bei dem Distanzkauf ist der Ort der Bestimmung 
massgebend (C. 1300/94, BT. 263/95). 

Wenn der Käufer in der Uebernahme der Waare im Ver- 
zuge ist, so sind Untersuchung und Anzeige auch dann ver- 
spätet, wenn er dieselben sofort vornimmt (C. 915/82, 
1157/88, 1754/91, 13/93, 790/94, 733/99). 

Die Uebernahme durch den Bevollmächtigten, steht der 
Uebernahme durch den Principal gleich (C. 1206/89). 

Die Anzeige kann nicht an den Agenten gerichtet wer- 
den, der das Geschäft vermittelt hat (C. 340/86, 924/93), 
eine solche Anzeige ist nur dann wirksam, wenn diese 
dem Verkäufer zur rechten Zeit zugestellt wird (C. 1026/90, 
84/93, 528/95). 

§. 347. Wenn der Käufer die von einem ande- 
ren Orte übersendete Waare beanständet, so kann 
er dieselbe nicht einfach zurückschicken, sondern 
er ist verpflichtet, die Waare dem Verkäufer zur 
Verfügung zu stellen, und für die einstweilige Auf- 
bewahrung, derselben zu sorgen. 

Der Käufer kann die bei der Uebernahme oder 
später sich ergebenden Mängel durch Sachver- 
ständige feststellen lassen. Der Verkäufer ist 
jedoch ii> gleicher Weise berechtigt, die Feststel- 
lung zu fordern, wenn ihm der Käufer die An- 
zeige macht, dass er die Waare beanstände. 

Ist die Waare dem Verderben ausgesetzt und 
Gefahr im Verzuge, so kann der Käufer die 
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Waare, wenn sie einen Börsenpreis hat, aus 
freier Hand, sonst aber unter Intervention einer 
hiezu befugten Person im Wege öffentlicher Meist* 
bietung verkaufen. 

. Die Verständigung des Verkäufers hat in die- 
sem Falle sofort nach geschehenem Verkaufe zu 
erfolgen/ 

Für den Sachverständigen- Augenschein sind , die §§. 
540 — 542 des GrA. LIV. v. J. 1868 massgebend, zuständig 
ist das Bezirksgericht, in dessen Bezirke die Waare sich 
befindet (Vergl. §. 10 der Verordnung des Ministers für 
Justiz, ZI. 3269/81). 

Die nicht bestellte Waare muss der Empfänger nicht zur 
Verfügung stellen und aufbewahren (BT. 4210/78, C. 214/$4, 
392/83, 1055/92, 30/98, 35/95). 

' Die Bestimmungen dieses §. finden auch Anwendung auf 
den Kauf nach und auf Probe (C. 633/81). 

§. 348. Entspricht die verkaufte Waare der ver- 
tragsmässigen oder gesetzlichen Beschaffenheit 
nicht, so steht es dem Käufer frei, entweder von 
dem Geschäfte abzustehen oder eine entspre- 
chende Herabminderung des Kaufpreises zu be- 
anspruchen. Nebstbei kann er in beiden Fällen 
den Ersatz seines etwaigen Schadens fordern. 

§. 349. Der Mangel der vertragsmässigen oder 
gesetzlichen Beschaffenheit der Waare kann von 
defrn Käufer nicht geltend gemacht werden, wenn 
derselbe erst nach Ablauf von sechs Monate^ yon 
der Uebernahme an entdeckt wurde, oder wenn 
der Käufer den Verkäufer nicht binnen sechs Mo- 
naten vom Tage der Uebernahme von den wahr- 
genommenen Mängeln verständigt. 
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Das Klagerecht des Käufers gegen den Verkäu- 
fer wegen Mängel verjährt in sechs Monaten nach 
der Uebetnähme: ./ < 

Durch diese Bestimmungen wird an den gesetz- 
lichen Verfügungen , oder Handelsgebräuchen, 
welche für einzelne Arten von Gegenständen eine 
kürzere Frist festsetzen, nichts geändert., . 

Ist die Haftbarkeit des Verkäufers auf eine kür- 
zere oder längere Frist vertragsrhässig festgesetzt, 
so hat es hiebei sein Bewenden. 

Diese Klageverjährung bezieht sich auf Ansprüche des Käu- 
fers aus der Mangelhaftigkeit der Waare, nicht auf jene aus 
der mangelnden Quantität (BT. 57/95). 

§. 350. Die Bestimmungen der §§. 346 und 349 
können von dem Verkäufer im Falle eines Be- 
truges nicht geltend gemacht werden. 

§. 351., Ist der Käufer mit der Entgegennahme 
der Waare im Verzuge, so kann der Verkäufer die 
Waare auf Gefahr und . Kosten des Käufers in 
einem öffentlichen Lagerhause oder bei einem 
Dritten deponiren, oder im Sinne des §. 347 ver- 
kaufen und gleichzeitig den Ersatz des aus dem 
Verzuge entstandenen Schadens fordern. 

Von der Vollziehung des Verkaufes oder der 
Depoflirung ist jedoch . der Käufer bei sonstiger 
Schadenersatzpflicht sofort zu benachrichtigen.; 

Der Verkäufer kann seine Klage auch darauf richten, 
dass der Käufer die Waare übernehme und den Kaufpreis 
bezahle (C. 552/97). 

Der Verkäufer kann die Waare auch bei sich behalten und 
den Schadenersatz fordern (C. 912/87), die Forderung ent- 
fällt aber, wenn er die Waare für sich behält (C. 91/82, 
753/83, 506/84, 936/96). 
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'§.352/ Wen» der Käufer mit der Zahlung des 
Kaufpreise^ im Verzuge und die Waafre nqch 
nicht übergeben worden ist, so hat der Verkäufer 
die Wahl, ob er die Erfüllung, des Vertrages und 
Schadenersatz wegen verspäteter Erfüllung ver- 
langen, oder ob er die Waare unter Beobachtung 
der Bestimmungen des §.. 347 für Rechnung des 
Käufers verkaufen und Schadenersatz . fordern, 
oder ob er vom Vertrage abstehen will, gleich als 
ob, derselbe nicht geschloss^ wäre. 

Wenn der Verkäufer einmal die Wahl getroffen, kann 
er diese nicht mehr ändert (C. 77/84, 920/93, 103/97). 

§. 353. Wenn der Verkäufer mit der Uebergabe 
der Waare im Verzuge ist, so hat der Käufer die 
Wähl, ob er die Erfüllung nebst Schadenersatz 
wegen verspäteter Erfüllung verlangen, oder ob 
er Schadenersatz wegen Nichterfüllung fordern, 
oder von dem Vertrage abstehen will, gleich als 
ob derselbe nicht geschlossen wäre. 

Auch der Käufer kann die einmal getroffene Wahl nicht 
mehr ändern (C. 695/82, 1957/84, 113/88). 

Wenn der Käufer die verspätete Waare ohne Vorbehalt 
annimmt, so muss angenommen werden, dass er auf den 
Schadenersatz verzichtet hat (OG. 800/81). 

§. 354. Derjenige Contrahent, welcher statt der 
Erfüllung Schadenersatz fordern oder von dem 
Vertrage abstehen will, muss hievön dem andern 
Contrahenten sofort Anzeige erstatten, und dem- 
selben, wenn die Natur des Geschäftes dies zu- 
lässt, zur Nachholung des Versäumten eine ange- 
messene Frist gewähren. 
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Die Versäumung der Anzeige verpflichtet den versäu- 
menden Contrahenten zur Annahme der Erfüllung, doch 
Vertiert dieser nicht sein Recht vom Vertrage abzustehen 

oder Schadenersatz zu fordern (C. 485/86, 505/86, 844/87, 
1114/88, 1304/89, 478/89, 980/94, 1580/94, 1644/94, 903/95, 
1077/95, 351/97, 402/97, 244/97, 173/98, 732/99.) 

§. 355. Ist bedungen, dass die Waare genau zu 
einer bestimmten Zeit oder binnen einer bestimm- 
ten Frist geliefert werden soll, so kommen die 
Anordnungen des früheren §. nicht zur Anwen- 
dung. Der Käufer, sowie der Verkäufer kann die 
Rechte, welche ihm in Gemassheit der §§. 352 
und 353 zustehen, nach seiner Wahl ausüben. 
Es muss jedoch Derjenige, welcher auf Erfüllung 
bestehen will, dies unverzüglich nach Ablauf der 
Zeit oder der Frist dem anderen Contrahenten 
anzeigen ; unterlässt er dies, so kann er später 
nicht auf der Erfüllung bestehen. 

Dieser §. bezieht sich nur auf sog. Fixgeschäfte. Ein Fix- 
geschäft liegt vor, sobald der Pärteienwille dahin geht, 
dass eine ausserhalb der bedungenen Zeit erfolgende Lie- 
ferung nicht als Vertragserfüllung angesehen werden soll 
(C. 20/91, 856/97). 

Wenn die Contrahenten die Folgen des Verzuges im Ver- 
trage geregelt haben, so ist es ohne Bedeutung, dass das 
Geschäft ein Fixgeschäft ist (C. 260/86), durch eine Prolon- 
gation wird das Fixgeschäft in ein nicht fixes verwandelt 
(C. 1075/85, 660/90). 

• i 

§. 356. Hinsichtlich der im vorhergehenden §. 
festgesetzten Rechte der Contrahenten sind fol- 
gende Grundsätze massgebend: 

1. Will der Verkäufer statt der Erfüllung den 
Verkauf für Rechnung des säumigen Käufers, so 
muss er, im Falle die Waare einen Markt- oder 
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Börsenpreis hat, den Verkauf unverzüglich nach 
Ablauf der Zeit oder der Frist vornehmen; wid- 
rigenfalls gilt der Verkauf nicht als für Rechnung 
des Käufers geschehen. Eine vorherige Auffor- 
derung des säumigen Käufers ist zwar in diesem 
Falle nicht erforderlich, jedoch ist er von dem 
Resultate des Verkaufes sofort zu verständigen. 
2. Wenn hingegen der Käufer gegen den säumi- 
gen Verkäufer statt der Erfüllung Schadenersatz 
fordert, so besteht, im Falle die Waare einen 
Markt- oder Börsenpreis hat, der Schadenersatz 
in der Differenz zwischen dem Kaufpreise und 
dem Markt- oder Börsenpreise zur Zeit und am 
Orte der Erfüllung. Hiebei bleibt das Recht des 
Käufers, einen erweislich höheren Schaden gel- 
tend zu machen, unberührt. 

Wenn die Waare keinen Markt- od. Börsenpreis hat, so 
kann eine Differenz nur im Falle eines Deckungskaufes 
gefordert werden (OG. 567/80, 477/81, 872/98), sonst aber 
nur der nachweisbare Schaden gefordert werden (C. 758/97, 
877/98, 52/98). 

§. 357. In den Fällen des vorhergehenden §. ist 
jede Partei berechtigt, den Verzug der anderen 
auf deren Kosten durch Protest feststellen zu 
lassen. 

Hinsichtlich der Protestlevirung sind in einem 
solchen Falle die Bestimmungen des Wechsel- 
gesetzes massgebend. 

Vergl. §§. 98—101 d. GA. XXVII. V. J. 1876. 

§. 358. Wenn in den Fällen der §§. 352, 353 
und 355 sich aus den Umständen, insbesondere 
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aus der; Natur des Geschäftes, aus der Absicht 
der Contrahenten, öder aus der Beschaffenheit 
des zu leistenden Gegenstandes ergibt, dass die 
Erfüllung des Vertrages auf beiden Seiten theil- I 

bar ist, so kann d'as Abstehen des einen Contra- 
henten von dein Vertrags nur in Betreff des von ) 
dem andern Contrahenten nicht erfüllten Theiles 

des Vertrages erfolgen, ■ . 

■ • > ■ . . • 

ZWEITER ABSCHNITT. . 
Besondere Arten des Kaufes. 

§. 359. Ein Kauf auf Besicht oder auf Probe 
ist unter der in dem Willen des Käufers stehen- 
den Bedingung geschlossen, dass der Käufer die 
Waare besehen oder prüfen und genehmigen 
werde. Diese Bedingung ist im Zweifel eine auf- 
schiebende. 

§. 360. Ist die Waaxe dem Käufer zur Besicht 
oder Probe übergeben, so gilt die Waare als ge- 
nehmigt, wenn der Käufer nicht innerhalb der 
vertragsmäßigen oder gebräuchlichen Frist, oder \ 

nicht sofort auf die Aufforderung des Verkäufers j 

eine Erklärung abgibt. ! 

§. 361. Ist die Waare dem Käufer nicht über- ] 

geben und erklärt sich derselbe innerhalb der ! 

vertragsmässigen oder gebräuchlichen Frist nicht, 
so gilt der Vertrag als aufgehoben. 

In Ermangelung einer verabredeten oder orts- 
gebräuchlichen Frist kann der Verkäufer nach | 
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Ablauf einer den Umständen angemessenen Zeit 
den Käufer zur Erklärung auffordern. Wenn sich 
der Käufer auf die Aufforderung nicht sofort 
erklärt, so erlischt die Verpflichtung des Ver- 
käufers. 

§. 362. Ein Kauf nach Muster oder Probe ist 

• • * 

zwar unbedingt, jedoch unter de* Verpflichtung 
des Verkäufers geschlossen, dasö die Waare dem 
Muster, beziehungsweise der Probe gemäss sei. 

§. 363. Kann der Käufer die ihm übergebene 
Probe oder das Muster nicht vorlegen, so wird 
angenommen, das die Waare dem Muster, be- 
ziehungsweise der Probe gemäss sei. 

§. 364. Ist bei einem Kauf e yereinbart worden, 
dass dem Verkäufer frei stehen solle, von dem 
Vertrage nach Belieben zurückzutreten, so gilt 
dies als eine dem Kaufe beigefügte auflösende 
Bedingung. 

Das Reurecht müss in Ermangelung anderer 
Abmachungen innerhalb dreier Tage vom Ab- 
schlüsse des Vertrages ausgeübt werden: 

• i - * 

i 

§. 365. Wird das Reu recht ausgeübt, so gilt der 
Kauf als nicht geschlossen. 

In diesem Falle ist der Käufer verpflichtet, den 
Kauf gegenständ, der Verkäufer aber den Kauf- 
preis zurückzuerstatten. Wird der Kaufgegen- 
stand überhaupt nicht, oder nur im verschlech- 
terten Zustande zurückgegeben, so. hat der Käu- 
fer deshalb Schadenersatz zu leisten. 
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$. 366. Der Verkäufer kann das Reurecht einem 
Dritten gegenüber, der die Sache vom Käufer 
in gutem Glauben erworben hat, nicht ausüben; 
er hat blos das Recht, von dem Käufer Schaden- 
ersatz zu fordern. 

§. 367. Das Reurecht kann auch für den Käufer 
bedungen werden ; derselbe darf sich jedoch die- 
ses Rechtes innerhalb der im §. 364 festgestellten 
Frist blos dann bedienen, wenn er den Kaufgegen- 
stand genau in demselben Zustande zurückzu- 
geben vermag, in welchem er ihn übernom- 
men hat. 

DRITTER TITEL. 
Von dem Commissionsgeschäfte. 

§. 368. Der Abschluss eines Handelsgeschäftes 
wird als Commissionsgeschäft angesehen, wenn 
Jemand dasselbe über Auftrag in eigenem Namen, 
aber für Rechnung eines Andern (des Comitten- 
ten) ausführt. Wer derartige Handelsgeschäfte 
gewerbsmässig betreibt, ist Commissionär: 

Durch die Geschäfte, welche der Commissionär 
mit Dritten schliesst, wird er allein berechtiget 
und verpflichtet ; zwischen dem Comittenten and 
dem Dritten entstehen keine Rechte und Pflichten. 

Ist von dem Auftraggeber ausdrücklich be- 
stimmt, dass das Geschäft auf seinen Namen ab- 
geschlossen werde, so ist dies keine kaufmän- 
nische Commission, sondern ein gewöhnlicher 
Auftrag zu einem Handelsgeschäfte. 
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§. 369. Der Commissionär hat das Geschäft mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes den 
Interessen des Comittenten entsprechend und im 
Sinne des Auftrages auszuführen ; er hat dem Co- 
mittenten die erforderlichen Nachrichten zu ge- 
ben, und ihn insbesondere von der Ausführung 
des Auftrages sofort zu verständigen; ferner ist 
er verpflichtet, dem Comittenten über das 
Geschäft Rechenschaft zu geben und ihm das- 
jenige zu leisten, was dieser aus dem Geschäfte 
zu fordern hat. 

Handelt der Commissionär nicht dem Auftrage 
gemäss, so ist der Comittent nicht gehalten, das 
Geschäft für seine Rechnung gelten zu lassen, 
und kann jedenfalls Schadenersatz verlangen. 

Ein Verzug in der Rechnungslegung berechtigt den .Co- 
mittenten nicht zum Widerruf der Commission (C. 1058/83). 

§. 370, Hat der Commissionär unter dem ihm 
bestimmten Preise verkauft, so ist er verpflich- 
tet, dem Comittenten die Preisdifferenz zu er- 
setzen, soferne er nicht beweist, dass ein Ver- 
kauf zu dem bestimmten Preise nicht ausgeführt 
werden konnte und durch die Vornahme des 
Verkaufes von dem Comittenten Schaden abge- 
wendet wurde. 

Hat der Commissionär^ den für d§n Einkauf 
bestimmten Preis überschritten, so kann der Co- 
mittent den Einkauf als nicht auf seine Rechnung 
geschehen zurückweisen, soferne. sich der Com- 
missionär nicht zugleich mit d£r Anzeige zur 
Deckung des Unterschiedes erbietet. 
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Der Comittent muss jedoch, wenn er den Kauf 
als nicht für seine Rechnung geschehen zurück- 
weisen will, dies ohne Verzug auf die erhaltene 
Anzeige erklären, widrigenfalls der Kauf als ge- 
nehmigt gilt. 

Ist kein Preis für den Verkauf oder Einkauf bestimmt, 
so darf der Commissionär nicht unter dem Markt- oder 
Börsenpreise verkaufen oder über diesen einkaufen (OG. 

725/81). 

§. 371. Wenn das Gut, welches dem Commissio- 
när zugesendet wurde, sich bei der Uebernahme 
in einem äusserlich erkennbar beschädigten oder 
mangelhaften Zustande befindet, so muss der 
Commissionär, bei sonstiger Schadenersatzpflicht, 
die Rechte des Comittenten gegen den Fracht- 
führer oder Spediteur wahren, für den Beweis der 
Beschaffenheit des Gutes sorgen, und hievon dem 
Comittenten ohne Verzug Nachricht geben. 

Er kann den Zustand des Gutes durch Sach- 
verständige feststellen lassen, und wenn das Gut 
dem Verderben ausgesetzt und Gefahr im Verzuge 
ist, unter Beobachtung der Bestimmungen des 
§. 347 den Verkauf des Gutes bewirken. 

§. 372. Tritt an dem Gute eine solche Verände- 
rung ein, welche dessen Entwerthung befürchten 
lässt, und ist keine Zeit vorhanden, die Verfügung 
des Comittenten einzuholen, oder ist dieser in 
der Ertheüung der Verfügung säumig, so kann der 
Commissionär im Sinne der Bestimmung des §. 
347 den Verkauf des Gutes veranlassen. 
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Ein gleiches Recht hat der Commissionär in 
allen jenen Fällen, in welchen der Comittent, ob- 
wohl hiezu nach der Natur der Sache verpflichtet, 
tiber das Gut nicht verfügt.: 

So z. B. bei der Einkaufscommission, wenn der Comittent 
mit der Uebernahme der Waare im Verzuge ist (C# 477/87). 

§. 373. Der Commissionär ist für jeden Schaden, 
der das seiner Obhut anvertraute Gut trifft, ver- 
antwortlich, sof erne er nicht beweist, dass der 
Schaden durch die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmannes nicht angewendet werden konnte. 

* < * ' 

Der Commissionär ist wegen Unterlassung der 
Versicherung des Gutes nur dana verantwort- 

' ' ' ' tu 

lieh, wenn er von dem Comittenten den Auftrag 
zur Versicherung erhalten hat. 

§. 374. Die aus einem durch den Commissionär 
abgeschlossenen Geschäfte anhaftenden Forde- 
rungen kann der Comittent dem Schuldner gegen- 
über erst nach der Abtretung geltend machen. 

Jedoch gelten solche Forderungen, auch wenn 
sie nicht abgetreten sind, dem Commissionär und 
dessen Gläubigern gegenüber als Forderungen des 
Comittenten. 

Der Comittent hat das Klagrecht nur im Falle der Cession 
(C. 275/82), sonst auch dann nicht,' wenn er das Geschäft 
unmittelbar erfüllt hat (C. 7062/93). 
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§. 375. Der Commissionär, welcher ohne Ein- 
willigung des Comittenten .einem Dritten Vor- 
schüsse oder Credit gibt, thut dies auf eigene 
Gefahr. 
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Insoferne jedoch der Handelsgebrauch am Orte 
des Geschäftes das Creditiren des Kaufpreises 
mit sich bringt, ist in Ermangelung einer entge- 
gengesetzten Weisung des Comittenten, auch der 
Commissionär dazu berechtigt. 

Hat der Commissionär unbefugt auf Credit ver- 
kauft, so hat er dem Comittenten, welcher den 
Verkauf nicht genehmigt, sofort als Schuldner 
des Kaufpreises die Zahlung zu leisten. Soferne 
der Commissionär beweist, dass beim Verkaufe 
gegen baar ein geringerer Preis erreichbar gewe- 
sen wäre, hat er nur diesen Preis, und wenn der- 
selbe geringer ist, als der durch den Comittenten 
bestimmte Preis, so hat er in Gemässheit des 
§. 370 die Preisdifferenz zu ersetzen. 

§. 376. Der Commissionär steht für die Zah- 
lung oder für die anderweitige Erfüllung der Ver- 
bindlichkeit seines Contrahenten ein, wenn dies 
von ihm übernommen oder am Orte seiner Nieder- 
lassung Handelsgebrauch ist. 

§. 377. Der Comittent ist schuldig, dem Com- 
missionär Alles das zu ersetzen, was dieser an 
baaren Auslagen oder überhaupt zum Vollzuge 
des Geschäftes nothwendig oder nützlich ange- 
wendet hat. Hierzu gehört auch die Vergütung für 
die Benützung der Lagerräume und Transport- 
mittel des Commissionärs und der Arbeit seiner 
Leute. 

Ueberdies hat der Commissionär das Recht 
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eine Commissionsprovision zu fordern, weichein 
Ermangelung fester Abmachungen dem Handels- 
gebrauche des Ortes entsprechend festgesetzt 
wird. Der Commissionär, welcher für die Ver- 
pflichtungen seines Contrahenten einsteht (star 
del credere), kann dafür eine Vergütung bean- 
spruchen. Die Provision kann in der Regel erst 
dann gefordert werden, wenn das Geschäft zur 
Ausführung gekommen ist. 

Bei einer Verkaufscommission hat jedoch der 
Commissionär, wenn das Geschäft ohne sein Ver- 
schulden nicht zur Ausführung gelangen konnte, 
das Recht auf die Auslieferungsprovision, soferne 
eine solche ortsgebräuchlich ist. 

Der Commissionär kann die Provision auch dann fordern, 
wenn er von seinem Contrahenten auch eine Commissions- 
provision zu fordern hat (C. 160/900). 

§. 378. Wenn der Commissionär zu vortheilhaf- 
teren Bedingungen abschliesst, als sie ihm vom 
Comittenten gestellt wurden, so kommt der Vor- 
theil dem Comittenten zu Statten. 

§. 379. Der Commissionär hat an dem Com- 
missionsgute, sofern er dasselbe noch in seinem 
Gewahrsam hat, oder sonst, insbesondere mittels 
der Conossemente, Ladescheine oder Lager- 
scheine, noch in der Lage ist, darüber zu verfü- 
gen, ein Pfandrecht wegen der auf das Gut ver- 
wendeten Kosten, wegen der Provision, wegen 
der auf das Gut gegebenen Vorschüsse und Dar- 
lehen, sodann wegen der bezüglich desselben aus- 

Dr. T. Low : Das Handelsgesetz. 11 
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gestellten Wechsel, oder in anderer Weise ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten, sowie wegen aller 
Forderungen aus laufender Rechnung in Com- 
missionsgeschäften. 

Der Commissionär kann sich auf Grund dieses 
Pfandrechtes, welches auch im Fälle der Con- 
curseröffnung gegen den Comittenten wirksam 
bleibt, für die vorstehend erwähnten Ansprüche 
vorzugsweise vor dem Comittenten oder dessen 
Gläubigern befriedigen. Er hat dieses Recht auch 
hinsichtlich der aus dem Commissionsgeschäfte 
entstandenen und noch aushaftenden Forde- 
rungen. 

Dass die Waaren nicht dem Comittenten gehören, hin- 
dert den Commissionär nicht in der Ausübung seines Pfand- 
rechtes (OG. 583/77). 

§. 380. Ist der Comittent in Erfüllung der in 
dem vorigen §. bezeichneten Verpflichtungen im 
Verzuge, so ist der Commissionär berechtigt, sich 
im Sinne der Bestimmungen der §§. 305 und 307 
aus den Pfandobjecten bezahlt zu machen. 

§. 381. Bei der Commission zum Einkaufe oder 
zum Verkaufe von Waaren, Wechseln und Werth- 
papieren, welche einen Börsen- oder Marktpreis 
haben, ist der Commissionär, wenn der Comit- 
tent nicht ein Anderes bestimmt hat, befugt, das 
Gut, welches er einkaufen soll, selbst als Verkäu- 
fer zu liefern, oder das Gut, welches er zu ver- 
kaufen beauftragt ist, als Käufer für sich zu be- 
halten. 

In diesem Falle ist die Pflicht des Commis- 
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sionärs, Rechenschaft über die Abschliessung des 
Kaufes oder Verkaufes zu geben, auf den Nach- 
weis beschränkt, dass bei dem berechneten Preise 
der zur Zeit der Ausführung des Auftrages notirte 
Börsen- oder Marktpreis eingehalten ist. Er kann 
die vertragsmässige, beziehungsweise im §. 377 
bestimmte Provision, ferner die bei Commissions- 
geschäften regelmässig vorkommenden Kosten 
auch in einem solchen Falle berechnen. 

Insoferne der Commissionär nicht zugleich mit 
der Anzeige über Ausführung des Auftrageseine 
dritte Person als Käufer oder Verkäufer namhaft 
macht, ist der Comittent befugt den Commis- 
sionär selbst als Käufer, beziehungsweise als 
Verkäufer zu betrachten. 

Wenn der Commissionär eine dritte Person als Käufer 
od. Verkäufer genannt hat, so kann er das Selbsteintritts- 
recht nicht mehr ausüben (C. 1166/96). 

§. 382. Wenn der Comittent den Auftrag wider- 
ruft, und der Widerruf bei dem Commissionär 
eintrifft, bevor die Anzeige von der Ausführung 
des Auftrages behufs ihrer Absendung abgegeben 
ist, so kann sich der Commissionär der Befug- 
niss, selbst als Käufer oder Verkäufer einzutre- 
ten, nicht mehr bedienen. 

§. 383. Die Bestimmungen dieses Titels kom- 
men auch dann zur Anwendung, wenn ein Kauf- 
mann, dessen gewöhnlicher Handelsbetrieb nicht 
in Commissionsgeschäften besteht, ein einzelnes 
Handelsgeschäft im eigenen Namen für Rechnung 
eines Anderen schliesst. 
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VIERTER TITEL. 

Von dem Speditionsgeschäfte. 

§. 384. Die Uebernahme von Güterversendun- 
gen, welche Jemand durch Frachtführer oder 
Schiffer im eigenen Namen, aber für Rechnung 
eines Andern besorgt, wird als ein Speditionsge- 
schäft angesehen. Wer derartige Handelsgeschäfte 
gewerbemässig betreibt, ist Spediteur. 

§. 385. Der Spediteur haftet für jeden Schaden, 
welcher aus der Vernachlässigung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmannes bei der Empfang- 
nahme und Aufbewahrung des Gutes, bei der 
Wahl der Frachtführer und Zwischenspediteure, 
und überhaupt bei der Ausführung der von ihm 
übernommenen Versendung der Güter entsteht. 
Der Spediteur hat die Anwendung dieser Sorgfalt 
zu beweisen. 

Wenn ein Spediteur mit dem Absender oder 
Empfänger über einen bestimmten Betrag der 
Transportkosten sich geeignet hat, — so haftet 
er in Ermangelung einer entgegenstehenden Ver- 
einbarung, für die von ihm angenommenen Fracht- 
führer und Zwischenspediteure. 

§. 386. Wenn der Spediteur von der Art und 
Weise der Versendung, wie selbe vom Absender 
bestimmt war, ohne wichtige Gründe abweicht, 
so haftet er auch für jeden Zufall. Eine Ausnahme 
in Bezug auf diese Haftpflicht findet blos dann 
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statt, wenn der Spediteur beweist, dass der 
Zufall auch bei pünktlicher Eihtheilung des Auf* 
träges eingetreten wäre. 

§. 387. Der Spediteur hat ausser seiner Pro- 
vision die Erstattung dessen zu fordern, was er an 
Auslagen und Kosten oder überhaupt zum 
Zwecke der Versendung nothwendig oder nützlich 
aufgewendet hat. Er ist jedoch nicht befugt, 
eine höhere als die mit dem Frachtführer bedun- 
gene Fracht zu berechnen. 

Die Bestimmung der Provision ist Gegenstand 
des freien Uebereinkommens, in Ermangelung 
eines solchen entscheidet der Ortsgebrauch. 

Wenn ein Spediteur mit dem Absender über 
einen bestimmten Betrag der Transportkosten sich 
geeignet hat, so kann eine Provision nur für den 
Fall beansprucht werden, wenn dieselbe ausdrück- 
lich bedungen war. 

Der Handelsgebrauch betrachtet die Ausgaben für die 
Versicherung, das Ein- u. Ausladen der Waare als in der 
bedungenen Fracht nicht eingerechnet u. können diese 
besonders gefordert werden (C. 708/95). 

§. 388. Der Spediteur hat wegen der Provi- 
sion, der Fracht, der Auslagen, Kosten und we- 
gen der dem Versender auf das Gut geleisteten 
Vorschüsse, soferne er dasselbe noch in seinem 
Gewahrsam hat, oder in der Lage ist, darüber zu 
verfügen, ein Pfandrecht an dem Gute, hinsicht- 
lich dessen Geltendmachung die Bestimmungen 
der §§. 379 und 380 massgebend sind. 



166 



Bedient sich der Spediteur eines Zwischenspe- 
diteurs, so hat der Letztere die seinem Vormanne 
zustehenden Rechte, insbesondere dessen Pfand- 
recht auszuüben. 

Soweit der Vormann wegen seiner Forderung 
von dem Nachmanne befriedigt ist, geht die For- 
derung und das Pfandrecht auf den Nachmann 
über. Dasselbe gilt in Bezug auf die Forderung 
und das Pfandrecht des Frachtführers, wenn und 
in soweit derselbe von dem Zwischenspediteur 
befriedigt ist. 

§. 389. Der Spediteur ist, wenn nicht ein Ande- 
res bestimmt ist, befugt, den Transport auch selbst 
auszuführen. In diesem Falle stehen ihm die 
Rechte^ und Pflichten des Frachtführers zu, und 
kann er nebst den im §. 387 erwähnten Unkosten 
und der Provision, auch die Frachtgebühren be- 
rechnen. 

§. 390. Die Klagen gegen den Spediteur wegen 
gänzlichen oder theilweisen Verlustes, wegen 
Beschädigung oder verspäteter Ablieferung des 
Gutes verjähren innerhalb eines Jahres. Diese 
Frist beginnt im Falle des gänzlichen Verlustes 
mit dem Ablaufe des Tages, an welchem die Ab- 
lieferung hätte bewirkt sein müssen, in den übri- 
gen Fällen mit dem Abläufe des Tages, an wel- 
chem die Ablieferung geschehen ist. 

In gleicher Art verjähren die Einreden wegen 
gänzlichen tfder theilweisen Verlustes, Beschä- 
digung oder verspäteter Ablieferung des Gutes, 
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wenn nicht die Anzeige von diesen Thatsachen 
an den Spediteur binnen einem Jahre abgesandt 
worden ist. 

Diese Bestimmungen finden in Fällen des Be- 
truges oder der Veruntreuung des Spediteurs 
keine Anwendung. 

§. 391. Im Uebrigen sind hinsichtlich der Rechte 
und Pflichten des Spediteurs, soweit dieser Titel 
keine näheren Verfügungen darüber enthält, die 
Bestimmungen des vorigen Titels massgebend. 

§. 392. Die Bestimmungen dieses Titels kommen 
auch dann in Anwendung, wenn ein Kaufmann, 
dessen gewöhnlicher Handelsbetrieb nicht in 
Speditionsgeschäften besteht, einzelne Speditions- 
geschäfte übernimmt. 

FÜNFTER TITEL. 
Von dem Frachtgeschäfte. 

ERSTER ABSCHNITT. 
Im Allgemeinen. 

§. 393. Als ein Frachtgeschäft ist jenes anzu- 
sehen, welches hinsichtlich des Transportes von 
Gütern zu Lande oder auf Flüssen und Binnen- 
gewässern abgeschlossen wird. Wer derartige Ge- 
schäfte gewerbsmässig betreibt, ist Frachtführer. 

Der Frachtvertrag kommt mit der Uebergabe des Gutes 
an den Frachtführer zu Stande (BT. 14/95). 

Der internationale Eisenbahnfrachtverkehr ist in dem 
durch den GA. XXV. v. J. 1892 inartikulirten Ueberein- 
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kommen v. Bern geregelt und das Eisenbahnfrachtgeschäft im 
Allgemeinen in der auf Grund des §. 2 d. cit. GA. ausgege- 
benen Verkehrsordnung v. J. 1892, welche die Bestimmungen 
dieses Gesetzes in manchem ergänzt und theilweise 
modificirt. 

§. 394. Der Frachtbrief dient als Beweis über 
den Vertrag zwischen dem Absender und dem 
Frachtführer. 

Der Frachtführer kann die Ausstellung eines 
Frachtbriefes verlangen. 

Bei der Eisenbahnfracht kommt das Geschäft dem §. 54 
der Verkehrsordnung und dem Artikel 8 der Convention 
von Bern gemäss, nur dann zu Stande, wenn die Aufgabe- 
station das Gut mit einem Frachtbriefe zum Transport über- 
nommen hat. 

§. 395. Der Frachtbrief enthält: 

1. die Bezeichnung des Gutes nach Beschaffen- 
heit, Menge und Merkzeichen; 

2. den Namen und Wohnort deb Frachtführers ; 

3. den Namen des Absenders; 

4. den Namen dessen, an wen das Gut abgelie- 
fert werden soll; 

5. den Ort der Ablieferung des Gutes; 

6. die Bestimmungen in Ansehung des Fracht- 
satzes ; 

7. die besonderen Vereinbarungen, welche die 
Parteien etwa noch über andere Punkte, nament- 
lich hinsichtlich der Route, der Zeit innerhalb 
welcher die Ablieferung des Gutes bewerkstelligt 
werden soll, und hinsichtlich der verspäteten 
Ablieferung getroffen haben; 

8. den Ort und Tag der Ausstellung. 
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Der Inhalt der Eisenbahnfrachtbriefe ist im §. Öl der 
Verkehrsordnung und Art. 6 der Convention von Bern 
geregelt und es können nur die von der Direction abgestem- 
pelten Frachtbriefe benutzt werden (§. 52 VO. u. Art. 2 der 
Vollzugsbestimmungen zur Convention v. Bern). 

Vergl. GA. V. v. J. 1878 (StGB.) §. 403 (Ueber Fälschung 
der Frachtbriefe). 

§. 396. Der Absender ist verpflichtet bei Gü- 
tern, welche vor der Ablieferung an den. Empfän- 
ger einer zoll- oder steuerämtlichen Behandlung 
unterliegen, den Frachtführer in den Besitz der 
deshalb erforderlichen Begleitpapiere zu setzen. 
Der Absender haftet dem Frachtführer, soferne 
nicht diesem selbst ein Verschulden zur Last fällt, 
für alle Strafen und Schäden, welche denselben 
wegen Unrichtigkeit oder Unzulänglichkeit der 
Begleitpapiere treffen. 

Vergl. §§. 56 — 58 der Verkehrsordnung und Art. 42 u. 
50 der Convention von Bern. Die Eisenbahn ist nicht ver- 
pflichtet die Richtigkeit der Dokumente zu prüfen. 

§. 397. Der Transport des Gutes ist, wenn dies- 
bezüglich nichts Besonderes bedungen wurde, 
oder der Ortsgebrauch nichts festgesetzt, binnen 
einer den Umständen angemessenen Frist zu be- 
werkstelligen. 

Wird der Antritt, oder die Fortzetzung der 
Reise durch ein Naturereigniss oder sonstigen 
Zufall zeitweilig verhindert, so braucht der Ab- 
sender die Aufhebung des Hindernisses nicht 
abzuwarten, er kann vielmehr von dem Vertrage 
zurücktreten; er ist indess verpflichtet, dem 
Frachtführer, soferne demselben kein Verschul- 
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den zur Last fällt, die Vorbereitungs-, die Aus- oder 
Abladungs-Kosten, und den auf die bereits zurück- 
gelegte Reise entfallenden Theil der Frachtgebüh- 
ren zu vergüten. Ueber die Höhe der Entschädi- 
gung entscheidet, wenn sich die Parteien nicht 
einigen können, der Ortsgebrauch und in dessen 
Ermangelung das Gericht. 

Vergl. §§. 63, 65, 86, 87 des VO. u. Art. 4, 18, 40 der 
Convention von Bern. 

§. 398. Der Frachtführer haftet für jeden Scha- 
den, welcher durch Verlust oder Beschädigung 
des Frachtgutes seit der Empfangnahme bis zur 
Ablieferung entstanden ist, sofern er nicht be- 
weist, dass der Schaden durch höhere Gewalt 
oder durch die natürliche Beschaffenheit des 
Gutes, namentlich durch inneren Verderb, Schwin- 
den, gewöhnliche Leckage oder durch äusserlich 
nicht erkennbare Mängel der Verpackung entstan- 
den ist. 

Für Kostbarkeiten, Gelder oder Wertpapiere 
haftet der Frachtführer nur dann, wenn ihm diese 
Beschaffenheit oder der Werth der Güter ange- 
geben worden ist. 

Als höhere Gewalt ist nur ein ungewöhnliches und un- 
überwindliches Ereigniss aufzufassen, welches durch die 
gebotene Vorsicht nicht abwendbar war (BT. 11/97). Der 
Frachtführer haftet nicht, wenn das Gut bei der Uebergabe 
beschädigt war (C. 562/96). 

Vergl. §§. 58, 71, 72, 74, 83, 85, 88, 89 des VO. und 
Art. 9, 25, 31, 32, 34, 38, 43—46 der Convention von Bern. 

§. 399. Wenn von dem Frachtführer für Ver- 
lust oder Beschädigung des Gutes Ersatz gelei- 
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stet werden muss, so ist der Berechnung des Scha- 
dens der im Nothfalle durch Sachverständige 
festzustellende gewöhnliche Handelswerth, und in 
Ermangelung eines solchen der gemeine Werth 
des Gutes zu Grunde zu legen. 

Im Falle des Verlustes hat daher der Fracht- 
führer den gewöhnlichen Handelswerth des Gutes 
zu ersetzen, welchen ein Gut derselben Art und 
Beschaffenheit am Orte der Ablieferung zu der 
Zeit hatte, in welcher das Gut abzuliefern war; 
im Falle der Beschädigung des Gutes aber ist der 
Unterschied zwischen dem Verkauf swerthe des 
Gutes im beschädigten Zustande und dem ge- 
wöhnlichen Handelswerthe zu ersetzen, welchen 
das Gut ohne die Beschädigung am Orte und zur 
Zeit der Ablieferung gehabt haben würde. 

In jedem Falle ist von der Entschädigungs- 
summe in Abzug zu bringen, was in Folge des 
Verlustes rücksichtlich Verderbens an Zoll und 
sonstigen Unkosten erspart wurde. 

Wenn dem Frachtführer oder seinen Leuten 
eine grobe Nachlässigkeit oder eine böswillige 
Handlungsweise nachgewiesen wird, so hat er den 
vollen Schaden zu ersetzen (§. 272.). 

Der Empfänger ist nicht berechtigt das beschädigte Gut 
zurückzuweisen und vollen Werthsersatz zu verlang. »n ((.'. 
869/95). Die böswillige Handlungsweise ist von demjenigen 
zu beweisen, der Ersatz des vollen Schadens verlangt (C. 
8846/92). 

Vergl. §. 80, 81, 85 der VO. u. Art. 34—38 der Convention 
von Bern. 

§. 400. Der Frachtführer haftet für den Scha- 
den, welcher durch Versäumung der bedungenen 
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oder üblichen Lieferungszeit entstanden ist, so- 
ferne er nicht beweist, dass die Verspätung durch 
die Anwendung der Sorgfalt eines . ordentlichen 
Frachtführers nicht abwendbar war. 

Vergl. §§. 68, 86, 87 der VO. u. Art. 14, 39 u. 40 der Con- 
vention von Bern.' 

§. 401. Ist für den Fall verspäteter Ablieferung 
ein Abzug an der Frachtgebühr oder gänzlicher 
Verlust derselben oder sonst eine Conventional- 
strafe bedungen, — so kann im Zweifel auch der 
Ersatz des aus Verspätung entstandenen und den 
vereinbarten Betrag übersteigenden Schadens 
gefordert werden. 

Beweist der Frachtführer, dass die Verspätung 
durch die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtfüh- 
rers nicht abwendbar war, so können die bedun- 
genen Conventionalstrafen nur dann beansprucht 
werden, wenn dies im Vertrage vorbehalten 
wurde. 

§. 402. Der Frachtführer haftet für jene Leute, 
deren er sich bei der Ausführung des übernom- 
menen Transportes bedient. 

Vergl. §§. 9 u. 68 der VO. u. Art. 29 der Convention 
von Bern. 

§. 403. Wenn der Frachtführer zur gänzlichen 
oder theilweisen Ausführung des von ihm über- 
nommenen Transportes das Gut einem anderen 
Frachtführer übergibt, so haftet er nicht nur für 
seinen unmittelbaren Nachmann, sondern auch 
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für alle folgenden Frachtführer bis zur Ablie- 
ferung. 

Jeder Frachtführer, welcher auf einen andern 
Frachtführer folgt, tritt dadurch, dass er das Gut 
mit dem ursprünglichen Frachtbriefe annimmt, 
diesem gemäss in den Frachtvertrag; er wird 
verantwortlich für jene Verbindlichkeiten, welche 
aus dem durch seine Vorgänger bereits ausge- 
führten Transport entstehen und übernimmt 
gleichzeitig eine selbstständige Verpflichtung, den 
Transport im Sinne des ursprünglichen Fracht- 
vertrages, insbesondere auf den im Frachtbriefe 
angegebenen Routen auszuführen. 

Wenn der folgende Frachtführer das Gut mit einem neuen 
Frachtbriefe zum Transport übernimmt, so kommt er selb- 
ständig in Betracht und findet dieser §. keine Anwendung 
(C. 245/96). 

Vergl. §. 74 der VO. und Art. 27 u. 28 der Convention 
von Bern. 

§. 404. Der Frachtführer hat den späteren An- 
weisungen des Absenders wegen Zurückgabe des 
Gutes oder wegen Auslieferung desselben an einen 
anderen, als den im Frachtbriefe bezeichneten 
Empfänger so lange Folge zu leisten, als er nicht 
Letzterem nach Ankunft des Gutes am Orte der 
Ablieferung den Frachtbrief übergeben hat. 

Ist dies bereits geschehen, so hat er nur die 
Anweisungen des bezeichneten Empfängers zu 
beachten, widrigenfalls er demselben für das Gut 
haftet. 

Ist ein Aufgabeschein ausgestellt worden, so 
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sieht dieses Verfügungsrecht blos dem Besitzer 
des Aufgabescheines zu. 

Der Frachtführer haftet für den Schaden, wenn er 9einen 
Leuten die neue Weisung verspätet giebt (C. 91/94). 

Vergl. §. 64 der VO. u. Art. 15 der Convention von Bern. 

§. 4G5. Der Frachtführer ist verpflichtet, am 
Orie der Ablieferung dem durch den Frachtbrief 
bezeichneten Empfänger das Frachtgut auszu- 
folgen. 

Der Verzug in der Ablieferung des Gutos verpflichtet den 
Frachtführer zum Schadenersatz (C. 28/86). 

Vergl. §§. 66, 68 u. 75 der VO. u. Art. 16 der Convention 
von Bern. 

§. 400. Der im Frachtbriefe bezeichnete Em- 
pfänger ist vor Ankunft des Gutes am Orte der 
Ablieferung berechtiget, alle zur Sicherstellung 
des Gutes erforderlichen Massregeln zu ergreifen 
und dem Frachtführer die diesbezüglich not- 
wendigen Anweisungen zu ertheilen. Die Auslie- 
ferung des Gutes kann er vor dessen Ankunft am 
Orte der Ablieferung nur dann fordern, wenn der 
Frachtführer zu derselben im Sinne des §. 404 
ermächtigt wurde. 

§. 407. Nach Ankunft der Fracht am Orte der 
Ablieferung ist der im Frachtbriefe bezeichnete 
Empfänger berechtigt, die durch den Frachtver- 
trag begründeten Rechte gegen Erfüllung der Ver- 
pflichtungen, wie sie der Frachtbrief ergibt, in 
eigenem Namen gegen den Frachtführer geltend 
zu machen, insbesondere den Letzteren auf Ueber- 
gabe des Frachtbriefes und Auslieferung des Gu- 
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tes zu belangen, sofern nicht vor Anstellung der 
Klage nach §. 404 eine entgegengesetzte Anwei- 
sung gegeben worden ist. 

Es macht hiebei keinen Unterschied, ob der 
bezeichnete Empfänger im eigenen oder fremden 
Interesse handelt. 

Wenn der Adressat die Uebernahme verweigert, so kann 
über das Gut nur der Absender verfügen und der Adressat 
kann die Herausgabe nur auf Grund einer Vollmacht des 
Absenders fordern (C. 986/84, 368/98). 

Vergl. §. 66 der VO. und Art. 16 der Convention von Bern. 

§. 408. Die Annahme des Gutes und des Fracht- 
briefes verpflichtet den Empfänger zur Befriedi- 
gung des Frachtführers nach Massgabe des 
Frachtbriefes. 

Der Empfänger ist zur Befriedigung des Frachtführers 
auch dann verpflichtet, wenn sich der Absender ihm gegen-. 
über zur Tragung der Kosten verpflichtet hat (C. 232/94). 

Vergl. §§. 67, 70 der VO. u. Art. 17 der Convention 
von Bern. 

§. 409. Wenn der bezeichnete Empfänger des 
Gutes nicht auszumitteln ist, oder die Annahme 
verweigert, oder wenn Streit über die Annahme 
oder den Zustand des Gutes entsteht, so kann der 
Betheiligte den Letzteren durch richterlichen 
Augenschein feststellen lassen. 

Ueberdies kann das Gericht am Ablieferungs- 
orte über Ansuchen des Betheiligten verordnen, 
dass das Gut zeitweilig in einem öffentlichen La- 
gerhause, oder bei einer dritten Person deponirt 
werden müsse, und dass es ganz oder zu einem 
entsprechenden Theile behufs Bezahlung der 
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Fracht- und der übrigen Kosten des Frachtführers 
im öffentlichen Feilbietungswege verkauft werden 
solle. 

Ueber dieses Ansuchen ist die Gegenpartei, 
wenn sie am Orte anwesend ist, einzuvernehmen. 

Zur Vornahme des Augenscheines ist jenes Bezirksgericht 
zuständig, in dessen Bezirke das Gut sich befindet (§. 10 
der Verord. des Min. für Justiz, ZI.. 3269/81), für denselben 
sind die Bestimmungen der §§. 540 — 542 des GA. LIV. v. 
J. 1868 massgebend. 

Vergl. §. 70 der VÖ. u. Art. 24 der Convention von Bern. 

• 

§. 410. Durch Annahme des Gutes und Bezah- 
lung der Fracht erlischt der Anspruch gegen den 
Frachtführer. 

Wegen eines solchen Verlustes oder einer sol- 
chen Beschädigung, welche bei der Ablieferung 
äusserlich nicht erkennbar waren, kann jedoch 
der Frachtführer auch nach der Annahme und 
nach Bezahlung der Fracht in Anspruch genom- 
men werden, wenn die Feststellung des Verlustes 
oder die Beschädigung im Sinne des §. 409 so- 
gleich nach Entdeckung bewerkstelligt wurde, 
und zugleich bewiesen wird, dass der Verlust oder 
die Beschädigung während der Zeit seit der 4 
Empfangnahme bis zur Ablieferung entstan- 
den ist. 

Die Bestimmungen des §. 390 über die Ver- 
jährung der Klagen und Einreden finden auch 
auf die Frachtführer Anwendung. 

Die Annähme bedeutet die thatsächliche Uebernahme der 
Waare nach deren Auspackung und Untersuchung (C. 526/84). 

Vergl. §. 67—70 der VO. und Art. 44 der Convention 
von Bern. 



I 



177 



§. 411. Der Frachtführer hat wegen aller durch 
den Frachtvertrag begründeten Forderungen, ins- 
besondere der Fracht-, Lagergelder, sowie wegen 
der Zollgebühren und anderer Auslagen ein Pfand- 
recht an dem Frachtgute. Dieses Pfandrecht be- 
steht, so lange das Frachtgut dem Empfänger nicht 
ausgefolgt ist 

Auf Grund dieses Pfandrechtes, welches auch im 
Falle der . Concurseröffnung gegen den Eigenthü- 
mer wirksam bleibt, kann der Frachtführer behufs 
Befriedigung seiner Forderung im Sinne des §. 
409 den gänzlichen oder theilweisen Verkauf des 
Frachtgutes beanspruchen. 

Zuständig ist das Bezirksgericht, in dessen Bezirke sich 
das Gut befindet (§. 10 der Verordnung des Min. für Justiz 
ZI. 3269/81). 

Vergl. §. 66 der VO. und Art. 20—23 der Convention 
von Bern. 

§. 412. Geht das Gut nacheinander durch die 
Hände mehrerer Frachtführer, so hat der Letzte 
bei der Ablieferung, sofeme nicht der Frachtbrief 
das Gegentheil bestimmt, auch die aus dem 
Frachtbriefe sich ergebenden Forderungen seiner 
Vormänner einzuziehen und deren Rechte, ins- 
besondere auch das Pfandrecht auszuüben. 

Der Frachtführer, welcher seinen Vormann be- 
friedigt, tritt von Rechtswegen in dessen sämmt- 
liche Rechte ein. Dasselbe gilt hinsichtlich der 
Forderung des Spediteurs, welche der Fracht- 
führer begleicht (§. 388.). 

Dr. T. Low : Das Handelsgesetz. 12 
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Das Pfandrecht der Vormänner besteht so lange, 
als das Pfandrecht des letzten Frachtführers. 

Vergl. §. 62 der VO. und 20, 23 der Convention von Bern. 

§. 413. Wenn auf demselben Gute im Sinne der 
§§. 379, 388 und 411 mehrere Pfandrechte be- 
stehen, so geht unter denjenigen Pfandrechten, 
welche durch die Versendung oder durch den 
Transport des Gutes entstanden sind, das später 
erworbene dem früheren vor; diese Pfandrechte 
haben sämmtlich den Vorrang vor dem Pfand- 
rechte des Commissionärs und vor dem Pfand- 
rechte des Spediteurs für Vorschüsse ; unter den 
letzteren Pfandrechten geht das früher entstan- 
dene dem später entstandenen vor. 

§. 414. Wenn der Frachtführer das Gut ohne 
Bezahlung des Frachtlohnes abliefert, so wird er, 
sowie die vorhergehenden Frachtführer und die 
Spediteure des Regressrechtes gegen die Vormän- 
ner verlustig. Der Anspruch gegen den Empfänger 
bleibt in Kraft. 

§. 415. Der Absender und der Frachtführer kön- 
nen übereinkommen, dass der Letztere über das 
ihm übergebene Gut einen Ladeschein ausstellt. 

Durch den Ladeschein verpflichtet sich der 
Frachtführer zur Aushändigung des Gutes an 
jeden rechtlichen Besitzer dieser Urkunde. 

Vergl. §§. 294—297 d. Ges. 
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§. 416. Der Ladeschein, welcher ausdrücklich 
als solcher zu bezeichnen und von dem Fracht- 
führer zu unterfertigen ist, muss enthalten: 

1. die Bezeichnung der geladenen Güter und 
deren Menge; 

2. den Namen des Frachtführers; 

3. den Namen des Absenders ; 

4. den Namen desjenigen, an den oder an des- 
sen Ordre das Gut abgeliefert werden soll. Als 
solcher ist der Absender zu verstehen, wenn der 
Ladeschein lediglich an Ordre ausgestellt ist; 

5. den Ort der Ablieferung ; 

6. den Ort und Tag der Ausstellung. 

Der Absender hat dem Frachtführer auf dessen 
Verlangen eine von ihm unterzeichnete gleich- 
lautende Copie des Ladescheines auszufolgen. 

§. 417. Der Ladeschein entscheidet für die 
Rechtsverhältnisse zwischen dem Frachtführer 
und dem Empfänger des Gutes. Die in den Lade- 
schein nicht aufgenommenen Bestimmungen des 
Frachtvertrages haben gegenüber dem Empfänger 
keine rechtliche Wirkung. 

Für die Rechtsverhältnisse zwischen dem 
Frachtführer und Absender bleiben die Bestim- 
mungen des Frachtvertrages massgebend. 

§. 418. Wenn der Frachtführer einen Lade- 
schein ausgestellt hat, darf er späteren Anweisun- 
gen des Absenders wegen Zurückgabe oder Aus- 
lieferung des Gutes, an einen anderen, als den 

12* 
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durch den Ladeschein legitimirten Empfänger nur 
dann Folge leisten, wenn ihm der Ladeschein 
zurückgegeben wird. Handelt er dieser Bestim- 
mung entgegen, so ist er dem rechtmässigen In- 
haber des Ladescheines für das Gut verpflichtet. 

§. 419. Zum Empfange des Gutes erscheint der- 
jenige legitimirt, welcher im Ladeschein als 
Empfänger bezeichnet ist, oder bei einem auf 
Ordre lautenden Ladescheine sein Besitzrecht 
durch eine zusammenhängende, bis auf ihn 
hinunter gehende Reihe von Indossementen nach- 
weist. 

Der Frachtführer ist zur Ablieferung des Gutes 
nur gegen Rückgabe des Ladescheines, auf wel- 
chem die Ablieferung des Gutes zu bescheini- 
gen ist, verpflichtet. 

Im Uebrigen kommen die Bestimmungen über 
die Rechte und Pflichten des Frachtführers auch 
in dem Falle zur Anwendung, wenn ein Lade- 
schein ausgestellt ist. 

§. 420. Die Bestimmungen dieses Titels kom- 
men auch dann in Anwendung, wenn ein Kauf- 
mann, dessen gewöhnlicher Handelsbetrieb sich 
nicht auf die Ausführung von Frachtgeschäften 
erstreckt, in einem einzelnen Falle einen Trans- 
port von Gütern zu Land oder auf Flüssen und 
Binnengewässern auszuführen übernimmt. 

§. 421. Auf die Postanstalten finden die Be- 
stimmungen dieses Abschnittes nur insoferne 



181 



Anwendung, als dieselben mit den diesbezüglich 
bestehenden besonderen Vorschriften nicht col- 
lidiren. 

Vergl. insbes. GA. XL v. J. 1892 (Weltpostvertrag). 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Abweichende Bestimmungen hinsichtlich des 
Frachtgeschäftes der Eisenbahnen. 

§. 422. Die Bestimmungen dieses Gesetzes über 
den Transport sind mit den in den folgenden §§. 
festgestellten Abweichungen auch bezüglich der 
Frachtgeschäfte der Eisenbahnen massgebend. 

Vergl. Art. 2 der Convention von Bern. 

§. 423. Eisenbahnen, welche dem öffentlichen 
Verkehr übergeben und zur Benützung für den 
Gütertransport bestimmt sind, können den Trans- 
port auf einer von dem Absender bezeichneten 
Linie ihrer Bahnstrecke nicht verweigern, inso- 
f erne : 

1. die Güter an sich oder vermöge ihrer Ver- 
packung nach den Beglements oder nach den 
Einrichtungen und der Benützungsweise der Bahn 
zum Transporte sich eignen; 

2. der Absender in Bezug auf die Fracht, die 
Aufladung der Güter und die sonstigen den Eisen- 
bahnen freigestellten Transportbedingungen sich 
den Anordnungen der Bahnverwaltung unterwirft ; 

3. die regelmässigen Transportmittel der Bahn 
zur Ausführung des Transportes genügen. 

Die Eisenbahnen sind nicht verpflichtet, die 
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Güter zum Transporte eher anzunehmen, als bis 
die Beförderung derselben geschehen kann. Sie 
sind aber auf Verlangen des Aufgebers gehalten, 
so weit dies die Bahnräumlichkeiten erlauben, 
die Güter in Gewahrsam zu übernehmen, und den 
Transport nach den Bestimmungen dieses §. zu 
bewerkstelligen. 

In Ansehung der Zeit der Beförderung darf 
kein Absender vor dem Anderen ohne einen in 
den Einrichtungen der Bahn, in den Transportver- 
hältnissen oder im öffentlichen Interesse liegen- 
den Grund begünstigt werden. 

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen 
dises §. begründen den Anspruch auf Ersatz des 
dadurch entstandenen Schadens. 

Vergl. §§. 6, 49, 50, 51, 55, 56 der VO. und Art. der Con- 
vention von Bern. 

§. 424. Die im vorigen §. erwähnten Eisenbah- 
nen sind, mit Ausnahme der in den nachfolgen- 
den §§. bezeichneten Fälle nicht befugt, die in 
den §§.. 398, 399, 400, 402, 403, 410 und 423 
dieses Gesetzes enthaltenen Bestimmungen über 
die Verpflichtungen des Frachtführers zum Scha- 
denersatze, sei es in Bezug auf den Eintritt, den 
Umfang oder die Dauer der Verpflichtung, oder 
in Bezug auf die Beweiskraft, zu ihrem Vortheil 
durch ' Verträge ' — Reglements oder besondere 
Vereinbarungen — abzuändern. 

Vertragsbestimmungen oder Uebereinkommen, 
welche diesen Vorschriften entgegenstehen, haben 
keine rechtliche Wirkung, 
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§. 425. Es kann von Seite der Eisenbahn be- 
dungen werden: , 

1. in Ansehung der Güter, welche nach Verein- 
barung mit dem Absender in unbedeckten Wagen 
transportirt werden: dass für den Schaden nicht 
gehaftet werde, welcher aus der mit dieser Trans- 
portart verbundenen Gefahr entstanden ist. Unter 
einer mit dieser Transportart verbundenen Gefahr 
wird jedoch die auf falende. Schwendung oder der 
gänzliche oder theilweise Verlust der Güter nicht 
verstanden ; 

2. in Ansehung der Güter, welche ungeachtet 
ihre Natur eine Verpackung zum Schutze gegen 
Verlust oder Beschädigung auf dem Transporte 
erfordert, unverpackt oder mit mangelhafter Ver- 
packung aufgegeben sind: dass für den Schaden 
nicht gehaftet werde, welcher aus der mit dem 
Mangel der Verpackung oder mit der mangelhaften 
Beschaffenheit der Verpackung verbundenen Ge- 
fahr entstanden ist; 

3. in Ansehung der Güter, deren Auf- und 
Abladen nach Vereinbarung von dem Absender, 
beziehungsweise vom Empfänger besorgt wird: 
dass für den Schaden nicht gehaftet werde, der 
aus der mit dem Auf- oder Abladen oder mit 
mangelhafter Verladung verbundenen Gefahr ent- 
standen ist; . • • 

4. in Ansehung der Güter, welche vermöge ihrer 
eigenthümlichen natürlichen Beschaffenheit der 
besonderen Gefahr ausgesetzt sind, gänzlichen 
oder theilweisen Verlust oder Beschädigung na- 
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mentlich Bruch, Rost, inneren Verderb, ausser- 
gewöhnliche Leckage, oder Selbstentzündung zu 
erleiden: dass für den Schaden nicht gehaftet 
werde, welcher aus dieser Gefahr entstanden ist ; 

5. in Ansehung lebender Thiere : dass für den 
Schaden nicht gehaftet werde, welcher aus der 
mit dem Transporte dieser Thiere für dieselben 
verbundenen besonderen Gefahr entstanden ist; 

6. in Ansehung begleiteter Güter : dass für den 
Schaden nicht gehaftet werde, welcher aus der 
Gefahr entstanden ist, deren Abwendung durch 
die Begleitung bezweckt wird. 

Ist eine der in diesem §. zugelassenen Bestim- 
mungen bedungen, so gilt zugleich als bedungen : 
dass bis zum Nachweise des Gegentheiles ver- 
muthet werden soll, dass ein eingetretener Scha- 
den, wenn er aus der nicht übernommenen Ge- 
fahr entstehen konnte, aus derselben wirklich 
entstanden ist. 

Eine nach diesem §. bedungene Befreiung von 
der Haftpflicht kann nicht geltend gemacht wer- 
den, wenn nachgewiesen wird, dass der Schaden 
durch Verschulden der Bahnverwaltung oder ihrer 
Leute entstanden ist. 

Vergl. §§. 57, 58, 77, 78 der VO. und Art. 9 u. 31 der 
Convention von Bern. 

§. 426. Es kann von Seite der Eisenbahn bedun- 
gen werden: dass für den Verlust von Reisege- 
päck, welches zum Transporte aufgegeben ist, nur 
dann gehaftet werde, wenn das Gepäck binnen 
einer bestimmten Frist nach der Ablieferungszeit 
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abgefordert wird. Diese Frist darf nicht kürzer als 
drei Tage sein. 

Der Ablauf der eben erwähnten Frist schliesst 
nicht aus, dass der Eigenthümer die Herausgabe 
des vorhandenen Reisegepäckes fordern könne. 

Im Falle dieser Bedingung gilt zugleich als bedungen, 
dass bis zum Nachweise des Gegentheiles vermuthet werden 
soll, dass ein eingetretener Schaden aus der nicht über- 
nommenen Gefahr entstanden ist (C. 574/95). 

Vergl. §. 34 der VO. 

§. 427. Ist das zum Transporte aufgegebene 
Gut oder Reisegepäck während des Transportes 
in Verlust gerathen, so ist der Betheiligte berech- 
tigt, bei der Auszahlung des Schadenersatzes sich 
zu bedingen, dass die Bahn das in Verlust ge- 
rathene Gut, wenn es später zum Vorscheine kom- 
men sollte, gegen Zurückerstattung des Schaden- 
ersatzes kosten- und gebührenfrei und zwar nach 
der Wahl des Betheiligten am Aufgabs- oder dem 
Ablieferungsorte herausgebe. 

Vergl. §. 82 der VO. u. Art. 36 der Conventioan von Bern. 

§. 428. In Ansehung der Güter, welche nach 
ihrer natürlichen Beschaffenheit bei dem Trans- 
porte regelmässig einen Verlust an Gewicht oder 
an Mass erleiden, kann von Seite der Eisenbahn 
bedungen werden, dass bis zu einem bestimmten 
Percentsatze für Verlust an Gewicht oder Mass 
. nicht gehaftet werde. Dieser Percentsatz wird 
jedoch im Falle mehrere Stücke mit einem Fracht- 
briefe aufgegeben wurden, für jedes einzelne 
Stück besonders berechnet, insoweit das Gewicht 
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oder Mass der einzelnen Stucke durch den Fracht- 
brief oder sonst erweislich ist. 

Die Eisenbahn kann die erwähnte Begünsti- 
gung nicht beanspruchen, wenn nachgewiesen 
wird, dass der Verlust nach den Umständen des 
Falles nicht in Folge der natürlichen Beschaffen- 
heit des Gutes entstanden ist, oder dass der ange- 
nommene Percentsatz der Beschaffenheit des 
Gutes oder den sonstigen Umständen des Falles 
nicht entspricht. 

Vergl. §. 78 der VO. u. Art. 32 der Convention von Bern. 

§. 429. Es kann von Seite der Eisenbahn bedun- 
gen werden : 

1. dass der nach §. 399 der Schadenberechnung 
zu Grunde zu legende Werth den im Frachtbriefe, 
im Ladescheine oder im Gepäckscheine als Werth 
des Gutes angegebenen Betrag, und in Erman- 
gelung einer solchen Angabe einen im Voraus be- 
stimmten Normalsatz nicht übersteigen soll; 

2. dass der Betrag des nach §. 400 wegen ver- 
späteter Lieferung zu leistenden Schadenersatzes, 
die Höhe des im Frachtbriefe, im Ladescheine 
oder im Gepäckscheine für die rechtzeitige Liefe- 
rung bedungenen Betrages, und in Ermangelung 
einer solchen Angabe einen im Voraus bestimm- 
ten Normalsatz, welcher auch im Verluste der 
Frachtgebühr oder eines Theiles derselben beste- 
hen kann, nicht übersteigen soll. 

Im Falle einer schuldigen oder böswilligen 
Handlungsweise der Eisenbahnverwaltung oder 
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ihrer Leute kann diese Beschränkung der Haft- 
pflicht nicht geltend gemacht werden. 

Ein Zusammenstossen der Züge begründet die Ver- 
muthung, dass es durch die Schuld der Organe der Eisen- 
bahn verursacht wurde. In diesem Falle ist der Schaden 
den Bestimmungen des §. 399 d. Ges. gemäss zu berechnen 
(C. 319/88). 

Vergl. §§. 80, 81, 85, 87, 88 der VO. und Art. 35, 
38, 40, 41 der CDnvention von Bern. 

§. 430. Es kann von Seite der Eisenbahn bedun- 
gen werden, dass nach erfolgter Empfangnahme 
des Gutes und Bezahlung der Fracht jeder An- 
spruch wegen Verlustes an dem Gute oder wegen 
Beschädigung desselben auch dann, wenn dieselbe 
bei der Ablieferung nicht % sogleich erkennbar 
waren, erlischt, wenn der Anspruch binnen einer 
bestimmten Frist nach der Ablieferung angemel- 
det worden ist. Die Frist darf nicht kürzer als 
vier Wochen sein. 

Vergl. §. 90 der VO, und Art. 44 der Convention von Bern. 

§. 431. Wenn eine Eisenbahn das Gut mit einem 
Frachtbriefe übernimmt, nach welchem der Trans- 
port durch mehrere sich an einander anschlies- 
sende Eisenbahnen zu bewirken ist, so kann be- 
dungen werden: dass als Frachtführer für den 
ganzen Transport im Sinne des §, 403 nur die 
erste Bahn und diejenige Bahn, welche das Gut 
mit dem Frachtbriefe zuletzt übernommen hat, 
der Haftpflicht unterliegt; dass dagegen eine der 
übrigen,- in der Mitte liegenden Eisenbahnen nur 
dann in Anspruch genommen werden kann, wenn 
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ihr nachgewiesen wird, dass der Schaden auf 
ihrer Bahn sich ereignet hat. 

Das Regressrecht der Eisenbahnen gegen ein- 
ander wird hiedurch nicht berührt. 

Vergl. §. 74 der~VO. und Art. 27 und 28 der Convention 
von Bern. 

§. 432. Wenn eine Eisenbahn das Gut mit 
einem Frachtbriefe zum Transporte übernimmt, 
in welchem als Ort der Ablieferung ein weder 
an ihrer, noch an einer der sich an sie anschlies- 
senden Bahnen liegender Ort bezeichnet ist, so 
kann bedungen werden: dass die Haftpflicht nur 
für den Transport bis zu dem Orte bestehe, wo 
der Transport mittelst Eisenbahn enden soll. In 
einem solchen Falle ist die Bahn in Bezug auf 
die Weiterbeförderung einem Spediteur gleich zu 
achten. 

Vergl. §. 76 der VO. u. Art. 30 der Convention von Bern. 

§. 433. Ist von dem Absender auf dem Fracht- 
briefe bestimmt, dass das Gut an einem an der 
Eisenbahn liegenden Orte bleiben oder abgegeben 
werden soll — so gilt, ungeachtet im Frachtbriefe 
ein anderweitiger Bestimmungsort angegeben ist, 
der Transport als nur bis zu jenem an der Bahn 
liegenden Orte übernommen, und die Bahn ist nur 
bis zur Ablieferung an diesen Ort verantwortlich. 
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SECHSTER TITEL. 

Vom Lagerhausgeschäfte. 

§. 434. Eine Unternehmung, welche sich mit 
der Einlagerung von Gütern und der Ausgabe 
von Lagerscheinen beschäftigt, wird als öffent- 
liches Lagerhaus angesehen. 

Der Lagerschein ist jene Urkunde, welche die 
in einem öffentlichen Lagerhause hinterlegten 
Güter in Verkehre vertritt. 

§• 435. Oeffentliche Lagerhäuser können sowohl 
von Einzelnen, als von Gesellschaften errichtet 
werden; doch haben dieselben hievon dem für die 
Firmaprotocollierung zuständigen Gerichtshofe 
Anzeige zu erstatten und ein factisches Stamm- 
capital von mindestens einer halben Million Gul- 
den auszuweisen. Das Stammcapital kann zu an- 
deren als zu den in diesem Gesetze vorgesehenen 
Geschäften nicht verwendet werden. 

Vor erfolgter Nachweisung des Stammcapitals 
darf weder der Geschäftsbetrieb begonnen, noch 
die Unternehmung protocollirt werden. 

Wenn die Unternehmung ihr Lagerhaus für die 
Hinterlegung unverzollter ausländischer und sol- 
cher Güter, welche noch der Verzehrungssteuer 
unterliegen, einrichten und derartige Güter in das 
öffentliche Lagerhaus aufnehmen will, so ist sie 
hiebei zur Einhaltung der Finanz-Vorschriften 
verpflichtet. 
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§. 436. Die öffentlichen Lagerhäuser können 
auf die zur Einlagerung und Behandlung über- 
nommenen Güter bis zu zwei Drittheilen des 
Werthes Vorschüsse ertheilen. 

Jede Unternehmung von öffentlichen Lager- 
häusern hat ihr Betriebsreglement und ihren Tarif 
zeitweilig festzustellen und kundzumachen. Letz- 
terer muss diejenigen Gebührensätze enthalten, 
welche an die Anstalt für die Einlagerung und alle 
damit verbundenen Mühewaltungen zu entrich- 
ten sind. 

§. 437. Die Unternehmung haftet für jeden Scha- 
den, den die bei ihr eingelagerten Güter von der 
Uebernahme bis zur Ablieferung, durch Verlust, 
Verderb, Beschädigung erleiden, oder der durch 
Verzug in der Ablieferung verursacht wird; es 
wäre denn, dass sie nachweisen könnte, der 
Schaden sei durch höhere Gewalt oder in Folge 
der natürlichen Beschaffenheit der Güter (§. 398), 
oder in Folge äusserlich nicht erkennbarer Män- 
gel der Verpackung, oder durch Verschulden des 
Hinterlegers oder seiner Leute eingetreten. 

§. 438. Die Unternehmung besitzt hinsichtlich 
ihrer Gebühren auf die bei ihr eingelagerten Güter 
ein Pfandrecht, welches auch im Falle der Con- 
curseröffnung gegen den Eigenthümer der Güter 
aufrecht besteht. 

§. 439. Die Unternehmung ist gehalten, über 
die bei ihr eingelagerten Güter einen Lagerschein 
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auszustellen. Dieser Schein, welcher einen Jux- 
ten theil des fortlaufend geführten Lagerbuches 
zu bilden hat, besteht aus zwei zusammenhän- 
genden, jedoch trennbaren Theilen, und zwar: 
aus dem Waarenscheine (cedule) und aus dem 
Pfandscheine (warrant). 

§. 440. Beide Theile des Lagerscheines müssen 
enthalten : 

1. die Bezeichnung des Lagerhauses; 

2. die fortlaufende Zahl des Lagerbuches; 

3. Namen und Wohnort des Einlegers; 

4. die Bezeichnung der eingelagerten Güter 
und deren Menge; 

5. das Datum der Ausfertigung und die Unter- 
schrift des bestellten Lagerhausbeamten. 

§. 441. Die beiden Theile des Lagerscheines 
können zusammen oder getrennt durch Indosse- 
ment übertragen werden. 

Der Besitz der beiden Theile des Lagerscheines 
sichert das freie Verfügungsrecht über die ein- 
gelagerten Güter. 

Der Pfandschein allein gibt ein Pfandrecht auf 
die eingelagerten Güter hinsichtlich der Pfand- 
summe sammt Nebenfordeiungen, der Waaren- 
schein allein hingegen sichert dem Besitzer blos 
ein bedingtes, durch das Pfandrecht eingeschränk- 
tes Verfügungsrecht. 

. §. 442. Wird der Pfandschein getrennt übertra- 
gen, so muss das erste Indossement enthalten: 
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1. den Namen und Wohnort des Darleihers; 

2. den Betrag, und 

3. den Verfallstag des Darlehens. 

Diese Angaben sind auch auf dem Waaren- 
scheine ersichtlich zu machen. 

Ueberdies ist die erste Uebertragung des Pfand- 
scheines sammt den erwähnten Angaben in das 
Lagerbuch der Unternehmung einzutragen, und 
diese Eintragung sowohl auf dem Waarenscheine, 
als auch auf dem Pfandscheine ersichtlich zu 
machen. Diese Eintragung kann auch jeder spä- 
tere Inhaber des Pfandscheines fordern. 

§. 443. Die Unternehmung ist verpflichtet, dem 
Besitzer sowohl des Waarenscheines wie auch 
des Pfandscheines die Besichtigung der hinter- 
legten Güter jeder Zeit zu gestatten. 

§. 444. Die Unternehmung hat die bei ihr ein- 
gelagerten Güter blos gegen Einhändigung des 
Waarenscheines und des Pfandscheines, bezie- 
hungsweise gegen Erlag der auf dem Pfand- 
scheine lastenden Pfand summe sammt Neben- 
gebühren auszufolgen. 

§. 445. Will derjenige, welcher lediglich den 
Waarenschein besitzt, die eingelagerten Güter aus 
dem Lagerhause heraus nehmen, so ist er gehal- 
ten, den Pfandschein einzulösen. 

* 

Ist jedoch der Inhaber des Pfandscheines abwe- 
send oder unbekannt, oder können die Parteien 
über die Bedingungen der Rückzahlung nicht 
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einig werden, so kann der Inhaber des Waaren- 
scheines die Pfandsumme sammt Nebengebühren 
bei der Lagerhausverwaltung hinterlegen. Von 
diesem seinen Rechte kann er auch vor dem 
Verfallstage des Lagerscheines Gebrauch machen.; 

§. 446. Wenn der Betrag der Pfandsumme am 
Verfallstage nicht bezahlt wird, so muss der Inha- 
ber des Pfandscheines hierüber, bei sonstigem 
Verluste seines Regressrechtes, gegen den ersten 
Indossanten Protest erheben lassen. 

Hinsichtlich der Art und Zeit der Protestlevi- 
rung sind die Bestimmungen des Wechselgesetzes 
massgebend. 

Vergl. §§. 98—101 d. GA. XXVII. v. J. 1876. 

§. 447. Wird die Zahlung nicht innerhalb drei 
Tagen vom Verfallstage geleistet, so kann der 
Inhaber des Pfandscheines bei der Lagerhaus- 
unternehmung den \ierkaof der hinterlegten Gü- 
ter im Wege öffentlicher Feilbietung und unter 
Intervention einer hierzu beglaubigten Person, 
sowie seine Befriedigung aus dem Erlöse verlan- 
gen. Dasselbe Recht steht auch dem ersten Indos- 
santen gegenüber dem Inhaber des Waarenschei- 
nes zu, wenn er den Pfandschein einlöst. 

Erhält der Inhaber des Pfandscheines volle 
Befriedigung, so hat er den Pfandschein der 
Lagerhausverwaltung zurückzustellen. Der Ueber- 
schuss des Erlöses gehört dem Inhaber des Waa- 
renscheines; ist dessen Aufenthalt unbekannt, so 

Dr. T. Low : Das Handelsgesetz. 18 
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mtisa der Ufcberschuss zu Gerichtshanden hinter- 
legt wetden. 

Wenn der Erlös den auf den Pfandschein vor- 
gestreckten Betrag nicht deckt, so wird die ge- 
schehene Theilzahlung auf dem Pfandscheine 
angemerkt, und dieser seinem Besitzer wieder aus- 
gefolgt, 

§. 448. Im Falle der Inhaber des Pfandschei- 
nes aus dem Erlöse der hinterlegten Güter nicht 
gänzlich befriedigt wird, steht demselben hinsicht- 
lich seiner unbedeckten Restforderung der Re- 
gress gegen die Indossanten zu, rücksichtlich 
dessen die Bestimmungen des Wechselrechtes 
massgebend sind. 

Die Frist zur Geltendmachung des Regresses ist 
von dem Tage zu rechnen, an welchem die Feil- 
bietung beendet wurde. Dieses Recht geht jedoch 
verloren, wenn der Inhaber des Pfandscheines 
die Feilbietung der eingelagerten Güter nicht 
innerhalb dreissig Tagen von der Protestlevirung 
betreibt. 

Vergl. §§. 49—52 des GA. XXVII. v. J. 1876. 

§« 449. Wenn die auf bestimmte Zeit hinterleg- 
ten Güter mit Ablauf der Einlagerutigs^eit, die auf 
unbestimmte 2eit hinterlegten aber innerhalb 
eines Jahres von der Einlagerung an gerechnet 
nicht ausgelöst werden, oder wenn die hinterleg- 
ten Güter während der EirilägefüngsZeit von der 
Gefahr des Verderbens bedroht äihd, so ist die 
Lagerhausverwaltung berechtigt, nach Vorheriger 
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Aufforderung des Hinterlegers die hinterlegten 
Güter im Wege öffentliche* Feilbietung und unter 
Intervention einer hierzu beglaubigten Person rer- 
kaufen zu lassen, und sich aus dem Erlöse hin- 
sichtlich ihrer Forderung zu befriedigen. 

Jener Theil des Erlöses, welcher die Forde- 
rung der Unternehmung übersteigt, wird dem In- 
haber des Pfandscheines, ein etwaiger Ueber- 
schuss aber dem Hinterleger oder seinen Rechts- 
nachfolgern ausgefolgt. 

Ist der Aufenthaltsort des Inhabers des Waaren- 
scheines oder Pfandscheines unbekannt, so ist der 
demselben zukommende Theil des Erlöses zu Ge- 
richtshanden zu hinterlegen. 

§. 450. Die Gläubiger des Inhabers des Waa- 
renscheines oder des Pfandscheines können die 
im Lagerhause erliegenden Güter Weder einer 
Sequestration, noch einer Execution unterziehen. 

Hingegen kann der Waaren- oder Pfandschein 
selbst Gegenstand der Sicherstellung oder Execu- 
tion sein. 

Vergl. §. 80 des GA. LX. r. J. 1881 (Ges. betr. die Zwangs- 
vollstreckung). 

§. 451. Der Inhaber des Lagerscheines und 
Pfandscheines hat sowohl im Falle des Verlustes, 
als auch der Beschädigung der eingelagerten Gü- 
ter, dieselben Ansprüche auf die Versicherungs- 
summe, welche ihm auf die Güter selbst zugestän- 
den sind. 

13* 
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§. 452. Hinsichtlich der Amortisation eines La- 
gerscheines oder Pfandscheines sind die Bestim- 
mungen des Wechselgesetzes massgebend. 

Nach Einleitung des Amortisationsverfahrens 
kann der Inhaber des Scheines, wenn er genü- 
gende Caution leistet, von der Unternehmung die 
Ausstellung eines Duplicates fordern. Die Höhe 
der Caution bestimmt, wenn sich die Parteien 
darüber nicht einigen können, das Gericht. 

Wurde der in Verlust gerathene Schein amor- 
tisirt, so ist die Caution zurückzuerstatten. 

VergJ. §§., 77—80 d. GA. XXVII.-. v. J. 1876. 

SIEBENTER TITEL. 
Von dem Versicherungsgeschäfte. 

ERSTER ABSCHNITT. 
Allgemeine Bestimmungen. 

§. 453. Jede Versicherungs-Unternehmung ist 
verpflichtet, bei dem zur Firmaprotocollirung zu- 
ständigen Gerichtshofe für jeden Zweig des Ver- 
sicherungsgeschäftes, den sie zu betreiben beab- 
sichtig!;, einen factisch eingezahlten Versiche- 
rungsfond von wenigstens je hunderttausend 
Gulden nachzuweisen. 

So lange dieser Nachweis nicht geliefert ist, 
kann weder die Firmaprotocollirung, noch der 
Beginn des Geschäftsbetriebes erfolgen. '• 

§. 454. Die Versicherungs-Unternehmungen sind 
verpflichtet, bei der Firmaprotocollirung jene 
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Grundsätze anzumelden^ nach welchen das . ein- 
gezählte Stammcapital und der Prämiehfond ange- 
legt wird: Diese Grundsätze sürid durch den. Ge- 
richtshof kundzumachen. 

Die Versicherungs-Unternehmüng darf von die- 
sen kundgemachten Grundsätzen insolänge nifcht 
abweichen, als die beabsichtigte Abweichung bei 
dem Gerichtshofe nicht angemeldet und von die- 
sem nicht kundgemacht wurde. 

§. 455. Die Lebensversicherungs-Unternehmun- 
jgeh; sind verpflichtet j ausser den im vorigen §. 
erwähnten Angaben, bei der Firmaprötöcollirung 
•auch die Grundsätze anzumelden, nach welchen 
der 1 Prämienfond berechnet wird* sowie die hiebei 
in Anwendung kommenden Mortalitäts-, bezieh- 
ungsweise Vitalitäts-Tabellen vorzulegen, und den 
der Berechnung . zu Grunde gelegten Zinsfuss zu 
bezeichnen. , . . 

Diese Angaben werden wohl nicht yerlautbart, 
doch kann dieselben Jedermajqmbei Gericht ein- 
sehen und Abschrift von, denselben nehmen. m 
o Bei Versicherungen, welche übernommen wur- 
den, bevor die Anmeldung der beabsichtigten Ab- 
weichung von diesen Grundsätzen erfolgt war, 
kann kein geringerer Prämienfond angenommen 
werden, als ursprünglich .angemeldet wurde. 

§. 456. Der Prämienfond einer Lebensversiche- 
rungs-Unternehmüng kann hur in folgender Weise 
angelegt werden: • .'" 
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1. in Hypothekar -Ilariehen bis zur Hohe des 
nkht belasteten halben Werthes der Liegenschaft ; 

2. in Staatspapieren und Prioritätsobligaboiieo 
von Unternehmungen, welche eine Zinsengarantie 
HeitmtH des Staates geniessen; 

3, in Pfandbriefen, welche an der Bndapester 
Börse eotirt sind ; 

4, in Darlehen auf die Lebensversicherung»- 
Polizzen der Unternehmung, and auf die in den 
Punkten 2 und 3 erwähnten Werfhpapiere. 

§, 457. Die Versicherungs-Unternehmungen sind 
verpflichtet, die Zusammenstellung der Einnah- 
men und Ausgaben, sowie die Bilanz dem zustan- 
digen Gerichtshöfe zur Kundmachung jährlich 
vorzulegen. 

§. 458. Bei der Zusammenstellung der Einnah- 
men und Ausgaben sind folgende Grundsätze 
massgebend : 

Zu den Einnahmen sind zu rechnen: 

1. sämmtliche Prämieneinnahmen des Rech- 
nungsjahres (ohne Abzug der Prämienantheile), 
nach den verschiedenen Versicherungszweigen 
gerechnet ; 

9. die Zinsen; 

3. die sonstigen Einnahmen. 

Zu den Ausgaben sind zu rechnen: 

1. die ausgezahlten Versicherungsbeträge, mit 
Abaug des durch Rückversicherung gedeckten 
Thoilcs ; 
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2. die Ruckversicherungg-Prämien ; 

3. die Versicherungsantbeile ; 

4. die Verwaltungsauslagen ; 

5. die etwaigen sonstigen Ausgaben, möglichst 
detaillirt. 

§ f 459. Für die Aufstellung der Bilanz sind 
folgende Grundsätze massgebend: 
Zu den Aktiven sind zu rechnen: 

1. der noch uneingezahlte Theil des Actien- 
oder Stammcapitals ; 

2. der Werth des Inventars; 

3. der Werth der Immobilien; 

4. die Investitionen, nach den einzelnen 
Werthen ausgewiesen; 

5. die bei den Agenten aushaftenden Forde^ 
rungen ; 

6. der Baarbestand der Casse; 

7. die später zu beanspruchenden Zinsen, inso- 
weit sie für das Rechnungsjahr fällig sind; 

8. die Gründungsauslagen im Sinne des §. 199 
und die Ansehaffungskosten im Sinne des §. 460 ; 

9. die sonstigen Forderungen; 

10. die etwaigen Verluste des Rechnungsjahres, 
beziehungsweise der früheren Jahre. 

Zu den Passiven sind zu rechnen: 

1. der Nominalwerth des Actien- oder Stamm- 
capitals ; bei Genossenschaften der Versicherungs- 
fond i 

2. die angemeldeten, aber noch nicht begliche- 
nen Yersicherungs^nsprüche, mit Abzug des 
durch Rückversicherung gedeckten Theiles; 
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3. der Versicherun gs - Prämienfond, nach, den 
einzelnen Versicherungszweigen ausgewiesen; 

4. die über das Rechnungsjahr eingezahlten 
Pfänlien (Prämien transport) ; 

5. der etwaige Reservefond; 

6. die sonstigen Schulden, möglichst detaillirt; 

7. der auf daß künftige Jahr entfallende Theil 
der im Vorhinein eingenommenen Zinsen; 

8. der etwaige Gewinn des Rechnungsjahres. 

§. 460. Bei Schadenversicherungen, sowie bei 
Versicherungen gegen , körperliche Verletzung 
und Krankheit können, die Apschaffungskosten auf 
die Versicherungszeit, bei eigentlichen Lebensver- 
sicherungen; hingegen auf 15 Jahre vertheilt 
werden. 

§. 461. Ausländische Versicherungs-Unterneh- 
mungen können insoferne sie als Actiengesell- 
schaften den Bestimmungen der §§, 210 und 211 
entsprechen, ihte Wirksamkeit auf das Gebiet der 
imgarischen Krone nur in dem Falle ausdehnen, 
wenn sie sich bezüglich ihrer inländischen Wirk- 
samkeit den Bestimmungen * dieses Titels unter- 
werfen, worüber sie sich bei der, Firmaprotocolli- 
rung zu erklären haben* 

Die Verhältnisse der österreichischen Versicherungsgesell- 
schaften sind im GA. XXXIX. v. J. 1899 geregelt; ausserdem 
enthalten über ausländische Versicherungs-Untern shmungen 
Bestimmungen GA. III. v. J. 1892 (Art. 19) das Deutsche 
Reich, GA. VI. v. J. 1892 Italien, GA. VII. v. J. 1892 "die 
Schweiz, GA. XX. v. J. 1893 Serbien und GA. XIX. V. j. 
1897 Bulgarien betreffend. . • ■ - 
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§. 462. Gegen die Direction der Unternehmung, 
{beziehungsweise gegen die inländische Vertretung 
der ausländischen Unternehmung sind, wenn sie 
den Bestimmungen dieses Abschnittes entgegen 
handelt, die in den §§. 218 und 220 dieses Ge- 
setzes festgesetzten Strafen zu verhängen. 

■ ■• r 

ZWEITER ABSCHNITT. 
. Von der Sehadenversicherttng* 

§. 463. Ein Geschäft, bei welchem sich jemand 
gegen Festsetzung eines Gegenwerthes (Prämie) 
verpflichtet, einer gewissen Person für den durch 
Eintritt eines bestimmten Ereignisses entstande- 
nen vermögensrechtlichen Nachtheil Ersatz zu 
leisten, wird als Versicherungsgeschäft angesehen. 

Wer sich zur Ersatzleistung verpflichtet, ist 
Versicherer ; derjenige zu dessen Gunsten der Er- 
satz bedungen wurde, ist der Versicherte.' 

. §. 464. Gegenstand der Versicherung kann alles 
sein, was für den Versicherten einen in Geld an- 
schlagbaren Werth hat. 

Der Versicherte kann also nur derjenige sein für den die 
versicherte Sache einen Geldwerth hat (C. 5252/82), so 
der Eigenthümer (C. 659/83), der Miethef u. der Pächter 
{C< 650/88, OG. 3571/78), derjenige, dem die Sache zur Auf- 
bewahrung übergeben ist und der die Gefahr trägt (C. 
1612/93), der Spediteur (C. 1622/95), der Pfandgläubiger 
(OG. 787/77), der Käufer, bevor die Sache ihm über- 
leben wurde (C, 755/84, C; 4/87), der Miteigentümer, für 
den Theil des Anderen auch, (C. 546/90, 578/90, 192/94, 
1673/94). ' 
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§. 465, Das Versicherungsgesohäft ist ungültig : 

X. wenn es hinsichtlich eines solchen Vermö- 
gensuaehthQJlfrs abgeschlossen wird, welcher den 
Versicherten aus einer verbotenen Handlung tref- 
fen kann, die er oder eine das Versicherungs- 
geschäft abschliessende dritte Person zu begehen 
beabsichtigt ; 

2. wenn das Ereigniss, für welches Versiche- 
rung gesucht wird, bei Abschluss des Geschäfte» 
bereits eingetreten war und der Versicherte oder 
der abschliessende Theil hievpn Kenntniss hatte, 
oder wenn der Versicherer wusste, dass das 
Ereigniss 4 nich mehr eintreten kann; 

3 ? wenn der Versicherungsvertrag den in die- 
gern Gesetze festgestellten Erfordernissen nicht 
entspricht. 

§. 436- Das Versicherungsgeschäft kann auch 
im Interesse eines Dritten, und zwar mit oder ohng 
Wissen und Nennung dieses Dritten geschlossen 
werden. In letzterem Falle aber ist in dem Vertrage 
ausdrücklich zu erwähnen, dass als Versicherter 
der durch allfälligen Schaden betroffene Besitzer 
der Polizze angesehen wird. 

Das Geschäft wird als im Intresse des Contra- 
henten geschlossen angekommen, wenn der Ver- 
sicherungsvertrag nicht das Entgegengesetzte er- 
gibt. 

§. 467. Wer ein Versicherungsgeschäft im In* 
teresse eines Dritten, jedoch ohne hiezu bevoll- 
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mäehtigf, zu sein, abschliesst, haftet persönlich 
für die Versicherungsprämie. 

Wird der Prämienbetrag pünktlich abgeführt, 
so ist die spätere Genehmigung auch dann rechts- 
wirksam, wenn dieselbe erst nach Eintritt de^ 
Ereignisses erfolgt. 

Ob der Contraheat gegen den Versicherten Regress. hat, 
hängt von ihrem Rechtsverhältnisse ah, oder ist nach 4en 
Regeln der Geschäftsführung ohne Auftrag 9u beurtheilen 
(C. 7583/91, 7468/9?). 

§ r 468. Zur Rechtsgültigkeit des Versicherung»- 
gescbäftes bedarf es eines schriftlichen Vertrages» 

Die durch deji Versicherer ausgestellte Polizze, 
oder die Eintragung des angenommenen Versi- 
cherungsantrages in die Bücher des Versicherers- 
gilt dem schriftlichen Vortrage gleich. 

Die Eintragung gilt als geschehen, wenn der 
Versicherer d§n Versicherungsantrag hinnen 48 
Stunden von der Empfangnahme gerechnet, nicht 

zurückgewiesen hfl,k 

In diesem Falle beginnt die Versicherung an 
dem auf die Absendung oder Uebergabe des An- 

träges folgenden Tage um 12 Uhr Mittags, 

Wenn der Versicherungsantrag an eine Bedingung gebuiv 

den wird, bedarf diese auch der schriftlichen Form (C. 

*787l/87). Per bei Ausstellung des Versicherungsantrages 

ausgefüllte Fragebogen ist Bestandtheil derselben (C. 

1262/88). 

Der Versicherungsagent ist regelmässig als vom Ver- 
sicherer zum Abschluss des Versicherungsgeschäftes nicht 
ermächtigt zu betrachten (C. 5519/84, 1788/93). Die im 
Abtrage nicht enthaltenen, dem Agenten gegenüber gemach- 
ten Erklärungen, können gegen den Versicherer nicht geltem} 
gemacht werden, wenn dieselben ihm nicht mitgetheilt wuj> 
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den (C. 1177/82, 230/84, 358/85, 1110/86, 43/86, 828/90). 
Die vom Agenten gemachten von den Versicherungsbedingun- 
gen abweichenden Versprechungen binden den Versicherer 
nicht (OG. 732/81, C. 505/84, 950/30). Wenn der Antrag 
theilweise oder ganz nicht vom Versicherten ausgestellt 
wurde, so ist d£r Agent als Bevollmächtigter des Versicherten, 
nicht des Versicherers zu betrachten und die dein Auftrage 
des Versicherten nicht entsprechende Ausfüllung kann dem 
Versicherer gegenüber nicht geltend gemacht werden (C. 
1397/89, 1250/95, 1315/96, 5062/98). Der Agent ist ohne 
besondere Vollmacht zum Erheben der Versicherungsprämie 
nicht ermächtigt (618/85, 437/88, 1333/98, 1788/95). 

Die Versicherung beginnt mit der Annahme des Antrages 
(C. 7964/82), unwirksam ist die Bedingung, dass sie erst nach 
Bezahlung der ersten Prämie beginnen soll (C. 3020/98, 
Abw; C. 250/99. 2198/99). Wird die versicherte Sache wäh- 
rend der 48 Stunden vernichtet, so ist das Versicherungs- 
geschäft auch dann nicht zu Stande gekommen, wenn der 
Antrag nicht zurückgewiesen wird (C. 1128/91). 

§. 469. Der vertragschliessende Theil kann von 
dem Versicherer die Ausstellung einer Polizze ver- 
langen. Die Polizze muss enthalten: 

1. die Nameü der Contrahenten ; 

2. die Bezeichnung des Gegenstandes, bezüglich 
desseti das den Vermögensnachtheil verursa- 
chende Ereigniss eintreten kann; 

3. das Ereigniss, für welches die Versicherung 
gesucht wird; 

4; den Versicherungsbetrag; 

5. die Bestimmung der Zeit, wann die Versi- 
cherung beginnt und endigt ; 

6. die Versicherungsprämie, und 

. 7. die Unterschrift der Aussteller. 

* Undeutliche Bestimmungen des Versicherungsvertrages 
sind zu Gunsten des Versicherten auszulegen (C. 721/84; 
1622/93). 
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§. 470. Die Versicherungssumme darf den vollen 
Werth der versicherten Sache nicht übersteigen. 
Ueber diesen Werth hinaus ist das Versicherungs- 
geschäft ungültig. 

Wenn die Versicherungssumme aus dem an- 
geführten Grunde herabgesetzt wird, so unterliegt 
auch die Prämie einer angemessenen Herab- 
setzung und ist die eventuelle Mehrzahlung dem 
Contrahenten zurückzuerstatten. 

Kann nachgewiesen werden, dass die Ueber- 
versicherung in unredlicher Absicht geschehen ist, 
so ist das ganze Versicherungsgeschäft ungültig 
und der Versicherer ist weder zur Rückzahlung, 
der eingezahlten Prämien, noch zum Ersätze des 
eventuellen Schadens verpflichtet. 

Der Versicherer ist berechtigt, den versicherten 
Gegenstand jeder Zeit zu untersuchen, um den 
Werth desselben festzustellen. 

Dass die höhere Versicherung in unredlicher Absicht 
geschehen ist, hat der Versicherer zu beweisen (C. 423/96). 

§. 471. Wird ein Gegenstand von mehreren Per- 
sonen auf dieselbe Zeit und gegen dasselbe 
Ereigniss versichert, so sind die einzelnen Versi- 
cherungen insgesammt nur bis zur Höhe des 
vollen Werthes des Gegenstandes gültig, und haf- 
ten die einzelnen Versicherer nur in dem Verhält- 
nisse, in welchem der durch sie versicherte Betrag 
zum gesammten Versicherungsbetrage steht. 

Wird eiji Gegenstand auf dieselbe Zeit und 
gegen dasselbe Ereigniss neuerdings versichert, 
so ist die spätere Versicherung nur insoferne* 
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wirksam, als die frühere Versicherung nicht den 
vollen Werth der Sache deckt. 

Entsagt der Versicherte bei mehrfadieii Ver- 
sicherungen seinen Ansprüchen gegenüber einem 
der Versicherter, so bleiben die Rechte und Ver- 
pflichtungen der übrigefi Versicherer hiedurch 
ungeschmälert. 

§. 472. Hinsichtlich der gegenseitigen tlechte 
und Pflichten der Parteieü siiid, insoferne diesel- 
ben in diesem Abschnitte niGht festgesetzt sind, 
die Bedingungen des Versicherungsvertrages 
massgebend. 

Wenn die frühere Versicherung den ToMen Werth der 
Sache deckt, so ist die spätere Versicherang unwirksam, 
es trägt der spätere Versicherer keine Gefahr und kann somit 
äucn keine Prämie fordern (C. 552/99). 

§. 473. Die Bestimmung der Prämie bleibt dem 
freien Ermessen der Parteien überlassen. 

Der Cotrahent ist gehalten, die bestimmte Prä- 
mie rechtzeitig zu bezahlen und kann im Zweifel 
vor Erlag der Prämie die Herausgabe der Polizze 
nicht fordern. 

Wenn die Polizze Vor Entrichtung der Prämie 
ausgefolgt wird, so ist dies als eine Zufristung 
der Einzahlung anzusehen. 

Ist die Prämie in periodisch zurückkehrenden Zeitabschnit- 
ten zu bezahlen, so kann der Versicherte nur auf Bezahlung 
der ersten Rate verklagt werden (C. 7964/82, 3906/83, 316/84, 
87/85, 7871/88, 950/90, 932/94, 3750/95, 734/98, 892/97), die 

späteren Prämien können auch dann nicht gefordert werden, 
wenn der Versicherte über diese Wechsel oder Schuldscheine 
ausgestellt hat (C. 157/82, 133/90, 1518/95, 493/96, 859/96, 
684/98). 



207 



§. 474. Der Versicherte ist verpflichtet, bei 
Schliessung des Vertrages alle ihm bekannten Utti- 
stände, welche wegen ihrer Erheblichkeit auf die 
Uebernahme dör Versicherung Einfluss üben kön- 
nen, dem Versicherer mitzutheilen. 

Wird die Versicherung über Auftrag oder im 
Interesse eines Dritten geschlossen, so sind dem 
Versicherer auch alle jene Umstände mitzutheilen, 
von welchen der betheiligte Dritte Kenntniss hat, 
vorausgesetzt, dass dieser in der Lage war, diese 
Umstände der statt seiner oder in seinem Inte- 
resse Contrahirenden bekannt zu geben. 

Wird der Contrahent bei Abschluss des Ver- 
sicherungsgeschäftes vom Versicherer aufgefor- 
dert, einen ihm vorgelegten Fragebogen auszufül- 
len, so haftet er nur für die Wahrheit der auf die 
Fragepunkte gegebenen Antworten. 

Der Versicherte ist verpflichtet auch jene Umstände mit- 
zutheilen, welche nicht auf die Uebernahme der Versicherung, 
sondern auf die Höhe der Prämie von Einfluss sind (C. 
259/82, 1577/82, 163/90). 

Umstände, die in dem Fragebogen nicht aufgenommen 
sind, hat der Versicherte auch dann nicht mitzutheilen, 
wenn diese auf die Uebernahme der Versicherung von Ein- 
fluss sind (OG. 58/81, C. 163/96). 

§. 475. Hat der Versicherte oder der für ihn 
Gontrahirende bei Schliessung des Vertrages er- 
hebliche (§. 474) und dem Versicherer unbe- 
kannte Umstände verschwiegen oder wissentlich 
unrichtig angegeben, so kann der Versicherer, 
wenn ihm die Unwahrheit oder Unrichtigkeit der 
Angaben nicht bekannt war, selbst nach Eintritt 
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des Ereignisses den Versicherungsvertrag durch 
Klage oder durch Einrede anfechten. 

Das Recht zur Anfechtung hängt nicht davon ab, ob der 
verschwiegene Umstand das Ereigniss beeinflusst hat (OG, 
767/77). 

§. 476. Wenn das Ereigniss eintritt, gegen wel- 
ches die Versicherung geschlossen wurde, so hat 
der Versicherte, sobald er selbst Nachricht erlangt 
hat, hievon den Versicherer unverzüglich in 
Kenntniss zu setzen und alle Sorgfalt zur 
Minderung des Schadens anzuwenden. Versäumt 
der Versicherte nachweisbar diese Pflichten, so 
haftet er dem Versicherer für jeden hieraus er- 
wachsenden Nachtheil. 

Den Kostenaufwand des Versicherten zum 
Zwecke der Minderung des Schadens hat der Ver- 
sicherer auch im Falle der Erfolglosigkeit der 
Bemühungen zu ersetzen. Wenn jedoch der Ge- 
genstand nicht im vollen Werthe versichert war, 
so sind diese Kosten nur nach Verhältniss der 
Versicherungssumme zum Versicherungswerthe 
zu ersetzen. 

Eine Vereinbarung, dass die Versäumung der Benachrich- 
tigung des Versicherers, diesen von der Pflicht des Schaden- 
ersatzes befreit, ist nichtig (C. 181/96). 

§. 477. Der Versicherer ist gehalten, den ein- 
getretenen Schaden im Sinne des Vertrages zu 
ersetzen. 

Er haftet jedoch nicht, für den Schaden, welcher 
durch die Schuld des Versicherten enstanden ist. 

Es kann vereinbart werden, dass der Versicherer nur 
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dann zum Ersatz des Schadens verpflichtet ist, wenn der 
Versicherte ein behördliches Zeugniss seiner Schuldlosigkeit, 
ev. ein freisprechendes Strafurtheil (einen Einstellungs- 
Beschluss) vorweist (OG. 595/79, 732/81, 1042/98, 913/99). 



§. 478. Die Schadenersatzsumme ist nach jenem 
Werthe festzusetzen, welchen die versicher- 
ten Gegenstände zur Zeit ihres Unterganges oder 
ihrer Beschädigung hatten. 

Uebersteigt dieser Werth die Versicherungs- 
summe, so ist bei gänzlichem Untergange der 
Sache blos diese Summe als Schadenersatz zu 
bezahlen; bei theilweisem Untergange hingegen 
ist der Schaden blos nach Verhältniss der Ver- 
sicherungssumme zum Gesammtwerthe der Sa- 
chen zu ersetzen. 

Jene Bestimmung der Versicherungsbedingungen, dass 
der Versicherer die noch nicht fälligen Prämien aus der 
Schadenersatzsumme abziehen kann, ist unwirksam (C~ 
123/88). 

§. 479. Ist der Werth der Sachen im Versiche- 
rungsvertrage nicht bestimmt, so hat der Ver- 
sicherte zu beweisen, welchen Werth dieselben 
zur Zeit ihres Unterganges oder ihrer Beschädi- 
gung hatten.- 

Ist hingegen der Werth der Sachen im Ver- 
sicherungsvertrage bestimmt, so ist dieser Werth 
für die zu leistende Entschädigung massgebend; 
es könnte denn der Versicherer beweisen, dass die 
Sachen zur Zeit ihres Unterganges oder ihrer Be- 
schädigung einen geringeren Werth gehabt haben« 

Dr. T. Low : Das Handelsgesetz. 14 
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§. 480. Sind von mehreren Sachen, deren Ver- 
sicherungs-Werth im Allgemeinen festgesetzt wor- 
den ist, einige vernichtet oder beschädigt worden, 
so ist für die zu leistende Entschädigung jener 
Werth massgebend, welcher nach Abzug des 
Werthes der noch vorhandenen Sachen von dem 
Versicherungswerthe übrig bleibt. Es wäre denn, 
dass der Versicherer beweisen könnte, die Sachen 
haben zur Zeit ihres Unterganges oder ihrer 
Beschädigung einen geringeren Werth gehabt. 

Wenn der Werth der versicherten Sachen die 
Versicherungssumme übersteigt, so ist hinsicht- 
lich des Verhältnisses der Entschädigimg der §. 
478 massgebend. 

§. 481. Der Versicherer ist berechtigt, den ent- 
standenen Schaden in Ermangelung eines sonsti- 
gen Uebereinkommens durch Sachverständige 
festsetzen zu lassen. Macht aber der Versicherer 
von diesem Rechte innerhalb 15 Tagen nach 
Empfangnahme der Schadenanzeige keinen Ge- 
brauch, so ist der Versicherte befugt, den Scha- 
den auf Kosten des Versicherers festsetzen zu 
lassen. 

Bis zur Festsetzung des Schadens darf der Ver- 
sicherte keine Verfügung treffen, welche in dem 
Zustande der versicherten Sache eine Verände- 
rung hervorbringen könnte. 

Im Falle eines theilweisen Hagelschadens ist der 
Versicherer berechtigt, die Festsetzung des Scha- 
dens bis zur Einbringung der Ernte zu verzögern. 
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§. 482. Bei vollem Schaden ist der Versiche- 
rungsbetrag in Ermangelung eines anderweitigen 
Abkommens dem Versicherten oder dessen 
Rechtsnachfolger gegen Einhändigung der Po- 
lizze auszuzahlen. Bei theilweisem Schaden wird 
die Polizze nicht zurückgegeben, und bleibt der 
Vertrag bis zur Höhe des vom Schaden nicht 
getroffenen Werthes in Wirksamkeit. 

Hinsichtlich der Zahlungzeit ist das Ueberein- 
kommen der Parteien massgebend. In Ermange- 
lung eines solchen ist die Versicherungssumme 
binnen 15 Tagen nach Feststellung des Schadens 
auszuzahlen. 

Wenn der Versicherer im Verzuge ist, so hat er von dem 
gesetzlich oder vertragsmässig festgesetzten Zeitpunkte der 
Zahlung Zinsen zu vergüten (C. 622/99). 

§. 483. Hat der Versicherer den Schaden im 
Sinne des Vertrages vergütet, so tritt er gesetzlich 
für den Betrag dieser Schadenvergütung und im 
Verhältnisse der übernommenen Gefahr in alle 
Rechte ein, welche dem Versicherten gegen Dritte 
rücksichtlich des Schadens zustehen. 

Der Versicherte ist für jede Handlung verant- 
wortlich, durch welche er diese Rechte des Ver- 
sicherers beeinträchtigt. 

§. 484. Wenn während der Dauer des Vertrages 
das Eigenthum der versicherten Sache, bezie- 
hungsweise das Interesse an derselben durch 
Kauf oder in anderer Weise auf einen Anderen 
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übergeht, so geht auch der Versicherungsvertrag 
— auch ohne Einwilligung des Versicherers — 
mit allen Rechten und Pflichten auf den neuen 
Besitzer der Sache über, vorausgesetzt, dass im 
Versicherungsvertrage nicht das Gegentheil be- 
dungen, und durch die Eigenthumsübertragung 
die Bestimmungen des Versicherungsvertrages 
nicht geändert werden. 

§. 485. Der Versicherungsvertrag erlischt: 

1. wenn die versicherte Sache nach Schliessung 
des Vertrages, jedoch noch vor der Zeit, von wel- 
cher an der Versicherer die Gefahr zu tragen hat, 
untergeht oder in Verlust geräth; 

2. wenn die versicherte Sache nach dem Zeit- 
punkte von welchem an der Versicherer die Ge- 
fahr zu tragen hat, in Folge eines anderen, als des 
im Vertrag bezeichneten Ereignisses untergeht 
oder in Verlust geräth; 

3. wenn das versicherte Unternehmen nicht zu 
Stande kommt, oder bis zu einer Zeit verschoben 
wird, wo die Gefahr, gegen welche die Versiche- 
rung genommen wurde, bereits vorüber war; 

4. wenn die in wiederkehrenden Fristen zu 
entrichtende Prämie zur Verfallszeit, oder vor 
Ablauf der diesfalls zugestandenen Frist nicht be- 
zahlt wird ; eine Ausnahme hievon findet in dem 
Falle statt, wenn der Versicherte in der Bezah- 
lung der Prämie durch einen unverschuldeten 
Unfall oder durch höhere Gewalt gehindert war; 

5. wenn das Interesse, für welches die Versi- 
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cherung im Sinne des Vertrages genommen wurde, 
wegfällt. 

Die Bestimmungen dieses §. sind zwingender Natur und 
schliessen eine abweichende Vereinbarung der Contrahenten 
aus (C. 341/88), es können vertragsmässig auch andere Er- 
löschungsgründe nicht festgestellt werden (C. 214/87) 
und insbesondere der Erlöschungsgrund des P. 4 nicht aus- 
geschlossen werden (C. 1518/94). 

Punkt 4 rindet auf die Prämie der ersten Versicherungs- 
periode keine Anwendung (C. 943/95). 

§. 486. War der Versicherungvertrag ursprüng- 
lich nichtig (§. 465), oder wurde derselbe nach- 
träglich für unwirksam erklärt (§. 475), oder ist 
die Unwirksamkeit derselben nachträglich einge- 
treten (§. 485), so ist die bezahlte Prämie dem 
Versicherten zurückzuerstatten. Ist jedoch die 
Zeit, für welche der Vertrag geschlossen wurde, 
ganz oder theilweise verflossen, so hat der Ver- 
sicherer in Ermangelung eines anderweitigen 
Abkommens, das Recht zwei Drittheile des ein- 
gezahlten Prämienbetrags zurückzuhalten. 

Hat der Versicherte die Nichtigkeit oder Un- 
wirksamkeit des Vertrages verschuldet, so kann 
er die eingezahlten Prämienbeträge nicht zurück- 
verlangen und ist eventuell zur Zahlung der fälli- 
gen Prämien und überdies zur Schadloshältung 
des Versicherers verpflichtet; fällt jedoch dies- 
bezüglich dem Versicherer ein Verschulden zur 
Last, so kann er die erhobenen Prämienbeträge 
nicht zurückbehalten, beziehungsweise die fällige 
Prämie nicht einfordern, und ist dem Versichere 
ten zur Schadloshaltung verpflichtet. 
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Wenn der Versicherer dem Versicherten in Anbetracht 
dessen, dass der Vertrag auf mehrere Jahre geschlossen wird, 
Begünstigungen gewährt und der Vertrag durch Rücktritt 
des Versicherten erlischt, kommt die Begünstigung dem 
Versicherten auch für die verflossenen Jahre nicht zu und 
hat er die ihm nachgelassenen Summen zu bezahlen (C. 
660/88, 311/93, 1812/92, 1053/92, 4620/94, 1169/94, 
790/97, 5216/98). 



§. 487. Die Forderungen aus dem Versiehe» 
rungsvertrage verjähren binnen einem Jahr von 
dem Zeitpunkte an, in dem sie rechtlich geltend 
gemacht werden konnten. 

Die einjährige Verjährung bezieht sich nicht nur auf 
die Klagen des Versicherten, sondern auch auf jene des Ver- 
sicherers (BT. 5861/82, 5838/91). 

Die Versicherungsbedingungen können eine kürzere 
Verjährungsfrist nicht bestimmen (C. 1675/93, 866/98). 

§. 488. Gegen Feuersgefahr können bewegliche 
und unbewegliche Sachen sowohl im Ganzen, als 
nach einzelnen Theilen versichert werden. 

Eine Feuerversicherung, welche auf den ganzen 
Werth eines Gebäudes lautet, erstreckt sich in 
Ermangelung einer diesbezüglichen ausdrückli- 
chen Bestimmung nicht auf die Unterbauten (Kel- 
ler, Brunnen und andere unterirdische Bestand- 
teile.) 

Bei beweglichen Sachen ist der Ort und die 
Räumlichkeit, wo sich dieselben befinden, be- 
stimmt zu bezeichnen. Die Versicherung gilt auch 
nur für den bezeichneten Ort oder die bezeichnete 
Räumlichkeit. 
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§. 489. Gegen Feuerschaden können auch solche 
Waarenvorräthe versichert werden, deren Bestand 
zeitweilig wechselt. In diesem Falle ist aber der 
zeitweilig wechselnde Bestand auszuweisen. 

Bei solchen Wäarenvorräthen ist eine Ueberversicherung 
der Natur der Sache gemäss ausgeschlossen (BT. 3934/87). 
Vergl. §. 470 d. Ges. 

§. 490. Tritt an einem versicherten Gebäude 
oder in dessen Bestimmung eine solche Verände- 
rung ein, durch welche sich die Feuersgefahr 
derart vermehrt, dass der Versicherer, wenn er 
von diesem Umstände Kenntniss gehabt hätte, 
das Versicherungsgeschäft überhaupt nicht, oder 
nicht unter denselben Bedingungen geschlossen 
hätte, so erlischt der Vertrag, es müsste denn der 
Versicherer, nachdem er von der Veränderung 
Kenntniss erlangt hat, erklären, dass er den Ver- 
trag aufrecht erhält. 

Wenn der Versicherer den Vertrag nicht auf- 
recht erhält, so hat er den auf die noch nicht 
abgelaufene Zeit entfallenden Theil der einge- 
zahlten Versicherungsprämie dem Versicherten 
zurückzuerstatten. 

§. 491. Die Versicherung gegen Feuersgefahr 
umfasst allen durch Feuersgefahr verursachten 
Schaden, ohne Rücksicht auf die Entstehungsart 
des Brandes. Die von den Contrahenten etwa aus- 
genommenen Entstehungsarten ples Brandes müs- 
sen in dem Vertrage ausdrücklich angeführt sein. 

Dem durch den Brand unmittelbar verursachten 
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Schaden wird jener gleichgeachtet, welcher in 
Folge eines in den benachbarten Gebäuden aus- 
gebrochenen Brandes an den Versicherungsgegen- 
ständen durch das Löschen oder Retten entsteht. 
Dies gilt insbesondere, wenn Versicherungsgegen- 
stände beim Löschen oder Retten untergehen oder 
beschädigt werden. 

§. 492. Bei der Versicherung gegen Hagelscha- 
den, welche sich einzig und allein auf den durch 
Hagelschlag verursachten Schaden beschränkt, 
muss die Polizze ausser den im §. 469 angeführten 
Daten, auch die genaue Beschreibung der ver- 
sicherten Grundstücke nach Gemarkungen ent- 
halten. 

§, 493. Waaren, welche zu Lande oder auf 
Flüssen und Binnengewässern versendet werden, 
können für den vollen Werth den sie am Orte 
und zur Zeit der Aufgabe haben versichert wer- 
den. In diesen Werth können ausser der Versiche- 
rungsprämie, die Lade- und Transportkosten, die 
Zollauslagen, sowie alle bis zum Einlangen an 
den Ablieferungsort erwachsenen Kosten einge- 
rechnet werden. 

Ueberdies kann auch noch die Preiserhöhung 
versichert werden, welche sich bei Eintritt des 
Ereignisses am Orte der Ablieferung ergeben 
wird. Diese angehoffte Preiserhöhung muss in 
der Versicherungspolizze besonders und ziffer- 
mässig angegeben werden, widrigenfalls die Be- 
stimmungen des §. 470 Platz greifen. 
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Eine Versicherung dieser Art erstreckt sich auf 
alle Schäden, welche die verfrachteten Sachen 
durch Feuer, Blitz, Schiffbruch, Eisgang, Unter- 
gang, Kesselexplosion oder höhere Gewalt erlei- 
den. Ausgenommen sind nur jene Ereignisse, 
welche im Versicherungsvertrag als solche aus- 
drücklich bezeichnet erscheinen. 

§. 494. Die Versicherung gegen Transportschä^ 
den beginnt in Ermangelung eines anderweitigen 
Abkommens mit dem Zeitpunkte der Aufgabe der 
Waaren, und endigt sobald dieselben am Bestim- 
mungsorte dem Empfänger oder dessen Bevoll- 
mächtigten abgeliefert sind. 

§. 495. Die Versicherung währt auch dann un- 
unterbrochen fort: 

1. wenn die theils zu Lande, theils zu Wasser 
zu verfrachtenden Waaren imterwegs auf andere 
Fuhrwerke überladen werden; 

2. wenn die zu Wasser zu verfrachtenden 
Waaren unterwegs auf ein anderes Schiff überla- 
den werden. Es wäre denn, dass die Versicherung 
ausdrücklich nur hinsichtlich der Verfrachtung 
auf einem bestimmten Schiffe geschlossen wurdö ; 
selbst in diesem Falle trifft jedoch die Gefahr 
den Versicherer, wenn die Umladung in Folge 
eines besonderen Ereignisses nothwendig wurde, 
und das Schiff, auf welchem die Verfrachtung 
fortgesetzt wird, den Vertragsbedingnissen ent- 
spricht; 
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3. wenn die Waaren in Folge eines Ereignisses, 
bis zur Fortsetzung der Reise zeitweilig deponirt 
werden müssen. 

In den Fällen der Punkte 2 und 3 muss der 
Versicherer sobald als möglich verständigt 
werden. 

§. 496. Der Versicherer haftet nicht für den 
Schaden, wenn der Transport ohne Noth auf an- 
dere als die gewöhnliche Weise erfolgt. 

Wenn die Versendung oder Weiterbeförderung 
der Waaren von dem Versicherten ohne Noth auf- 
gehalten wird, so haftet der Versicherer nicht für 
den während der Zeit dös Aufenthaltes eingetre^ 
tenen Schaden. 

Beträgt der Aufenthalt mehr als einen Monat, 
oder verzögert der bezeichnete Empfänger die 
Uebernahme des Gutes am Orte der Ablieferung, 
so ist der Versicherer jeder weiteren Haftung 
entbunden. 

§. 497. Hat der bezeichnete Empfänger die 
Waaren angenommen, ohne den Schaden vorher 
feststellen zu lassen, so wird der Versicherer aller 
Haftung ledig. 

Aeusserlich nicht erkennbare Beschädigungen 
muss der Empfänger mindestens innerhalb acht 
Tagen nach dem Empfange dem Versicherer an- 
zeigen, widrigenfalls derselbe auch seiner dies- 
bezüglichen Ersatzansprüche verlustig wird. 
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DRITTER ABSCHNITT. 

Von der Lebensversicherung. 

§. 498. Als Lebensversicherung wird jenes Ge- 
schäft angesehen, bei welchem sich Jemand gegen 
Festsetzung eines Gegenwerthes (Prämie) zur Zah~ 
lung einer bestimmten Summe derart verpflichtet, 
dass die Zahlungspflicht von der Lebensdauer,, 
der Gesundheit oder der körperlichen Unversehrt- 
heit irgend einer Person abhängig gemacht wird. 

Wer sich zur Zahlung verpflichtet, ist der Ver- 
sicherer; derjenige von dessen Lebensdauer, Ge- 
sundheit oder körperlicher Unversehrtheit die Zah- 
lung abhängig gemacht wird, ist der Versicherte, 
und derjenige zu dessen Gunsten der zu zahlende 
Betrag bedungen wurde, ist der Bezugsberechtigte,. 

Bei einer Lebensversicherung zu Gunsten eines Bezugs- 
berechtigten hat der Versicherte lebenslang die Verfügung 
über die Polizze (C. 2572/95, 8743/87, 828/90). 

§. 499. Eine Lebensversicherung auf den To- 
desfall eines Dritten ist nur dann gültig, wenn die- 
selbe mit Einwilligung desselben oder seines ge- 
setzlichen Vertreters eingegangen wird, oder wenn 
der Contrahent nachweist, dass es in seinem 
Interesse liegt, wenn der Versicherte am Leben 
bleibt. 

Eine Ausnahme hievon findet hinsichtlich der 
Ehegatten, der Verwandten auf- und absteigender 
Linie und der Verlobten statt, welche ihr Leben 
gegenseitig unbedingt versichern können. 
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§. 500. Die Lebensversicherungs-Polizze muss 
ausser den im §. 469, Punkt 1, 4, 5, 6 und 7 
bestimmten Erfordernissen enthalten: 

1. den Namen des Versicherten; 

2. den Namen des Bezugsberechtigten ; als sol- 
cher kann auch der Ueberbringer bezeichnet wer- 
den; 

3. das Ereigniss oder die Zeit, von dessen oder 
von deren Eintritt die Zahlung abhängig gemacht 
wird. 

§. 501. Bei Lebensversicherungen können' die 
Contrahenten die Höhe der Versicherungssumme 
ohne jede Beschränkung nach freiem Ermessen 
bestimmen: Bei dieser Art von Geschäften ist 
die mehrfache Versicherung nicht ausgeschlossen. 

§. 502. Tritt in der Beschäftigung der versi- 
cherten Person eine Veränderung ein, durch 
welche die Gefahr derart erhöht wird, dass der 
Versicherer, wenn er von diesem Umstände in 
vorhinein Kenntniss gehabt hätte, das VersiGhe- 
rungsgeschäft überhaupt nicht, oder nicht unter 
denselben Bedingungen geschlossen haben würde, 
so erlischt der Vertrag in Ermangelung eines 
anderweitigen Abkommens, es müsste denn der 
Versicherer, nachdem er von der Veränderung 
Kenntniss erlangt hat, erklären, dass er den Ver- 
trag aufrecht erhält. 

Wenn der Versicherer den Vertrag nicht auf- 
recht erhält, so hat er den dritten Theil der ein- 
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gezahlten Versicherungsprämie dem Contrahen- 
ten (beziehungsweise dem Bezugsberechtigten) 
zurückzuerstatten. 

§. 503. Tritt der Zeitpunkt oder das Ereigniss 
ein, wofür die Versicherung eingegangen wurde,, 
so hat der Bezugsberechtigte, sobald er selbst 
Nachricht erlangt hat, hievon dem Versicherer 
unverzüglich die Anzeige zu machen, widrigen- 
falls er dem Versicherer für jeden hieraus erwach- 
senden Nachtheil haftet. 

Hinsichtlich der Zahlungszeit ist das Ueberein- 
kommen der Parteien massgebend. In Ermange- 
lung eines solchen ist die Versicherungssumme 
binnen acht Tagen nach geschehenem Nachweis, 
dass die Zahlungsbedingung eingetreten ist, aus- 
zuzahlen. 

Die Summe der rückständigen Prämien kann der Versiche- 
rer aus der Versicherungssumme auch dem Bezugsberech- 
tigten gegenüber abziehen (C. 517/94). 

Vergl. §. 66 des GA. LX. v. J. 1881 (Ges. betr. die 
Zwangsvollstreckung). 

§. 504. Der Versicherer ist, wenn im Vertrage 
das Gegentheil nicht ausdrücklich bedungen 
wurde, zur Bezahlung der versicherten Summen 
nicht verpflichtet: 

1. wenn der Versicherte die Todesstrafe erlitten, 
oder sein Leben durch Zweikampf, oder Selbst- 
mord verloren hat; 

2. wenn der Versicherte im Kriege fällt oder 
an den dort erhaltenen Wunden stirbt; 
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3. wenn die Gesundheit oder körperliche Un- 
rerletztheit den Gegenstand der Versicherung bil- 
det, und das Ereigniss, von dessen Eintritt die 
Zahlung abhängig gemacht wurde, durch Ver- 
schulden des Versicherten oder des Bezugsberech- 
tigten eingetroffen ist. 

In den Fällen der Punkte 1 und 2 kann der 
Bezugsberechtigte den dritten Theil der eingezahl- 
ten Versicherungsprämien zurückfordern, 

Vereinbarungen, dass der Versicherer auch in anderen 
Fällen nicht zur Zahlung verpflichtet sein soll, sind ungültig 
(C. 620/97), so auch dio Vereinbarung dass der Versicherer 
•den dritten Theil der eingezahlten Versicherungsprämien 
nicht zurückzuzahlen hat (C. 967/82). 

§. 505. Der Lebensversicherungsvertrag er- 
lischt : 

1. wenn das Ereigniss, von dessen Eintritt die 
Zahlung abhängig gemacht wurde, nach Schlies- 
sung des Vertrages, jedoch noch vor der Zeit, 
von welcher an der Versicherer die Gefahr zu 
tragen hat, eingetroffen ist; 

2. wenn der Bezugsberechtigte stirbt oder wenn 
•das Ereigniss, von dessen Eintritt die Zahlung 
abhängig gemacht wurde, nicht mehr eintreffen 
kann; 

3. wenn die Prämie, welche in wiederkehren- 
den Fristen zu bezahlen ist, binnen 30 Tagen 
nach der Verfallszeit, oder vor Ablauf der diesfalls 
zugestandenen Frist nicht bezahlt wird ; eine Aus- 
nahme hievon findet in dem Falle statt, wenn die 
Verzögerung durch höhere Gewalt oder durch 
^inen unverschuldeten Unfall verursacht wurde; 
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4. wenn der Bezugsberechtigte eine das Leben 
oder die Gesundheit des Versicherten gefährdende 
Handlung absichtlich begeht. Hat aber der Be- 
zugsberechtigte nur auf einen Theil des versi- 
cherten Betrages einen Anspruch, so wird der 
Versicherer nur von der Zahlung dieses Theil- 
betrages befreit. 

In den Fällen der Punkte 1 und 2 ist der 
dritte Theil der eingezahlten Versicherungsprä- 
mien zurückzuerstatten. 

Andere Erlöschungsgründe können auch vertragsmässig 
nicht festgestellt werden (C. 806/86). 

Punkt 3 findet auf die Prämie der ersten Versicherungs- 
periode keine Anwendung (C. 5062/98), der Versicherte ist 
aber nicht zur Bezahlung der Prämie für ein ganzes Jahr 
verpflichtet, wenn diese vertragsmässig in kürzeren wieder- 
kehrenden Fristen zu bezahlen ist (Plenarentscheidung 
der kön. Curie Nr. 26 in Civilsachen). 

§. 506. Die Anordnungen der §§. 465, 467, 468, 
473, 474, 475, 483, 486 und 487 finden der Natur 
der Sache entsprechend auch auf Lebensversi- 
cherungen Anwendung, insoferne in diesem Ab- 
schnitt keine abweichenden Bestimmungen fest- 
gesetzt sind. 

§. 507. Hinsichtlich der gegenseitigen Rechte 
und Pflichten der Parteien sind, insoferne die- 
selben in diesem Abschnitte nicht festgestellt 
sind, die Bestimmungen des Versicherungsver- 
trages massgebend. 

Die Versicherungsbedingungen sind für die Contrahenten 
nur dann bindend, wenn sie zwingenden Bestimmungen 
dieses Gesetzes nicht widersprechen (C. 866/98). 
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VIERTER ABSCHNITT. 
Von der Rückversicherung. 

§. 508. Durch das Rückversicherungsgeschäft 
verpflichtet sich der Rückversicherer, gegen Fest- 
setzung eines Gegenwerthes (Prämie), dem Rück- 
versicherten einen festgesetzten Betrag für die 
Leistung zu zahlen, zu welcher der Letztere auf 
Grund des Versicherungsvertrages verpflichtet 
wird. 

§. 509. Im Rückversicherungsvertrage ist 
ausser den im §. 469 aufgezählten Erfordernissen 
auch der Umstand anzugeben, ob das Geschäft 
als mittelbare oder unmittelbare Rückversiche- 
rung zum Abschlüsse kommen wird. 

§. 510. Der Rückversicherungsvertrag erlischt, 
wenn die Versicherung, bezüglich welcher das 
Rückversicherungsgeschäft gemacht wurde, ihre 
Wirksamkeit verliert. 

In diesem Falle kann der Rückversicherer in 
Ermangelung eines anderweitigen Abkommens 
nur im Verhältnisse der übernommenen Rück- 
versicherungs-Gefahr Anspruch auf die dem Ver- 
sicherer etwa zukommende Prämie erheben. 

§. 511. Tritt das Ereigniss ein, auf Grund des- 
sen der Rückversicherte seine Versicherungsver- 
bindlichkeit erfüllen muss, so hat er hievon dem 
Rückversicherer in Ermangelung eines anderwei- 
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tigen Abkommens längstens binnen 3 Tagen nach 
der Kenntnissnahme Anzeige zu machen, widri- 
genfalls dessen Verpflichtung erlischt. 

§. 512. Die Zahlungspflicht des Rückversiche- 
rers beginnt in Ermangelung eines anderweitigen 
Abkommens mit dem Zeitpunkte, in welchem die 
Zahlungspflicht für den Rückversicherten eintritt. 

§. 513. Hat der Rückversicherte im Sinne des 
§. 483 den Schadenersatz von dritten Personen 
ganz oder theilweise zurückerhalten, so ist er 
verpflichtet hievon einen der Rückversicherung 
entsprechenden verhältnissmässigen Theil dem 
Rückversicheret* herauszugeben. 

§. 514. Die Bestimmungen der §§. 472, 473, 
474, 475, 486 und 487 finden auch auf die Rück- 
versicherung Anwendung. 

ACHTER TITEL. 

Von dem Verlagsgeschäft. 

§. 515. Ein Geschäft, durch welches Jemand 
(der Verleger) von dem Autor oder dessen Rechts- 
nachfolgern das ausschliessliche Recht zur Ver- 
vielfältigung, Veröffentlichung und Verbreitung 
eines bereits fertigen oder erst anzufertigenden 
literarischen, technischen oder artistischen Wer- 
kes erwirbt, wird als Verlagsgeschäft angesehen. 

Dem Autor steht der Uebersetzer eines Werkes gleich 
(BT. 3406/86). 

Vergl. GA. XVI. v. J. 1884 (betr. das Urheberrecht). 

Dr. T. Low : Das Handelsgesetz. 15 
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§. 516. Der Autor ist verpflichtet, dem Ver- 
leger das zugesagte Werk in der vertragsmässigen 
Beschaffenheit rechtzeitig zu liefern. 

Wenn der Autor aus eigenem Verschulden sei- 
ner Verbindlichkeit nicht entspricht, so kann der 
Verleger nach seiner Wahl Erfüllung des Ver- 
trages und Schadenersatz wegen verspäteter Er- 
füllung, oder Schadenersatz wegen Nichterfüllung 
verlangen, oder von dem Vertrage abstehen, gleich 
ob derselbe nicht geschlossen wäre. 

§. 517. Der Autor darf, so lange jene Exemplare 
des zur Vervielfältigung überlassenen Werkes, zu 
deren Verbreitung, der Verleger vertragsmässig 
berechtigt ist, nicht vergriffen sind, zum Nach- 
theile des Verlegers über das Werk nicht ander- 
weit verfügen; insbesondere darf er eine ander- 
weite Auflage des nämlichen Werkes oder ein- 
zelner Theile desselben, oder dessen Aufnahme 
in eine Gesammtausgabe seiner Werke, oder in 
ein Sammelwerk weder selbst, noch durch Ueber- 
lassung des Verlages an einen Anderen veran- 
stalten. 

» 

Dem Autor, welcher einzelne Beiträge zu einem 
Sammelwerke geliefert hat, ist es unbenommen, 
diese Beiträge auch selbstständig oder in einer 
Gesammtausgabe seiner Werke zu veröffentlichen, 
sofern nicht die von ihm gelieferten Beiträge in 
derselben Form, in welcher sie einen Bestand- 
theil des Sammelwerkes bilden, zugleich selbst- 
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ständige Gegenstände des Buch- öder Kunsthan- 
dels sind. 

Ueber einzelne kleinere Aufsätze in Zeitungen 
oder Zeitschriften bleibt dem Verfasser nach deren 
Erscheinen das freie Verfügungsrecht unbenom-^ 
men. 

§. 518. Das Verlagsrecht berechtigt nicht auch 
zur Uebersetzung und zum Verlage des Werkes. 

§. 519. Der Verleger ist verpflichtet, das Werk, 
sobald es ihm im Manuskript oder Original gelie- 
fert worden ist, unverändert auf seine Kosten zu 
vervielfältigen, und für den gehörigen Vertrieb 
des Werkes Sorge zu tragen. 

§. 520. Die Ausstattung ist in Ermangelung 
eines besonderen Abkommens, dem Zwecke und 
der Bedeutung des Werkes entsprechend zu be- 
werkstelligen. 

Die Bestimmung des Preises der einzelnen 
Exemplare und deren Anzahl hängt in Ermange- 
lung eines besonderen Abkommens, von dem Er- 
messen des Verlegers ab; dieser darf jedoch 
durch übermässige Preisforderung den Absatz 
nicht hindern. 

Wenn der Verleger mehr Exemplare drucken lässt, als 
festgestellt, wurde, hat der Autor das Recht den Verkauf der 
überzähligen Exemplare zu verbieten, oder wenn sie ver- 
kauft worden sind, ein Honorar dafür zu fordern (C. 600/84). 

§. 521. Wenn die Parteien bezüglich einer 
neuen Auflage einen Vertrag schliessen, so dient 

15* 
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hinsichtlich derjenigen Bestimmungen, über 
welche im neuen Vertrage nicht verfügt wird, der 
erste Vertrag als Richtschnur. 

§. 522. Ueber den Umfang des Verlagsrechtes 
entscheidet das Uebereinkommen der Parteien. 
Im Zweifel erstreckt sich das Verlagsrecht nur 
auf die erste Auflage des Werkes. 

Wenn auch die weiteren Auflagen des Werkes 
abgetreten wurden, so ist der Verleger verpflich- 
tet, unverzüglich nach Absatz der ersten Auf- 
lage, eine neue Auflage zu veranstalten. 

§. 523. Verabsäumt der Verleger die Vervielfäl- 
tigung und den Vertrieb des übernommenen Wer- 
kes, oder veranstaltet derselbe nach Absatz der 
ersten Auflage die neuere Auflage nicht, so hat 
der Autor die Wahl, die Erfüllung des Vertrages 
und Schadenersatz wegen verspäteter Erfüllung, 
oder Schadenersatz wegen Nichterfüllung zu ver- 
langen, oder von dem Vertrag abzugehen, gleich 
ob derselbe nicht geschlossen wäre. 

§. 524. Wenn der Verleger das Recht erworben 
hat, einzelne Werke eines Autors zu verlegen, so 
gibt ihm dies nicht auch das Recht, eine Ge- 
sammtausgabe dieser Werke zu veranstalten. 

Ist die Gesammtausgabe der Werke eines Autors 
zum Verlage überlassen worden, so gibt dies dem 
Verleger nicht das Recht, von den einzelnen Wer- 
ken oder von einzelnen Theilen derselben eine 
besondere Ausgabe zu veranstalten. 
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§. 525. Der Verleger ist zur Zahlung eines Ho- 
norars nur dann verpflichtet, wenn ein solches 
ausdrücklich oder stillschweigend vereinbart 
wurde. Als stillschweigend vereinbart gilt ein 
Honorar, wenn den Umständen gemäss die Ueber- 
lassung des Werkes nur gegen Honorar vorauszu- 
setzen war. In diesem Falle ist das Honorar den 
Umständen gemäss von dem Gerichte unter Bei- 
ziehung von Sachverständigen zu bestimmen. Dies 
Verfahren hat auch dann Platz zu greifen, wenn 
das Honorar ohne nähere Bestimmung im Allge- 
meinen bedungen wurde. 

§. 526. Wenn bei der Berechnung des Honorars 
eine bestimmte Bogenzahl zu Grunde gelegt 
wurde, so ist der Verleger nicht verpflichtet, für 
den jene Bogenzahl überschreitenden Theil des 
Werkes ein Honorar zu bezahlen; er kann aber 
von dem Autor verlangen, dass das abzuliefernde 
Werk vollständig sei. 

• §. 527. Der Verleger ist in Ermangelung eines 
anderen Abkommens gehalten, das Honorar, wenn 
dasselbe für das Werk im Allgemeinen bedungen 
wurde, nach Uebernahme des vollständigen Ma- 
nuscriptes oder des Originals unverzüglich zu 
bezahlen; wenn hingegen das Honorar nach der 
Bogenzahl bestimmt wurde, so ist dasselbe nach 
Vollendung der Vervielfältigung, und wenn das 
Werk in Abtheilungen erscheint, nach vollendeter 
Herstellung der einzelnen Theile zu bezahlen. 
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§. 628. Wird die Erfüllung des Verlagsvertrages 
durch einen in der Person des Verlegers eingetre- 
tenen Zufall unmöglich, so wird dieser von seiner 
Verbindlichkeit zur Zahlung des Honorars nur 
dann befreit, wenn der Autor einen andern Ver- 
leger für das Werk unter denselben Bedingungen 
gefunden hat. 

§. 529. Wenn das Werk nach seiner Ablieferung 
bei dem Verleger durch Zufall in Verlust geräth, 
so heschränkt sich die Verbindlichkeit des Ver- 
legers auf die Zahlung des Honorars. 

Der Autor ist jedoch in diesem Falle gehalten, 
wenn er ein zweites Exemplar besitzt, dasselbe 
gegen Erstattung seiner allfälligen Kosten dem 
Verleger zu überlassen. 

■ * 

§. 530. Geht eine von dem Verleger bereits 
hergestellte Auflage durch Zufall gänzlich oder 
theilweise unter, so ist der Verleger berechtigt, 
die abgängigen Exemplare auf seine Kosten neu 
herzustellen, ohne d&ss er verpüichtet wäre, dem 
Autor für dieselben ein neues Honorar zu be- 
zahlen. 

§.531. Der Verlagsvertrag erlischt: 

1. wenn derselbe hinsichtlich eines fertigen 
Werkes geschlossen wurde, und dieses Werk vor 
der Ablieferung bei dem Autor durch Zufall unter- 
geht; 

2. wenn der Autor vor Vollendung des Werkes 
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stirbt, oder sonst durch Zufall verhindert oder 
unfähig wird, das Werk vertragsmässig zu lie- 
fern; 

3. wenn die Erreichung des Zweckes, zu wel- 
chem nach der Absicht der Contrahenten die Ver- 
öffentlichung des Werkes dienen sollte, vor der 
Ablieferung des Manuscriptes oder Originals an 
den Verleger zufällig unmöglich wird. 

Der Autor, beziehungsweise dessen Rechtsnach- 
folger, werden zwar in obigen Fällen von ihrer 
Verbindlichkeit aus dem Vertrage befreit, verlie- 
ren aiber auch ihren Anspruch auf das Honorar, 
und müssen dasselbe, wenn sie es schon empfan- 
gen haben, zurückerstatten. 

§. 532. Der Autor kann den Vertrag einseitig 
auflösen, wenn der Verleger in Concurs verfällt. 

Wenn jedoch die Vervielfältigung bereits be- 
gonnen hat und die Concursmasse des Verlegers 
dem Autor wegen Erfüllung des Vertrages Sicher- 
heit leistet, so kann dieselbe den Vertrag aufrecht 
erhalten. 

Dieser §. ist durch den GA. XVII. v. J. 1881 ausser Kraft 
gesetzt. Vergl. §§. 18, 20, 48, 160 des GA. XVII. v. 1881. 

§. 533. Die Bestimmungen dieses Titels sind 
mit den der Natur der Sache entsprechenden Ab- 
weichungen auch dann massgebend, wenn das Ge- 
schäft mit dem Eigenthümer eines literarischen, 
technischen oder artistischen Werkes, welcher 
nicht Rechtsnachfolger des Autors ist, abgeschlos- 
sen wird. 



NEUSTER TITEL. 
Von dem Mäcklergcschäfte. 

§. 534. Die Vermittlung des Abschlusses von 
Handelsgeschäften wird als Maklergeschäft, und 
derjenige welcher gewerbsmässig solche Ge- 
schäfte betreiht, als Handelsmäckler angesehen. 

Durch die übertragene Geschäftsvermittlung ist 
ein Handelsmäckler noch nicht als bevollmächtigt 
anzusehen, eine Zahlung oder eine andere im 
Vertrag bedungene Leistung in Empfang zu neh- 
men. 

Ueber die Börsenmakler vergl. die Börsenordnung v. 1. 
August 1897. 

Vergl. auch über Eintragung in das Handelsregister und 
Führung des Tagebuches die Verordnung des Ministers für 
Handel. ZI. 30,629/92. 

§. 535. Der Handelsmäckler ist gegenüber Drit- 
ten zur Verschwiegenheit über die Auf träge, Ver- 
handlungen und Abschlüsse verpflichtet, soweit 
nicht das Gegentheil durch die Parteien bewilligt, 
oder durch die Natur des Geschäftes geboten ist. 

§. 536. Der Handelsmäckler muss ein Tagebuch 
rühren, in welches alle abgeschlossenen Geschäfte 
täglich einzutragen sind und hat das Eingetra- 
gene täglich zu unterzeichnen. 

Das Tagebuch muss gebunden, Blatt für Blatt 
mit fortlaufenden Zahlen bezeichnet und parafirt 
sein, und bevor es benützt wird, von jenem Ge- 
richtshofe beglaubigt werden, in dessen Sprengel 
der Handelsmäckler sein Geschäft ausüben will. 
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Wenn der Handelsmäckler ausschliesslich die 
Vermittlung von Handelsgeschäften betreibt, so 
braucht er ausser dem Tagebuche keine anderen 
Bücher zu führen. 

Die Beglaubigung kann nur nach Eintragung des Han- 
oi elsmäcklers in das Handelsregister erfolgen (BT. 4231/77). 

§. 537. Die Eintragungen in das Tagebuch, 
welche iü jeder lebenden Sprache geschehen kön- 
nen, müssen die Namen der Contrahenten, die 
Zeit des Abschlusses, die Bezeichnung des Ge- 
genstandes und die Bedingungen des Geschäftes, 
insbesondere bei Verkäufen von Waaren die Gat- 
tung und Menge derselben, sowie den Preis und 
die Zeit der Lieferung enthalten. 

Die Eintragungen müssen in chronologischer 
Ordnung und ohne leere Zwischenräume erfolgen. 

§. 538. Der Handelsmäckler hat bei Vermitt- 
lung des Geschäftes mit der Sorgfalt eines ordent- 
lichen Kaufmannes dem erhaltenen Auftrage ge- 
mäss und den Interessen der Parteien entspre- 
chend vorzugehen. Er muss nach Abschluss des 
Geschäftes jeder Partei ohne Verzug einen von 
ihm unterzeichneten Schlusszettel, welcher die als 
Gegenstand der Eintragung bezeichneten That- 
sachen enthält (§. 537), sofort zustellen. 

Bei Geschäften, welche nicht sofort erfüllt wer- 
den sollen, ist der Schlusszettel den Parteien zur 
Unterschrift zuzustellen und jeder Partei das von 
der anderen Partei unterschriebene Exemplar zu 
übersenden. 



234 



Verweigert eine Partei die Annahme oder Un- 
terschrift des Schlusszettels, so muss der Han- 
delsmäckler davon der anderen Partei ohne Ver- 
zug die Anzeige machen. 

Der Schlusszettel kann auch dann übertragen werden, 
wenn er nicht auf Ordre ausgestellt ist (C. 449/83). 

§. 539. Der Handelsmäckler ist verpflichtet, den 
Parteien auf Verlangen beglaubigte Auszüge aus 
dem Tagebuche auszufolgen, die Alles enthalten 
müssen, was von dem Mäckler bezüglich des die 
Parteien angehenden Geschäftes eingetragen 
wurde. 

Dritten Personen können derlei Auszüge blos 
mit Einwilligung der interessirten Parteien ausge- 
folgt werden. 

§. 540. Der Abschluss eines durch den Han- 
delsmäckler vermittelten Vertrages ist von der in 
den §§. 537 und 538 bestimmten Eintragung, be- 
ziehungsweise von der Ausfolgung des Schluss- 
zettels unabhängig. 

Diese Thatsachen dienen nur zum Beweise des 
abgeschlossenen Vertrages. 

§. 541. Das ordnungsmässig geführte Tagebuch, 
sowie der ordnungsmässig ausgefertigte Schluss- 
zettel eines Handelsmäcklers liefern für den Ab- 
schluss des Geschäftes und dessen Inhalt einen 
unvollständigen Beweis, welcher durch den Eid 
oder durch ein anderes Beweismittel ergänzt wer- 
den kann. 
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Jedoch hat das Gericht nach seinem durch die 
Erwägung aller Umstände geleiteten Ermessen zu 
entscheiden, ob dem Inhalte des Tagebuches und 
des Schlusiszettels Beweiskraft beizulegen, ob die 
eidliche Bestärkung durch den Mäckler oder an- 
dere Beweise zu fordern, ob insbesondere die 
Weigerung den Schlusszettel anzunehmen oder 
zu unterzeichnen, für die Beurtheilung der Sache 
von Erheblichkeit ist. 

Vergl. §. 75 des GA. XVIII. v. J. 1893 (Über das sum- 
marische Verfahren). 

§. 542. Die Bestimmungen der §§. 32, 33 und 
35 dieses Gesetzes finden auch auf die Tagebücher 
der Handelsmäckler Anwendung. 

§. 543. Das Gericht kann im Laufe des Rechts- 
streites die Vorlegung des Tagebuches behufs Ver- 
gleichung mit dem Schlusszettel, dem Auszuge 
oder anderen Beweismitteln anordnen. 

Zu dieser Vorlage ist der Mäckler bei sonsti- 
ger Anwendung der im §. 21 bestimmten Geld- 
strafe verpflichtet. 

§. 544. Der Handelsmäckler muss, sofern nicht 
die Parteien ihm dieses erlassen haben, oder der 
Orts gebrauch mit Rücksicht auf die Gattung der 
Waare davon entbindet, von jeder durch seine 
Vermittlung nach Probe verkauften Waare die 
Probe, nachdem er dieselbe behufs der Wieder- 
erkennung gezeichnet hat, so lange aufbewahren, 
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bis die Waare ohne Einwendung gegen ihre Be- 
schaffenheit angenommen oder das Geschäft in 
anderer Weise erledigt ist. 

§. 545. Handelsmäckler, welche ihre in diesem 
Gesetze enthaltenen Pflichten verletzen oder ver- 
absäumen, haften den Parteien für den hieraus 
entstandenen Schaden. 

§. 546. Der Handelsmäckler hat für seine Ver- 
mittlung Anspruch auf die im nachstehenden §. 
bestimmte Mäcklergebühr. Diese Gebühr hat er 
in Ermangelung einer besonderen Uebereinkunft 
dann zu fordern, sobald das Geschäft geschlossen, 
oder wenn es ein bedingtes war, unbedingt gewor- 
den, und seinerseits der Verpflichtung wegen Zu- 
stellung des Schlusszettels Genüge geschehen ist. 

Ist das Geschäft nicht zum Abschlüsse gekom- 
men, oder nicht zu einen unbedingten geworden, 
so kann für die Unterhandlungen keine Mäckler- 
gebühr gefordert werden. 

Mäcklergebühr kann nur gefordert werden, wenn das 
Geschäft durch die Vermittlung des Mäcklers zu Stande 
gekommen ist (C. 7651/83, 5060/85, 405/86, 6919/87). 

§. 547. Die Höhe der Mäcklergebühr wird durch 
freie Uebereinkunft bestimmt. In Ermangelung 
einer derartigen Uebereinkunft oder eines Ortsge- 
brauches, gebührt dem Mäckler auf Grundlage des 
Werthes des vermittelten Geschäftes bis zu 5000 
Gulden ein halbes Perzent, über diese Summe 
hinaus ein viertel Perzent als Mäcklergebühr. 
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Ist unter den Parteien nichts darüber verein- 
bart, wer die Mäcklergebühr bezahlen soll, so 
ist dieselbe in Ermangelung eines Ortsgebrauches 
von jeder Partei zur Hälfte zu entrichten. 

Ueber die Gebühren der Börsenmäckler s. die Börsen- 
ordnung v. 1. August 1897 (§. 6). 

§, 548. Wenn der Mäckler stirbt, wenn er sein 
Geschäft aufgibt oder dasselbe aus irgend einer 
Ursache nicht weiter betreiben kann, so ist sein 
Tagebuch bei jenem Gerichtshofe zu hinterlegen, 
in dessen Sprengel der Handelsmäckler sein Ge- 
schäft betrieben hat. 



Uebergangsbestimmnngen und Bestim- 
mungen gemischter Natur. 

§. 549. Mit dem Inslebentreten dieses Gesetzes 
werden alle Gesetze und Verordnungen, welche 
sich auf die Gegenstände des Handelsgesetzes 
und auf die durch dasselbe geregelten Verhält- 
nisse beziehen, insoweit sie durch das gegenwär- 
tige Gesetz nicht in Wirksamkeit erhalten werden, 
ausser Kraft gesetzt. 

Die Bestimmungen des G.-A. XXXIV v. J. 1871 
werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§. 550. Mit dem Inslebentreten dieses Gesetzes 
werden neue Handelsregister eröffnet. In die frü- 
heren Handelsregister können von diesem Zeit- 
punkte an nur solche Eintragungen geschehen, 
welche die Löschimg früherer Eintragungen be- 
zwecken. 

§. 551. Diejenigen Bestimmungen dieses Ge- 
setzes, welche die Anmeldung der Handelsfirmen 
zur Eintragung in die Handelsregister, und die 
Beglaubigung, beziehungsweise die Einreichung 
der Unterschriften in beglaubigter Form bei dem 
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in Handelssachen zuständigen Gerichtshofe ver- 
ordnen, sind auch für jene Kaufleute massgebend, 
welche ihren Geschäftsbetrieb schon vor dem Ins- 
lebentreten dieses Gesetzes begonnen haben; 
es macht hiebei keinen Unterschied, ob diese 
Kaufleute protocollirt waren oder nicht. Zu die- 
sem Behufe wird vom erwähnten Zeitpunkte eine 
Frist von sechs Monaten festgesetzt, nach deren 
Ablauf die im Verzuge Befindlichen zur Einhal- 
tung der gesetzlichen Bestimmungen unter Ver- 
hängung der im §. 21 festgesetzten Geldstrafe zu 
verhalten sind. 

Die in den §§. 11, 13, 14, 17 und 18 dieses Ge- 
setzes hinsichtlich der Benützung einer Firma 
festgesetzten Beschränkungen finden auf Firmen, 
welche vor dem Inslebentreten dieses Gesetzes 
schon gebraucht wurden, keine Anwendung, wenn 
dieselben innerhalb der erwähnten Frist zur Ein- 
tragung in das Handelsregister angemeldet wur- 
den. 

§. 552. So lange das gegenwärtige Concursge- 
setz in Kraft besteht, bleiben die Bestimmungen 
des §. 9 G.-A. XVI v. J. 1840 über Eintragung 
der Allatur, Widerlage und Morgengabe in Wirk- 
samkeit. 

Die bis zum Inslebentreten dieses Gesetzes ein- 
getragene Allatur, Widerlage und Morgengabe ist 
innerhalb der im §. 551 festgesetzen Frist zur 
Eintragung in das neue Handelsregister anzumel- 
den, widrigenfalls derselben im Falle eines Con- 
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curses keine Priorität zukommt. Diese Eintragung 
kann auch durch die Ehefrau verlangt werden 

§. 9 des GA. XVI. v. 1840 wurde durch §. 267 des GA. 
XVII. v. J. 1881 bei Aufrechterhaltung der erworbenen 
Rechte ausser Kraft gesetzt. 

§. 553. Befinden sich die auf die frühere Ein- 
tragung bezüglichen Original-Eingaben und Doku- 
mente bei jenem Gerichtshofe, bei welchem die 
Anmeldung zu erfolgen hat, so genügt bei der 
Anmeldung eine Berufung auf die frühere Regist- 
rirung und deren Beilagen. 

§. 554. Mit der Kundmachung der im neuen 
Handelsregister erfolgten Eintragung (§. 9) werden 
alle auf die Handelsfirma bezüglichen und in dem 
früheren Handelsregister enthaltenen Eintragun- 
gen unwirksam. 

Die im früheren Handelsregister enthaltenen 
sämmtlichen Eintragungen verlieren auch dann 
ihre Wirksamkeit, wenn die erforderlichen Ein- 
tragungen binnen der im §. 551 festgesetzten Frist 
nicht vorgenommen werden. 

§. 555. Wenn der Eigenthümer eines Handels- 
geschäftes (Principal) die vor dem Inslebentreten 
dieses Gesetzes ertheilte Vollmacht zur Procura 
bei der im §. 551 erwähnten Anmeldung oder vor 
Ablauf von sechs Monaten nach dem Insleben- 
treten dieses Gesetzes nicht widerruft, so wird der 
Procurist als mit dem in diesem Gesetze vorge- 
schriebenen Wirkungskreise bestellt angesehen. 
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Ob der Kaufmann sich während dieser Zeit protocolliren 
liess oder nicht, hat keinen Einfluss auf die Stellung des 
Procuristen (C. 517/80, 605/86). 

§. 556. Diejenigen Bestimmungen der im Sinne 
des zweiten Abschnittes des G.-A. XVIII v. J. 
1840 entstandenen Gesellschaftsverträge, welche 
den durch gegenseitiges Uebereinkommen nicht 
modificirbaren Bestimmungen dieses Gesetzes, 
namentlich in so weit sich dieselben auf die 
Rechtsverhältnisse der Gesellschaft zu dritten 
Personen beziehen, entgegenstehen, werden mit 
Ablauf der im §. 551 festgesetzten Frist ausser 
Wirksamkeit gesetzt. 

Wird aber der Gesellschaftsvertrag binnen der 
erwähnten Frist zur Eintragung in das neue Han- 
delsregister angemeldet, so verlieren die mit den 
Vorschriften dieses Gesetzes im Widerspruch 
stehenden Bestimmungen desselben mit der Kund- 
machung der Eintragung ihre Wirksamkeit. 

§. 557. Diejenigen Actiengesellschaften und Ge- 
nossenschaften, welche bis zum Inslebentreten 
dieses Gesetzes nach der bisherigen Gepflogenheit' 
errichtet wurden, sind in das neue Handelsregister 
auch dann einzutragen, wenn sie bezüglich ihrer 
Entstehung den Erfordernissen dieses Gesetzes 
nicht entsprechen. 

§. 558. Diejenigen Actiengesellschaften und Ge- 
nossenschaften, welche vor dem Inslebentreten 
dieses Gesetzes zum Beginne ihrer Wirksamkeit 

Dr. T. Low : Das Handelsgesetz! f6 
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ermächtigt wurden, sind verpflichtet ihre Statu- 
ten binnen der im §. 561 festgesetzten Frist im 
Sinne dieses Gesetzes abzuändern. 

Nach Ablauf dieser Frist sind die zur Vertre- 
tung der Gesellschaft Berechtigten unter Verhän- 
gung der im §. 21 festgesetzten Geldstrafe zur 
Abänderung der Statuten zu verhalten. 

§. 559. Jene Bestimmungen der Statuten der 
vor dem Inslebentreten dieses Gesetzes errichte- 
ten Actiengesellschaften und Genossenschaften, 
welche den durch die Statuten nicht modificir- 
baren Bestimmungen dieses Gesetzes entgegen- 
stehen, werden mit Ablauf der im §. 551 festge- 
setzten Frist ausser Wirksamkeit gesetzt. 

§. 560. In Betreff der nach den Bestimmungen 
des Berggesetzes errichteten oder in Zukunft zu 
errichtenden Montangesellschaften sind hinsicht- 
lich ihrer inneren Organisation, sowie des* Rechts- 
verhältnisses der Gesellschafter unter einander 
und zu dritten Personen auch in Zukunft die Be- 
stimmungen des Berggesetzes massgebend. 

§. 561. Die Bestimmungen dieses Gesetzes über 
die Haftpflicht der ausgeschiedenen Genossen- 
schafter (§. 236 und 2. Alinea des §. 238), sowie 
über die Verjährung der Klagen gegen die Genos- 
senschafter (§. 254) finden auf die ungarische 
Bodencreditanstalt keine Anwehdung.; 
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§. 562. Jene Eingaben, welche innerhalb 6 
Monaten nach dem Inslebentreten dieses Gesetzes 
eingereicht werden, sind, insofern sie die Ueber- 
tragung einer nach bisheriger Uebung gültig ge- 
schehenen Eintragung in das neue Handelsregis- 
ter bezwecken, gebühren- und stempelfrei. 

§. 563. Hinsichtlich der Beweiskraft der bis 
zum Inslebentreten dieses Gesetzes geschehenen 
Eintragungen in die Handelsbücher und der Dauer 
derselben finden die bisherigen Gesetze Anwen- 
dung. 

§. 564. Die Bestimmungen dieses Gesetzes über 
die Verjährung finden keine Anwendung, wenn 
die Verjährung vor dem Inslebentreten dieses Ge- 
setzes schon begonnen hat, sofern zur Beendi- 
gung der bereits laufenden Verjährung eine kür- 
zere als die in diesem Gesetze bestimmte Ver- 
jährungsfrist erforderlich ist. 

§. 565. Mit dem Inslebentreten dieses Gesetzes 
hört das Institut der beeideten Sensale auf. Die 
Beweiskraft der von solchen Handelsmäcklern bis 
zu diesem Zeitpunkte geführten Bücher und aus- 
gestellten Schlussbriefe ist nach den bisherigen 
Vorschriften zu beurtheilen. 

Die Bücher der Handelsmäckler sind binnen 
der im §. 551 festgesetzten Frist bei jenem Ge- 
richtshofe zu hinterlegen, in dessen Sprengel der 
Sensal seine Wirksamkeit ausgeübt hat. 

16' 
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§. 566, Mit der Bestimmung des Zeitpunktes, 
von welchem an dieses Gesetz ins Leben treten 
soll, sowie mit dem Vollzuge dieses Gesetzes wird 
der Minister für Ackerbau, Gewerbe und Handel, 
in Bezug auf die Gerichtsbarkeit hingegen der 
Justizminister, beziehungsweise für Croatien und 
Slavonien der Banus von Croatien, Slavonien und 
Dalmatien beauftragt. 



ANHANG. 

I. 

Verordnung des Hinisters für Ackerbau, Gewerbe 

und Handel und des Ministers für Justiz vom 

1. Dezember 1875. ZI. 26922 Aber die Anlegung 

und Führung der Handelsregister, 

Auf Grund der im §. 7 des.G.-A. XXVII. v. 
J. 1875 erhaltenen Ermächtigung wird die Anle- 
gung und Führung der Handelsregister folgeri- 
dermassen geregelt: 

§. 1. Von dem Tage, an welchem das Handels- 
gesetz in Kraft tritt, sind bei jedem Gerichtshöfe, 
mit Ausnahme der Gerichtshöfe für Budapest und 
für den Pester Landbezirk, über sämmtliche Fir- 
men und Zweigniederlassungen, welche sich in 
dessen Sprengel befinden, neue Handelsregister 
zu führen. 

Für den Sprengel des Gerichtshofes für Budapest und 
den des Gerichtshofes für den Pester Landbezirk wird das 
Handelsregister "bei dem Handels- und ' Wechsel-Gerichts- 
höfe in Budapest geführt. 

§. 2. Es giebt zweierlei Handelsregister: 
1. Register für Einzelnfirmen, für die Firmen 



246 



der im §. 11 des Handelsgesetzes erwähnten 
Kaufleute. 

2. Register für Gesellschaftsfirmen, für die Fir- 
men der Handelsgesellschaften (§. 61 des Han- 
delsgesetzes). 

§. 3. Die im §. 5 des Handelsgesetzes erwähn- 
ten Personen sind in die Register für Einzeln- 
firmen und ihre Vereinigungen in die Register 
für Gesellschaftsfirmen nur unter den im citirten 
Paragraphen angeführten Bedingungen einzu- 
tragen. 

Wenn in Betreff der Bedingungen ein Zweifel 
entsteht, hat in Folge der Aufforderung des Ge- 
richtes die Gewerbebehörde die nöthigen Daten 
dem Gerichte mitzutheilen. Das Gericht entschei- 
det auf Grund der erhaltenen Daten nach seiner 
Einsicht. 

§. 4. Die Register für Einzelnfirmen sind nach 
dem Formulare A. in die folgenden 8 Rubriken 
zu theilen: 

In die erste Rubrik wird die fortlaufende Num- 
mer der Firma und die Subnummer der einzel- 
nen Eintragungen eingetragen. 

In die zweite das Datum und die Nummer des- 
Gerichts-Beschlusses, welcher die Eintragung ver- 
ordnet. 

In die dritte der Wortlaut der Firma. 

In die vierte der Ort, an welchem die Haupt- 
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niederlassung und die eventuellen Zweignie- 
derlassungen sich befinden. 

In die fünfte der Inhaber der Firma. 

In die sechste der Namen des Procuristen 
und, wenn es sich um eine Collectiv-Procura han- 
delt, die Bezeichnung dieses Verhältnisses. 

In die siebente die Nummer der Registeracten. 

In die achte alle Umstände, welche zur Auf- 
nahme in die übrigen Rubriken nicht geeignet 
sind, namentlich: die Allatur, Widerlage und 
Morgehgabe (§. 552 des Handelsgesetzes), die 
Concurseröffnung (§. 23 des HG.), die in den 
§§. 6 und 15 dieser Verordnung vorgeschriebe- 
nen Anmerkungen, die Löschung der Firma etc« 

Auf jedes Blatt des Registers sind, mit einem 
doppelten Striche abgegränzt, zwei Einzelnfirmen 
einzutragen. 

§. 5. Jede spätere Eintragung ist, auch dann, 
wenn diese nur eine Berichtigung oder Ergän- 
zung enthält von den. vorangehenden durch einen 
quer über alle Rubriken laufenden Strich zu 
trennen. 

§. 6. Ist das für die Firma bestimmte Blatt 
voll, so ist für die Fortsetzung der Eintragungen 
ein neues Blatt zu eröffnen, auf welches alle 
noch in Kraft bestehenden Eintragungen zu über- 
tragen sind. 

Bei der Zahl des neuen Blattes ist zwischen 
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Klammern zu bemerken (die Fortsetzung des 
Blattes Zahl ....). 

Die Subnummer der einzelnen Eintragungen ist 
neu zu beginnen. 

Das frühere Blatt ist mit rother Tinte durch- 
gestrichen (X) abzuschliessen und in die letzte 
Rubrik das Wort: »abgeschlossen« mit einem 
Hinweis auf das neue Blatt anzumerken. 

§. 7. Die Register für Gesellschaftsfirmen sind 
dem Formulare B. entsprechend in die folgenden 
acht Rubriken zu theilen: 

In die erste Rubrik wird die fortlaufende Num- 
jner der Firma und die Subnummer der einzelnen 
Eintragungen eingetragen. 

In die zweite das Datum und die Nummer des 
Gerichts-Beschlusses, welcher die Eintragung 
verordnet. 

In die dritte der Wortlaut der Firma. 

In die vierte der Ort, an welchem die Haupt- 
niederlassung und die eventuellen Zweignieder- 
lassungen sich befinden. 

In die fünfte die Procuristen, die Liquidatoren 
und wenn es sich um eine Collectiv-Procura han- 
delt, die Bezeichnung dieses Verhältnisses. 

In die sechste die Rechtsverhältnisse der Gesell- 
schaft, namentlich bei offenen Handelsgesellschaf- 
ten der Namen, bürgerliche Stellung und Wohn- 
ort der Gesellschafter und der Zeitpunkt mit 
welchem die Gesellschaft beginnt, bei Comman- 
ditgesellschaften der Namen, bürgerliche Stellung 
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und Wohi^ort der persönlich haftenden Gesell- 
schafter und der Commanditisten und die Summe 
der Vermögenseiniage eines jeden Commanditi- 
sten, endlich bei den Actiengesellschaften und Ge- 
nossenschaften die in den §§. 9 und 11 näher 
bezeichneten Daten. 

In die siebente die Nummer der Registeracten. 

In die 'achte alle Umstände welche zur Auf- 
nahme in die übrigen Rubriken nicht geeignet 
sind, namentlich die Allatur, Morgengabe und 
Widerlage der Frauen der persönlich haftenden 
Gesellschafter (§. 552 des Handelsgesetzes), die 
Concurseröffnung (§. 23 des HG.) die im §. 9 
dieser Verordnung bezeichneten Eintragungen, die 
Löschung der Firma. 

§. 8. Für jede Gesellschaft ist ein ganzes Blatt 
(zwei Seiten) vorzubehalten. 

§. 9. Für Actiengesellschaften und Genossen- 
schaften sind mehrere auf einander folgende 
Blätter vorzubehalten und ist gleichzeitig in die 
dritte Rubrik eines jeden Blattes die Gesellschafts- 
firma im vorhinein einzutragen. 

Die §§. 5 und 6 sind auch bei Register für 
Gesellschaftsfirmen anzuwenden. 

§. 10. Bei Actiengesellschaften ist in die sechste 
Rubrik einzutragen: 

1. das Datum der Statuten und der diese abän- 
derenden Generalversammlungsbeschlüsse ; 
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2. der Gegenstand der Unternehmung und die 
Dauer der Gesellschaft; 

3. die Höhe des Stammcapitals, die Zahl und 
Nominalwert der Actien und Actienantheile ; 

4. die Zahl und Nominalwerth der eventuell 
emittirten oder der zu emittirenden Prioritäts- 
Obligationen ; 

5. die Erwähnung des Umstandes, ob die 
Actien auf Inhaber oder auf Namen lauten 
werden ; 

6. die Modalitäten der Bekanntmachung der 
Gesellschaftsbeschlüsse (§. 158 des Handelsge- 
gesetzes) ; 

7. die Mitglieder der Direction und eine jede 
diese betreffende Aenderung (§. 184 des Handels- 
gesetzes) ; 

8. die Nummer der Urkundensammlung. 

Bei ausländischen Actiengesellschaften ausser- 
dem: 

1. die Benennung der Mitglieder der hierlän- 
digen Vertretung und 

2. die Höhe des hier angelegten Capitals (§.212 
des Handelsgesetzes). 

§.11. Bei Genossenschaften ist in die siebente 
Rubrik einzutragen: 

li das Datum der Statuten und der diese ab- 
änderenden Generalversammlungsbeschlüsse ; 

2. der Gegenstand des Unternehmens; 

3. die Dauer der Genossenschaft; 
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4. die Modalitäten der Veröffentlichung der Be- 
kanntmachungen der Genossenschaft; 

5. die Angabe, ob die Genossenschafter für die 
Verbindlichkeiten der Genossenschaft eine unbe- 
schränkte oder beschränkte Haftung übernehmen 
und wenn in letzterem Falle die Haftung über 
das im Gesetze bestimmte Mass ausgedehnt wird, 
der Umfang dieser Haftung (§. 226 des Handels- 
gesetzes) j 

6. die Mitglieder der Direction und eine jede 
diese betreffende Aenderung (§. 226 des Handels- 
gesetzes) ; 

7. die Nummer der Urkunden-Sammlung. 
Bei ausländischen Genossenschaften ausser- 
dem: 

1. die Benennung der Mitglieder der hierlän- 
digen Vertretung und 

2. die Höhe des hier angelegten Capitals (§. 220 
des Handelsgesetzes). 

§. 12. Bei Actiengesellschaften sind die Statu- 
ten (§. 158 des Handelsgesetzes), die Subscrip- 
tionsbogen, der Ausweis über die Einzahlung 
(§. 159 d. HG.), die Protocolle der Generalver- 
sammlungen (§. 180 d. HG.), die Bilanzen (§. 198 
d. HG.), bei ausländischen Actiengesellschaften 
die im §. 211 des Handelsgesetzes angeführten 
Nachweise — bei Genossenschaften die Statuten, 
das Namensverzeichniss der Genossenschafter 
(§. 226 des HG.), die vierteljährigen Ausweise 
über die eingetretenen und ausgeschiedenen Mit- 
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glieder, die Zahl der gekündigten Geschäftsan- 
theile und das jährliche alphabetische Namens- 
verzeichniss der Mitglieder (§. 242 des HG.), die 
Bilanzen (§. 243 des HG.), der Nachweis des 
Stammcapitals bei Lagerhaus- und Versicherungs- 
Unternehmungen (§§. 435 und 453 des HG.) und 
bei den letzteren die Art der Anlegung des Stamm- 
capitals und des Prämienfonds (§. 454 des HG.), 
bei den Leben s versicherungs - Unternehmungen 
ausserdem die im §. 455 des Handelsgesetzes 
angeführten Daten in Urschrift oder in beglau- 
bigter Abschrift in eine für jede Actiengesell- 
schafts-Firma oder Genossenschafts-Firma mit 
einer besonderen Nummer zu bezeichnenden 
Urkunden-Sammlung zu vereinigen. 

Jedes Packet dieser Urkunden - Sammlung, 
welche das Register für Gesellschaftsfirmen er- 
gänzt, ist mit der Aufschrift: »Urkunden-Samm- 
lung Nr zur Seite . . . des Registers für Ge- 
sellschaftsfirmen« zu versehen. 

r 

* 

§. 13. Für die Zweigniederlassung ist ein beson- 
deres Blatt nur in den folgenden Fällen anzulegen : 

1. wenn sich die Hauptniederlassung im Spren- 
gel eines anderen Gerichtshofes befindet und dort 
schon protocollirt wurde; 

2. wenn die Hauptniederlassung zum Sprengel 
desselben Gerichtshofes gehört, die Firma der 
Zweigniederlassung aber mit der Firma der 
Hauptniederlassung nicht übereinstimmt (§. 18 
des HG.). 
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In beiden Fällen sind nur die vier ersten Rubri- 
ken des Register-Blattes auszufüllen, in der achten 
Rubrik ist auf das Register-Blaty zu verweisen, 
auf welches die Hauptniederlassung protocol- 
lirt ist. 

§. 14. Wenn die dieselbe Firma betreffenden 
früheren Eintragungen durch die späteren Eintra- 
gungen aufgehoben werden, sind die nicht mehr 
zur Kraft bestehenden Theile der Eintragungen 
mit rother Tinte durchzustreichen, jedoch so, 
dass die ursprüngliche Eintragung lesbar bleibe. 

§. 15. Geht eine Einzelfirma aus dem Besitze 
eines Einzelkaufmannes auf eine Handelsgesell- 
schaft, oder eine Gesellschaftsfirma auf einen 
Einzelkaufmann über, wird ferner der Sitz einer 
Firma in den Sprengel eines anderen Gerichtsho- 
fes verlegt, oder erlischt die Firma ganz : so sind 
diese Umstände in die letzte Rubrik einzutragen, 
ist das ganze Blatt mit rother Tinte kreuzweise 
durchzustreichen und wenn eine Uebertragung auf 
ein anderes Blatt erfolgt, ist die Uebertragung am 
Ende des alten Blattes und am Kopfe des neuen 
Blattes anzumerken. 

§. 16. Im Handelsregister darf Nichts ausge- 
bessert, radirt oder eingeschaltet werden, die ent- 
deckten Irrthümer sind durch eine unter neuer 
Subnummer auf Grund eines gerichtlichen Be- 
scheides vorzunehmenden neuen Eintragung zu 
berichtigen. 
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§. 17. Die Handelsregister sind in massigen, 
mit haltbaren Einbänden versehenen Foliobänden 
anzulegen. 

Jeder Band ist auf der Aussenseite mit dem 
Titel: »Register für Einzelfirmen« oder »Register 
für Gesellschaftsfirmen« und mit der fortlaufen- 
den Nummer des Bandes zu versehen, weiter 
ist die Anzahl der Blätter der einzelnen Bände 
auf der ersten Seite des Bandes zu vermerken, 
der Band selbst ist mit einem Faden durchzu- 
ziehen, dessen Enden mit dem Siegel des Ge- 
richtshofes zu befestigen sind. 

§. 18. Für die protocollirten Firmen ist ein 
alphabetisches Nachschlageregister anzulegen, in 
welches für jede Firma die Nummer des Bandes 
und das Blatt zu bezeichnen sind, unter welcher 
diese im Register für Einzelnfirmen oder Gesell- 
schaftsfirmen vorkommt. 

§. 19. Die Register für Einzelnfirmen und für 
Gesellschaftsfirmen, die Urkunden-Sammlung, so 
wie das Nachschlageregister und sämmtliche auf 
die Eintragung bezüglichen Acten sind unter Auf- 
sicht des zur Führung der Register bestimmten 
Beamten, in derselben Localität zu verwahren und 
sind während der hiefür zu bestimmenden Stun- 
den von Jedermann zu besichtigen. 

Die bezeichneten Amtsstunden sind so zu be- 
stimmen, dass sie möglichst denjenigen Stunden 
entsprechen, in welchen das Exhibit-Protocoll 
offen steht. 
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§. 20. Abschriften und Zeugnisse aus dem Han- 
delsregister sind über mündliche Anmeldung bei 
dem Registerführer und bei Beibringung des 
nöthigen Stempels und Papiers Jedermann zu er- 
theilen. 

Solche amtlich beglaubigte Abschriften können 
ertheilt werden, von dem vollen Inhalte des Blat- 
tes und von den in der Urkunden-Sammlung auf- 
bewahrten Urkunden, und zwar vollinhaltlich 
oder auszugsweise. 

Amtliche Zeugnisse können ertheilt werden 
über die in dem Handelsregister vorkommenden 
und zur Kraft bestehenden Eintragungen, von den 
ausser Kraft gesetzten Eintragungen mit der Clau- 
sel, in welchem Zeitpunkt ihre Geltung aufge- 
hört hat. 

Mittelst amtlichen Zeugnisses kann auch bestä- 
tigt werden, dass eine gewisse Firma oder in 
Ansehung derselben eine bestimmte Eintragung 
in dem Handelsregister nicht vorkomme. 

Die bei den Registeracten verwahrten Urkun- 
den, welche irgend eine Eintragung begründen, 
sind nach Obigem auch einzusehen und in Ab- 
schrift zu ertheilen. 

Die ertheilten Abschriften und Zeugnisse sind 
vom Referenten und von dem Registerführer zu 
unterschreiben und mit dem Amtssiegel zu ver- 
sehen. 

§. 21. Die Firmaprotocollirungen können auch, 
insofern das Gesetz in einzelnen Fällen (z. B. 
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§§. 159 und 227 des Handelsgesetzes) keine 
schriftliche Eingabe verlangt, mündlich verlangt 
werden. 

Wenn die Protocollirung mündlich verlangt 
wird, so ist darüber vom Referenten und vom 
Registerführer ein Protocoll aufzunehmen und die- 
sem alle zur Eintragung nöthigen Documente bei- 
zulegen. 

Dieses Protocoll ist von denen, die die Eintra- 
gung verlangen und wenn diese keinem der oben 
bezeichneten Gerichtsmitglieder bekannt sind, von 
den die Identität derselben bezeugenden glaub- 
würdigen Zeugen und von den richterlichen Mit- 
gliedern zu unterschreiben. 

Bei dieser Gelegenheit sind auch die nöthigen 
Firmazeichnungs-Exemplare von den Ansuchen- 
den zu unterschreiben. 

Das Protocoll ist mit der Exhibition versehen, 
sammt Beilagen und den Firmazeichnungen dem 
Gericht zur Erledigung vorzulegen. 

§. 22. Eintragungen in das Handelsregister kön- 
nen nur auf Grund eines Beschlusses des Gerichts- 
hofes erfolgen. 

Die Beschlüsse, welche der Eintragung Platz 
geben sind mit der nöthigen Kürze zu fassen 
und sind in denselben die Parteien aufmerksam 
zu machen, dass sie ihre geschäftliche Namens- 
unterschrift immer der Firmazeichnung entspre- 
chend vorzunehmen haben. 

Der Registerführer ist darüber besonders anzu- 
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weisen, in welchem Theil oder in welche Rubrik 
des Registers die einzelnen Umstände einzutra- 
gen sind. 

Die Firmazeichnungs-Exemplare dürfen den in- 
teressirten Parteien erst nach der Eintragung aus- 
gefolgt werden und ist auf diesen die erfolgte 
Eintragung vom Register-Referenten und Register- 
führer zu bescheinigen. 

Aenlich sind die von einem öffentlichen Notar 
beglaubigten Firmazeichnungs-Erklärungen zu be- 
scheinigen. 

Die Firmeninhaber haben das Recht die unent- 
geltliche Ausstellung von 10 Firmazeichnungen 
zu verlangen, in Folge einer motivirten Bitte kann 
diese Zahl vom Gerichte erhöht werden. 

Wenn die Firmazeichnungs-Erklärungen mit 
einem Gesuch eingereicht werden, so sind diese 
und so die Firmazeichnung auch vom öffentlichen 
Notar zu beglaubigen. 

§. 23. Der Registerführer vollzieht unter Con- 
trolle des Referenten, unverzüglich die Eintra- 
gung und bescheinigt nach jeder Eintragung die 
Erfolgung derselben in der achten Rubrik mit 
Unterschrift seines Namens. 

Eine beglaubigte Abschrift jeder Protocollirung 
ist an das Ministerium für Ackerbau, Gewerbe 
und Handel zum Zwecke der Bekanntmachung 
im »Central-Anzeiger« unter Couvert sofort ein- 
zusenden. 

Dr. T. Low : Das Handelsgesetz. 17 



Damit ersichtlich sei welche Firma die Ände- 
rungen betreffen, ist auf den Abschriften, 
welche eine spätere Eintragung betreffen, der In- 
halt der dritten und vierten Rubrik für jeden Fall 
mitzutheilen. 

§. 24. Die Uebertragung der Finnen, welche in 
den bis zum Tage, an welchen das Handelsgesetz 
ins Leben tritt, geführten Register protocollirt 
sind, in die neuen Register ist mit Rücksicht auf 
den §. 551 des Handelsgesetzes, im Sinne dieser 
Verordnung zu vollziehen. 
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GESETZAKTIKEL XXV. VOM JAHRE 1900, 

tter die Modification der auf das Sammeln 
ra Bestellungen bezüglichen Bestimmungen des 
§ 50 des Gesetz-Artikels XVII Tom Jahre 1884. 

(Sanctionirt am 14. Dezember 1900. — Kundgemacht im 
»Orszägos Törvenytär« am 20. Dezember 1900.) 

§. 1. Jene Bestimmung des §. 50 des Gesetz- 
Artikels XVII vom Jahre 1884, wonach jeder 
Industrielle das Recht hat, sowohl für seine eige- 
nen, als für die Erzeugnisse Anderer nicht blos 
in seinem Wohnorte, sondern auch ausserhalb 
desselben wo und wann immer auch unter Vor- 
weisung von Mustern Bestellungen sammeln oder 
sammeln zu lassen, wird ausser Kraft gesetzt. 
An die Stelle derselben tritt die Bestimmung, dass 
sowohl in- als ausländische Industrielle, Kaufleute 
oder deren Bevollmächtigte ausserhalb des Nieder- 
lassungsortes des Industriellen oder Kaufmannes 
— mit oder ohne Muster — behufs Sammeins 
von Bestellungen nur solche Industrielle oder 
Kaufleute aufsuchen können, welche sich in ihrem 

17* 
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Geschäftskreise mit dem Verkaufe oder der Ver- 
wendung der betreffenden Waare beschäftigen. 
Dem Verbote dieses Paragraphen unterliegt die 
Uebernahme oder Erfüllung einzelner an den 
Industriellen oder Kaufmann unmittelbar gerich- 
teten Bestellungen Seitens eines Bevollmächtig- 
ten nicht. 

Absatz 1 des §. 50 des GA. XVII. v. J. 1884. 

Jeder Gewerbetreibende hat das Recht sowohl seine 
eigenen, als auch fremde Erzeugnisse nicht nur im eige- 
nen Wohnorte, sondern auch ausserhalb desselben auf allen 
Jahrmärkten im Lande persönlich oder durch Bestellte zu 
verkaufen, ferner ist er berechtigt auf dieselben wo immer 
und zu jeder Zeit mit Gebrauch von Mustern, Bestellungen 
zu sammeln oder sammeln zu lassen, bestellte Arbeiten 
auszuführen oder durch seine Arbeiter ausführen zu lassen. 

§. 2. Die Bestimmung des ersten Absatzes des 
§. 1 erstreckt sich nicht auf das Sammeln von 
Bestellungen litterarischer und künstlerischer Er- 
zeugnisse. 

§. 3. Der Handelsminister wird ermächtigt, hin- 
sichtlich gewisser Geschäftszweige und Industrie- 
artikel eine Ausnahme von den gesammten oder 
einzelnen Bestimmungen des ersten Absatzes des 
§. 1, nach Anhörung der Handels- und Gewerbe- 
kammern zu bewilligen und geht er in dieser 
Hinsicht im Einverständnisse mit dem Banus von 
Kroatien-Slavonien-Dalmatien vor. 

Ueber die bewilligten Ausnahmen hat der Han- 
delsminister alljährlich bei Gelegenheit der Vor- 
lage des Budgets dem Reichstage Bericht zu 
erstatten. 
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* §. 4. Derjenige, der irgend eine der im ersten 
Absätze des §. 1 dieses Gesetzes enthaltenen Be- 
stimmungen verletzt, begeht eine Uebertretung, 
und ist für dieselbe durch die im Kapitel VII 
des Gesetz-Artikels XVII vom Jahre 1884 erwähn- 
ten Gewerbebehörden mit Arrest bis zu einem 
Monate und mit einer Geldstrafe von 20 bis 600 
Kronen zu ahnden. Im Falle der Verurtheilung 
sind die Muster zu beschlagnahmen, im Wieder- 
holungsfalle kann dem Betreffenden auch das be- 
willigte Sammeln von Bestellungen auf die Dauer 
eines Jahres entzogen werden. 

Das entgegen dem im §. 1 dieses Gesetzes ent- 
haltenen Verbote zustande gekommene Geschäft 
ist gegenüber dem Bestellenden unwirksam. 

§. 166 des GA. XVII. v. J. 1884. 

In Gewerbeangelegernheiten werden folgende Behörden 
aufgestellt : 

I. Gewerbebehörde I. Instanz: 

a) in Gemeinden der Stuhlrichter; 

b) in Städten mit geregeltem Magistrat der Stadtmagistrat ; 

c) in mit Jurisdiktionsrechten bekleideten Städten der 
Polizeihauptmann ; 

d) in der Hauptstadt Budapest die Bezirksvorstehung. 

II. Behörde zweiter Instanz: 
in Komitaten der Vizegespan, 

in mit Jurisdiktionsrechten . bekleideten Städten der 
Magistrat. 

III. Behörde dritter Instanz: 

der Minister für Ackerbau, Gewerbe und Handel. 

§. 5. Den Tag des Inslebentretens dieses Ge- 
setzes stellt der Handelsminister mittelst Verord- 
nung fest. Dieser Tag ist derart zu bestimmen, 
dass das Gesetz spätestens am 1. Juli* 1901 ins 
Leben trete. 
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Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes wird der 
Handelsmimster, in Kroatien-Slavoaiea aber der 
Banns von Kroatien-Slav<mien-Dalmatien betraut 

Das Gesetz ist in Folge der auf Grand des §. 5 erlas- 
senen Verordnung des Ministers für Hände? ZI. 27.483. 
v. J. 1901 am 1. Juli 1901 ins Leben getreten. 



SACHREGISTER 

(Die Zahlen bezeichnen die Paragraphen des Handelsgesetze«.) 



Ablieferung des Frachtgutes 395, 405—407, 416, 418, 419. 

Abschliessung der Handelsgeschäfte 311—320» 

Abschliessung des Kaufes 336. 

Absender 415-419, 423, 425. 

Abstehen vom Geschäfte 348. 

Actien 147, 148, 150, 152, 153, 165—162, 164, 168, 169, 

171—173, 175, 180, 203, 258, auf Namen 157, 158, 

164, 173, auf Inhaber 167, 188, 164, 172. 
Actienantheile 157, 158, 160. 
Actienbezugscheine 164. 
Actienbuch 173. 
Actiencapital 150, 154, 458. 
Actieneinlage 147. ^~~ — x 

-Actiengesellschaft 13, 14, 61, 63, 147 -222, .557—569. 

Actienzeichnung 150 — 154. 
^Actionär 147, 156, 163, 165-170, 173—176, 178, 180, 

182, 203. 
Amortisation 171, 298, 452. 
Anerkennung 287. 
Anfechtung wegen Verletzung über die Hälfte 260, des 

Versicherungsvertrages 475. 
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Annahme 314—320, des Frachtgutes 408—410. 

Anschaffung von Waaren 258. 

Antheile der Genossenschaften 224. 

Antrag 289, 314—316, 320, 336. 

Anweisung 291—294, 269—299. 

Anzeige der Mängel der Waare 346. 

Apports 150. 

Art der Erfüllung 326. 

Aufbewahrung der Handelsbücher 29. 

Aufgabeschein 404. 

Aufkündigung der offenen Handelsgesellschaft 98 — 101, 
der Commanditgeseilschaft 144. 

Auflösung der offenen Handelsgesellschaft 98 — 104, 107, 
der Commanditgeseilschaft 144 — 146, der Actien- 
gesellschaft 179, 181, 201, 216, der Genossenschaft 
247—249, 254. 

Aufsichtsrath der Actiengesellschaft 154, 157, 159, 179, 
191, 194—198, 200, 203, 205, 218, 219, der 
Genossenschaft 225, 227, 244, 245. 

Auftrag 288, 289, .292. 

Ausgaben des Versicherungs- Unternehmens 457, 458. 

Auslagen des Gommissionärs 377, 379, Spediteurs 387, 
389, Frachtführers 411. 

Ausländische Actiengesellschaften 210—217, Genos- 
senschaften 230, Versicherungs-Unternehmungen 
461-462. 

Auslegung 265-266. 

Ausregistrirung einer ausländischen Actiengesellschaft 217. 

Ausscheiden eines Gesellschafters der offenen Handels- 
gesellschaft 105—106, der Commanditgeseilschaft 146. 

Ausschliessung eines Gesellschafters 103, 105, 106, 121', 
145, 146, 235, 244, 255. 

Austritt aus der Genossenschaft 235, 237/ 254. 

Autor 515—517. 
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Bankiergeschäfte 258. 

Bekanntmachungen der Actiengesellschaft 157, 158, 170, 

202, der Genossenschaft 225, 226. 
Benachrichtigung des Versicherers 476, 511. 
Beschaffenheit der Waare 321, 349. 
Betrug 350, 390. 
Beweisführung durch Handelsbücher 31 — 36, durch 

Mäklerbücher 541 — 543. 
Bezugsberechtigte 498, 500, 502—504. 
Bilanz 26-28, 30, 85, 139, 157, 167, 179* 187, 195, 
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